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Editorial: Die EU nach der Krise: Neuformierung und Zerfall 


Die Krise hat in der Europäischen Union 
(EU) tiefe Spuren hinterlassen. Zehn Jahre 
nach ihrem Ausbruch ist das Gesicht der 
EU im Allgemeinen und der Eurozone im 
Besonderen deutlich verändert. Während 
sich Desintegrationstendenzen verstärken, 
wurde die institutionelle Architektur der 
EU über Ad-hoc-Maßnahmen und im Mo- 
dus eines permanenten Ausnahmezustands 
umgebaut und ihr Kompetenzbereich 
ausgeweitet. 

Schon früher hatten verschiedene 
Autor*innen in PROKLA 144 Krisenten- 
denzen und Probleme der EU und insbe- 
sondere der Eurozone benannt. Vor allem 
die ungleiche regionale Entwicklung wie 
auch das demokratische Defizit wurden 
damals als mögliche Auslöser benannt. 
Beide Defizite sollten sich als ursächlich für 
die Krise ab 2008 erweisen. Bis heute hat 
die europäische Krisenbearbeitung aufdie 
damit verbundenen Desintegrationsten- 
denzen jedoch keine Antwort gefunden. 
Die tieferliegenden Ursachen der Krise 
sind nach wie vor virulent und bedrohen 
das europäische Projekt in seiner Existenz. 

Zwar werden die Spitzen der EU nicht 
müde zu betonen, dass „sich der Wind 
gedreht hat“ und sich die EU „im fünften 
Jahr eines Wirtschaftsaufschwungs“ befin- 
det, „der wirklich in jedem Mitgliedstaat 
ankommt“, wie EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker es in seiner Rede zur 
Lage der Union 2017 ausdrückt. Doch 
dieser Optimismus erscheint vor dem Hin- 
tergrund der tiefen Zerfallstendenzen vor 
allem als Durchhalteparole. Ökonomisch 


können zwar einige Länder aktuell wieder 
ein leichtes Wirtschaftswachstum ver- 
zeichnen, jedoch sind v.a. in den südlichen 
Euroländern die Arbeitslosigkeit und die 
Schuldenlast nach wie vor erdrückend 
hoch. Insbesondere die Jugendarbeitslosig- 
keit ist in vielen Ländern dramatisch ange- 
stiegen, sodass eine verlorene Generation 
zur Migration in die europäischen Zentren 
gezwungen ist. Aufgrund der Austeritäts- 
politik, mit der die Krise von herrschender 
Seite bearbeitet wurde, stagniert auch die 
Lohnentwicklung. Gewerkschaften werden 
in ganz Europa in die Defensive gedrängt. 
Selbst im europäischen Zentrum sind 
Lohnforderungen von mehr als 3 Prozent 
eine Seltenheit geworden. Zugleich muss 
die EZB durch historisch niedrige Zinsen 
und den massiven Ankauf von Staatsan- 
leihen ein weiterhin fragiles Finanz- und 
Bankensystem stabilisieren. Dessen neural- 
gischen Punkt bildet in erster Linie Italien, 
wosich die Widersprüche der europäischen 
Krisenbearbeitung derzeit mit besonderer 
Intensität verdichten. So hat nicht nur die 
italienische Bankenkrise im Januar 2017 
gezeigt, wie schnell das europäische Finanz- 
system wieder an den Rand des Abgrunds 
geraten kann. Auch der sprunghafte Anstieg 
der Risikoaufschläge auf italienische Staats- 
anleihen bei der Bildung der neuen Regie- 
rungaus LegaNord und Cinque-Stelle-Be- 
wegung macht deutlich, dass die Eurokrise 
keinesfalls langfristig oder gar nachhaltig 
überwunden wurde (vgl. hierzu den Beitrag 
von Thomas Sablowski, Etienne Schneider 
und Felix Syrovatka in diesem Heft). 
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Mindestens genauso gravierend wie die 
wirtschaftlichen Krisenerscheinungen sind 
die politischen Erosionsprozesse. Das Ver- 
trauen in die EU verbleibt auf dem nied- 
rigsten Stand ihrer Geschichte. Zugleich 
feiern in fast allen Mitgliedsstaaten neue 
und alte rechte bis rechtsextreme Parteien 
mit EU-kritischen Positionen einen Erfolg 
nach dem anderen. Während in Frankreich 
die rechtspopulistische Kandidatin Ma- 
rine Le Pen mit der Forderung nach einer 
Rückkehr zur nationalen Währung in die 
Stichwahl der Präsidentschaftswahlen ge- 
langte, plädiert in Italien mittlerweile der 
Großteil des Parteienspektrums für einen 
Ausstieg aus der europäischen Gemein- 
schaftswährung. Der sogenannte Sommer 
der Migration 2015 hat zudem die Krise 
des europäischen Migrationsregimes offen- 
bart, in der sich die EU als weitestgehend 
steuerungs- und durchsetzungsunfähig 
erwies. Dublin II und Dublin III werden 
derzeit durch eine neue Allianz aus CSU 
sowie den Regierungen von Österreich, 
Italien und den Visegrad-Ländern aus- 
gehebelt. Insbesondere die sogenannte 
Visegrad-Gruppe aus Polen, Ungarn, der 
Slowakei und der Tschechischen Republik 
entwickelte sich in diesen migrationspoliti- 
schen Auseinandersetzungen zunehmend 
als eigenständige Akteursformation in- 
nerhalb der EU (vgl. den Beitrag von Joa- 
chim Becker). Um in dieser Konstellation 
dennoch den Anschein politische Hand- 
lungsfähigkeit zu demonstrieren, rückt 
in der europäischen Migrationspolitik als 
kleinster gemeinsamer politischer Nen- 
ner noch stärker als zuvor die zunehmend 
brutalere Abschottung nach außen in den 
Vordergrund. Im Zuge dessen entstehen 
immer neue Abwehrmechanismen und 
Machtdispositive gegen Menschen auf 
der Flucht: angefangen vom sogenannten 
„Flüchtlingsdeal“ mit der Türkei und der 
Operation Triton über die Stärkung von 
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Frontex bis hin zur aktuellen Diskussion, 
außerhalb der EU Auffanglager zu bauen 
(vgl. hierzu den Beitrag von Sonja Buckel). 

Trotz dieser Erosionstendenzen haben 
auf institutioneller Ebene zahlreiche Ad- 
hoc-Maßnahmen in Folge der Wirtschafts- 
krise zugleich zu einer Weiterentwicklung 
und Vertiefung der europäischen Integra- 
tion geführt. So sind neue Institutionen 
wie der Europäische Stabilitätsmecha- 
nismus (ESM) oder die Europäischen 
Bankenaufsicht entstanden, neue Me- 
chanismen wie das Europäische Semester 
wurden durchgesetzt und festgeschrieben 
und bestehende Institutionen wie die Euro- 
gruppe oder die Europäische Zentralbank 
(EZB) durchliefen einen grundlegenden 
Funktions- und Bedeutungswandel (vgl. 
Joscha Abels und Maria Kader). Wer von 
diesen Veränderungen in der EU allerdings 
profitiert, ist nach wie vor undurchsichtig 
und entsprechend umstritten. Während 
einige die supranationalen Akteure wie 
EU-Kommission als Gewinner der insti- 
tutionellen Verschiebungen schen, sind 
andere wiederum der Meinung, dass vor 
allem die intergouvernementalen Ins- 
titutionen wie die Eurogruppe und der 
Europäische Rat ihren Kompetenz- und 
Machtbereich ausbauen konnten. Anders 
als noch in anderen Krisenperioden der EU 
ist ein neuer großer integrationspolitischer 
Schritt weiterhin nicht in Sicht, sodass sich 
der europäische Modus Operandi weiterhin 
als „Fahren auf Sicht“ beschreiben lässt. 
Dieser Zustand scheint vor allem in der 
zunehmenden Asymmetrie der deutsch- 
französischen Achse zu wurzeln, welchein 
der Krise noch weiter in Schieflage geriet. 
Während die abnehmende politische und 
wirtschaftliche Macht Frankreichs ge- 
genüber Deutschland abnimmt, wird die 
Vertiefung der europäischen Wirtschafts- 
integration insofern blockiert, als sich 
Deutschland im Gegensatz zu früheren 
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Phasen der europäischen Integration bis- 
her kaum zu Zugeständnissen gegenüber 
Frankreich, Italien und der südeuropäi- 
schen Peripherie bewegen lässt. 

Zugleich wird die EU mit dem Brexit 
erstmals kleiner werden. Die Tragweite 
des Brexits für die EU, die politischen 
Mehrheitsverhältnisse wie auch die öko- 
nomischen Auswirkungen sind bis jetzt 
nicht absehbar. Sicher ist jedoch, dass der 
beschlossene Austritt Großbritanniens 
einen tiefen Einschnitt mit politischen 
Implikationen für das gesamte europäische 
Integrationsprojekt darstellt. Die erste Re- 
aktion aufden Brexit war die Ankündigung 
einer Verteidigungsunion, welche nun nach 
1952 erstmals wieder als durchsetzungsfä- 
hig gilt. So war es bisher die britische Re- 
gierung gewesen, die sich mit Verweis auf 
die NATO sowie auf die Eigenständigkeit 
ihrer militärischen Planungs- und Sicher- 
heitspolitik einer Vergemeinschaftung der 
Verteidigungspolitik verwehrt hatte. Nach 
der Wahl von Donald Trump und einer 
verstärkt unilateralistisch orientierten Au- 
ßenpolitik der USA scheint die Europäi- 
sche Union zunehmend auch militärisch als 
eigenständiges imperialistisches Zentrum 
agieren zu wollen. Entsprechende politi- 
sche Förderungvonseiten der EU erhält die 
verstärkte militärische Kooperation, kurz 
PESCO (Permanent Structured Coopera- 
tion) auch deshalb, weilsich hier - entgegen 
den Blockaden und Desintegrationsten- 
denzen in anderen Bereichen - eine neue 
Integrationsdynamik abzuzeichnen scheint. 

PESCO ist nicht zuletzt auch als Reak- 
tion auf die geopolitischen Verschiebungen 
zu verstehen, die sich durch die erneute po- 
litische und wirtschaftliche Eskalation zwi- 
schen Russland und den USA, aber auch 
zwischen der EU und Russland vollzogen 
haben. Die EU ist immer noch stark von 
den Öl- und Gaslieferungen aus Russland 
abhängig, Zugleich findet sie sich innerhalb 
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einer neuen Triadenkonkurrenz zwischen 
Chinaundden USA eingezwängt. Aufder 
einen Seite versucht die EU, die von den 
USA über lange Zeit geprägte globale Han- 
delsarchitektur zu erhalten, auf der ande- 
ren Seite sucht sie jedoch zugleich die Nähe 
Chinas, mit dem in der Krise zahlreiche 
Handelsverträge geschlossen wurden. Die 
Häfen von Piräus bis Duisburgsind fest in 
das chinesische Mega-Projekt der Neuen 
Seidenstraße eingebunden, wodurch sich 
die europäische Abhängigkeit von China 
weiter vergrößern wird. 

Doch welche Alternative haben wir zu 
diesem Europa? In der Krise gab es zahlrei- 
che Demonstrationen, Proteste und soziale 
Bewegungen und sogar linke Regierungs- 
projekte. In Spanien, Frankreich, Portugal 
und Griechenland wurden Plätze besetzt 
und fürein „Europa von unten“ geworben. 
Mehr Demokratie, mehr Mitbestimmung, 
mehr Transparenz waren die Schlagwör- 
ter jener Bewegungen, die mittlerweile 
von den Plätzen und aus den Medien ver- 
schwunden sind. Was aber ist davon übrig 
geblieben? Wo stehen die linken Parteien 
in Europa heute, angesichts von schweren 
politischen Erschütterungen infolge der 
Krise und dem Aufstieg der Rechten in 
vielen europäischen Mitgliedsstaaten? 
Einige davon sind in Regierungen gekom- 
men, womit zahlreiche Hoffnungen und 
Wünsche verbunden waren, die jedoch 
meistschnellenttäuscht wurden. Während 
SYRIZA in Griechenland das dritte Ret- 
tungspaket angenommen und die Austeri- 
tätspolitik fortgeführt hat, scheint die von 
der Linken tolerierte sozialdemokratische 
Regierung in Portugal kleine Fortschritte 
vorweisen zu können (vgl. Kompsopoulos 
in diesem Heft). Das wirft die Frage auf, 
welche Alternativen wir eigentlich zu jener 
Europäischen Union haben, die bisher vor 
allem eine Wirtschaftsintegration unter 
neoliberalen Vorzeichen war. 
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Ziel des vorliegenden Heftes ist es, die 
tiefgreifenden Rekonfigurationsprozesse 
des europäischen Integrationsprojekts 
nach zehn Jahren Krise in ihrer Bedeutung 
und Dynamik zu erfassen und kritisch 
zu bewerten. Thomas Sablowski, Etienne 
Schneider und Felix Syrovatka gehen in 
ihrem Beitrag der Frage nach, welche 
Resultate die mittlerweile zehn Jahre an- 
dauernde austeritätspolitischen Krisen- 
bearbeitung in Europa hatte. Sie vertreten 
die Ihese, dass sich durch das europäische 
Krisenmanagement die Regulation des 
Lohnverhältnisses (Arbeitsmarkt- und 
Lohnpolitik) zunehmend auf die europäi- 
sche Ebene verlagert hat. Dies ermöglichte 
eine kurzfristige Überwindung der Krise 
auf Kosten der Lohnabhängigen insbe- 
sondere in Südeuropa. Die grundlegen- 
den Ungleichgewichte und Widersprüche 
ungleicher europäischer Entwicklung 
wurden dadurch jedoch nicht beseitigt 
und verdichten sich aktuell insbesondere 
in Italien. 

Maria Kader führt in ihrem Beitrag 
systematisch in das oft unüberschaubare 
Dickicht neuer Banken- und Finanz- 
marktregulierungen seit der Krise ein. 
Unter dem Strich, so ihr Argument, kam 
eszwar durchaus zu einer Re-Regulierung. 
Die Interessenslagen und Strategien 
verschiedener Kräfte und Akteursgruppen 
blockieren jedoch die Anwendung neuer 
Regularien derart, dass der europäische 
Banken- und Finanzsektor keineswegs 
weniger fragilundkrisenanfälligals vor der 
Krise wäre. Joscha Abels beschreibt in sei- 
nem Text den Aufstiegder Eurogruppe zur 
zentralen politischen Institution innerhalb 
des europäischen Ensembles von Staatsap- 
paraten. Die Eurogruppe, so seine These 
- ist der Hauptprofiteur des Umbaus der 
Währungs- und Wirtschaftsunion in der 
Krise und hat erheblich an Kompetenzen 
hinzugewonnen. Den Grund dafür sieht 
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er vor allem im informellen Charakter 
der Eurogruppe, der es ihr ermöglicht, 
finanzpolitische Entscheidungsfindung 
zu flexibilisieren und sie zugleich vom 
demokratischen Prozess zu entkoppeln. 
Auch Sonja Buckel konzentriert sich in 
ihrem Beispiel auf Entwicklungen im euro- 
päischen Staatsapparatenensemble. Nach 
dem Sommer 2015 der Migration und der 
Krise des europäischen Migrationsregimes 
kam es zu einer Neuzusammensetzung der 
EU-Migrationspolitik. So wurde die Zu- 
sammenarbeit mit autoritären Regimen 
verstärkt sowie durch den Bau von Außen- 
lagern ein „zweiter Ring der Externalisie- 
rung“ weiter ausgedehnt. Buckelentwickelt 
die These, dass es seit dem Sommer der Mi- 
gration zu einer zunehmenden Europäisie- 
rungder Migrationspolitik gekommen ist, 
was sie insbesondere an der institutionellen 
Weiterentwicklung von Frontex zu einem 
genuin europäischen Staatsapparat ver- 
deutlicht. Einen nicht unbedeutenden An- 
teilan der Entwicklung der europäischen 
Migrationspolitik hat der Aufstieg der 
lange vernachlässigten Visegrad-Gruppe 
zu einer sichtbaren Akteursformation in 
der EU. Vor diesem Hintergrund geht 
Joachim Becker in seinem Beitragder polit- 
ökonomischen Entwicklung dieser Länder 
in der europäischen Arbeitsteilung, der 
Rekonfiguration ihrer Machtblöcke seit 
der Krise und ihrer Positionierung zur eu- 
ropäischen Integration nach. Er begreift 
die eigenständige Positionierungder Regie- 
rungen Polens und Ungarns als Ausdruck 
eines umfassenderen Desintegrationspro- 
zesses in der EU, zeigt aber auch die Un- 
terschiede zwischen den Visegrad-Ländern 
und die Grenzen ihrer Dissidenz angesichts 
ihrer abhängigen polit-ökonomischen Ent- 
wicklung auf. Nicht nur in den Visegrad- 
Staaten können Desintegrationstendenzen 
beobachtet werden. Auch in Italien wächst 


die Ablehnung der EU und vor allem der 
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Europäischen Währungsunion. Dabeissind 
es in Italien vor allem rechtsradikale Par- 
teien und Formationen, welche von der eu- 
ropakritischen Stimmung profitieren. Die 
aktuelle italienische Regierungskoalition 
aus der rechtspopulistischen MoVimento 
5 Stelle und der rechtsradikalen Lega 
zeugt davon. Eine Formation, welche den 
Aufstieg der radikalen Rechten in Italien 
ermöglichte, ist Casa Pound, deren Mobi- 
lisierungspraxen Philipp Becher in seinem 
Artikel analysiert. Abgeschlossen wird der 
Heftschwerpunkt durch eine Analyse der 
Erfahrungen linker Regierungspolitik in 
Zeiten der Austerität in Griechenland und 
Portugal von Jannis Kompsopoulos. Mit die- 
sem Fokus greift der Beitrag auch eine Dis- 
kussion auf, die mit dem Austritt der fran- 
zösischen Parti de Gauche aus der Partei 
der Europäischen Linken neu entflammt 
ist: Haben sich die linken Kräfte an der 
Regierung in Griechenland und Portugal 
zu (unfreiwilligen) Erfüllungsgehilfen der 
Austeritätspolitik gemacht oder das best- 
mögliche unter den gegebenen Bedingun- 
gen und Kräfteverhältnissen erreicht? Die 
sicherlich kontroverse Schlussfolgerung des 
Beitrags: Da weder die griechische noch 
die portugiesische Regierung zu einem 
Bruch der EU und Eurozone bereit waren, 
haben die Parameter des mit den Troika- 
Programmen durchgesetzten „entbetteten 
Neoliberalismus“ letztlich akzeptiert und 
weitergeführt. 

Laut Marx ist Gewalt in den Grund- 
strukturen des Kapitalismus verankert. 
Hier hakt Heide Gerstenberger in ihrem 
Beitrag außerhalb des Schwerpunkts ein. 
Marx habe zu Recht darauf hingewiesen, 
dass die Reproduktion des Kapitalismus 
nicht auf der Praxis der direkten Gewalt 
beruht. Aber diese historische Möglichkeit 
ist nicht mit der tatsächlichen Entwick- 
lung des Kapitalismus zu verwechseln 
- die Geschichte des Kapitalismus negiert 
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die marxistische Geschichtsphilosophie. 
Seit der Globalisierung des Kapitalismus 
müssen Praktiken der direkten Gewalt als 
Elemente seines normalen Funktionierens 
anerkannt werden, so Gerstenberger. 

Außerhalb des Schwerpunkts würdigen 
wir zudem in zwei Beiträgen Elmar Alt- 
vater, der am 1. Mai 2018 verstarb (siehe 
Nachrufin PROKLA 191). Unteraltvater. 
prokla.de haben wir alle Beiträge von ihm, 
die er (zum Teil mit anderen zusammen) 
in der PROKLA veröffentlichte, frei zu- 
gänglich gemacht. Wie relevant, aktuell 
und weitsichtig seine wissenschaftliche 
Arbeit war und wie aktuell sie noch heute 
sind, wollen wir in den kommenden zwei 
Ausgaben zeigen. Anhand jeweils eines 
PROKLA-Artikels werden wir auf insge- 
samt vier thematische Schwerpunkte sei- 
ner Arbeit eingehen. In der vorliegenden 
Ausgabe stellt Zhornas Sablowski Altvaters 
Beitrag zu einer Theorie des Weltmarkts 
vor. Ein Thema, das Altvater von Beginn 
seiner wissenschaftlichen Arbeit begleitet 
hat. Ingo Stützle stellt einen Beitragaus der 
PROKLA 32 von 1978 vor, der sich liest 
wie ein aktueller kritischer Kommentar zur 
sogenannten Eurokrise - und das, obwohl 
der Text 40 Jahre alt ist. Inder kommenden 
Ausgabe werden wir Altvaters Arbeiten 
zu Staat und Ökologie würdigen. Alle 
Beiträge werden wir zusammen mit dem 
Nachruf aus der letzten Ausgabe, seinen 
Texten aus der PROKLA und zusätzlichem 
Material aufder oben genannten Seite sam- 
meln und aufbereiten. 

Wer auf www.prokla.de vorbeischaut, 
wird feststellen: Wir haben eine neue 
Website! Es ist zwar noch einiges zu tun, 
damit sie so funktioniert, wie wir uns das 
vorstellen. Dazu zählt vor allem das PRO- 
KLA-Acchiv, das wir wissenschaftlichen 
Standards anpassen wollen. Dies bedeutet, 
dass wir die gesamten 192 Ausgaben zer- 
schneiden, verschlagworten und in unsere 
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Datenbank hochladen müssen. Bei mehr 
als 2000 Artikeln aus den letzten 48 Jahren 
ist das eine ziemliche Arbeit. Daher wird 
das PROKLA-Archiv erst im Laufe des 
Jahres vollständig abrufbar sein. Das alte 
Archiv findet sich solange unter htrp://ar- 
chiv.prokla.de. In den kommenden Edito- 
rials werden wir darüber informieren, wie 
wir damit und mit anderen neuen Vorha- 
benvorwärtskommen. Über Feedback und 
Fehlermeldungen freuen wir uns. 
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Leider ist uns in der letzten Ausgabe ein 
grober Fehler unterlaufen Im Beitrag 
„Ausnahmesegment. Form und Funktion 
sozialen Wohnungsbaus im transformier- 
ten Wohlfahrtsstaat“ von Barbara Schö- 
nig ist bei der Drucklegung eine Quelle 
verloren gegangen. Auf Seite 238 fehlt bei 
Abbildung 2 (Anteil an öffentlichen För- 
dermitteln von Bund/Land bzw. Stadt für 


geförderten Wohnungsbau 1980 bis 2012.) 
die Quelle: „Eigene Grafik nach Daten der 
Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanungund Bauordnung sowie Lan- 
deshauptstadt München (2012: 42)“ - wir 


bitten, den Fauxpas zu entschuldigen. 


Etienne Schneider und Felix Syrovatka 
(für die Redaktion) 
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Zehn Jahre Krise 


Regulation des Lohnverhältnisses und ungleiche 
Entwicklung in der Europäischen Union 


Im Herbst 2008 erreichte die Kernschmelze im globalen Finanzsystem ihren 
Höhepunkt. Infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise verloren Kapitalanle- 
ger das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit von Staaten mit einer schwachen 
Produktionsstruktur wie Griechenland; die Zinsen, die diese Länder für ihre 
Staatsanleihen zu zahlen hatten, schossen in die Höhe. Um die Refinanzierung 
der Schulden zu gewährleisten und ein Auseinanderbrechen der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) zu verhindern, weiteten die Euro- 
staaten die Vergemeinschaftung von Krediten bzw. die gemeinschaftliche Haftung 
für Kreditrisiken über die Europäische Zentralbank (EZB), die Europäische 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und den Europäischen Stabilitätsmechanis- 
mus (ESM) sukzessive aus. Neue Kredite und Bürgschaften wurden jedoch nur 
gegen harte Sparauflagen gewährt. Aus der Perspektive der angebotsorientierten 
Wirtschaftspolitik war dies notwendig, um eine strukturelle Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit in den betroffenen Staaten zu erreichen. 

Nach zehn Jahren Krise stellt sich die Frage, welche Auswirkungen sich aus 
dem bisherigen Krisenmanagement der EU ergeben. Hierbei zeigt sich zunächst, 
dass das Lohnverhältnis stärker europäisiert wurde. Es ist unter neoliberal-au- 
toritärem Vorzeichen zu einer deutlichen Verlagerung von arbeitsmarkt- und 
lohnpolitischen Kompetenzen aufdie europäische Ebene gekommen (Abschnitt 
1). Wir vertreten die These, dass die Eurokrise durch die autoritäre Bearbeitung 
vor allem auf Kosten der Lohnabhängigen in Südeuropa (Abschnitt 2) zwar 
vorläufig überwunden wurde, die ihr zugrunde liegenden Ursachen durch die 
einseitige Konzentration auf die Lohnentwicklungjedoch nicht beseitigt wurden: 
Die Divergenzen zwischen den Mitgliedstaaten der EU sind nicht verschwunden, 
sondern teilweise sogar noch größer geworden (Abschnitt 3). Die grundlegenden 
Widersprüche der europäischen Integration und vor allem der WWU bleiben 
bestehen und brechen nun an anderen Stellen auf- aktuell insbesondere in Italien 
(Abschnitt 4) und in der sich abzeichnenden Krise der neomerkantilistischen 
Exportstrategie Deutschlands. Insgesamt ist die Krisenbearbeitung durch eine 
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widersprüchliche Entwicklung gekennzeichnet: Während die Krise einerseits 
zu einer Vertiefung der Integration im Bereich der Regulation des Lohnverhält- 
nisses geführt hat, verschärfte sich andererseits die ungleiche Entwicklung der 
EU-Staaten, womit eine Tendenz der Desintegration verbunden ist. Obwohl 
sich beide Entwicklungstendenzen nicht unabhängig voneinander entfalten, 
stellen wir sie zunächst gesondert dar, um dann in der Schlussfolgerung eine 
Gesamteinschätzung dieser Entwicklungen vorzunehmen. 

Anders als die herkömmlichen Interpretationen der Eurokrise gehen wir nicht 
davon aus, dass die Zahlungsbilanzungleichgewichte in erster Linie durch zu hohe 
Löhne in den Defizitländern (so die neoliberale Lesart) oder durch zu niedrige 
Löhne in den Überschussländern (so die keynesianische Lesart) verursacht wer- 
den. Hinter den Zahlungsbilanzungleichgewichten steht vielmehr eine ungleiche 
internationale Arbeitsteilung, die nur zum Teil durch die Lohnentwicklung be- 
stimmt wird; letztere ist ein untergeordneter Faktor gegenüber den strukturellen 
Differenzen zwischen den Produktionssystemen der verschiedenen Länder (vgl. 
Storm/Naastepad 2015). Folgt man den Überlegungen der marxistischen Inter- 
nationalisierungsdiskussion (Deubner u.a. 1979), so beruhen diese Differenzen 
innerhalb der hierarchischen internationalen Arbeitsteilung nicht auf kompara- 
tiven Kostenvorteilen bzw. preislicher Wettbewerbsfähigkeit, sondern in erster 
Linie auf der sektoralen Zusammensetzung eines Produktionssystems. Eine über- 
geordnete bzw. dominante Position in der internationalen Arbeitsteilung ergibt 
sich aus der Kapazität einiger weniger kohärenter Produktionssysteme, komplexe 
Produktionsmittel und insbesondere Produktionsmittel zur Herstellung anderer 
Produktionsmittel eigenständig herzustellen. Hierzu zählen vor allem die Bereiche 
Maschinenbau, Elektrotechnik und chemische Industrie. Durch den Export dieser 
Investitionsgüter setzen die dominanten Produktionssysteme die Grundlagen der 
Produktion („terms ofproduction“) (Schlupp 1979: 18) in allen weiteren Sektoren, 
in weniger kohärenten bis desintegrierten und insofern peripheren Produktions- 
systemen, was strukturelle Importabhängigkeiten und technologische Abhän- 
gigkeit begründet. In ähnlicher Weise hebt auch die aktuelle Diskussion in der 
heterodoxen Wirtschaftswissenschaft und Evolutionsökonomik die Bedeutung der 
Technologieentwicklung und Produktkomplexität gegenüber Faktoren preislicher 
Wettbewerbsfähigkeit hervor (Tacchella u.a. 2012; Dosi u.a. 2015). Produkti- 
onssysteme zeichnen sich auch durch hochgradig unterschiedliche Fähigkeiten, 
Produktinnovationen zu generieren und die Produktlebenszyklen zu kontrollieren, 
sowie durch unterschiedliche Entwicklungen der Arbeitsproduktivität aus. 

Ausgehend von diesen Grundannahmen schen wir die Ursachen der Eurokrise 
in erster Linie in der ungleichen Entwicklung der europäischen Arbeitsteilung 
sowie der Produktionssysteme und nicht in der Lohnentwicklung. Die europä- 
ische Arbeitsteilung wurde nicht nur durch die strukturelle Überlegenheit des 
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deutschen Produktionssystems, sondern auch durch die Transformationen in 
Osteuropa, China und weiteren sich neu industrialisierenden Ländern geprägt. 
Durch diese Prozesse hat sich die Konkurrenz innerhalb der kapitalistischen 
Peripherie erheblich verschärft. Lohndifferenzen spielen hierbei zwischen den 
verschiedenen Ländern der Peripherie mit untergeordneten Produktionssystemen 
durchaus eine Rolle. Aber auch hier sind die Lohnkosten keineswegs der einzige 
Faktor, der die Profitabilität der Produktion und die Standortentscheidungen 
bestimmt. Die Umschlagszeit des Kapitals spielt beispielsweise auch eine wichtige 
Rolle, und hier zählt in der internationalisierten Produktion etwa die räumliche 
Nähe der Visegräd-Staaten zu Deutschland (siche Becker in dieser Ausgabe). 

Im Ergebnis dieser Prozesse musste die südeuropäische Peripherie einen 
erheblichen Bedeutungsverlust hinnehmen (vgl. Heine/Sablowski 2015). Die 
Abwertung Südeuropas in der internationalen und innereuropäischen Arbeits- 
teilungwurde vor der jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise durch einen kredit- 
finanzierten Nachfrageboom überdeckt, der in Südeuropa im Vergleich zu den 
altindustriellen Zentren mit hohen Wachstumsraten des Sozialprodukts und 
einer hohen Profitabilität des Kapitals verbunden war (vgl. Milios/Sotiropoulos 
2010). Dazu hat maßgeblich die WWU beigetragen, die in Südeuropa vor der 
Krise zu stark sinkenden Realzinsen und damit zu einer größeren Attraktivität 
der Kreditaufnahme geführt hat. Die Kehrseite dieses kreditfinanzierten Booms 
waren hohe Kapitalzuflüsse aus dem Ausland und ein verstärkter Importsog mit 
der Konsequenz wachsender Leistungsbilanzdefizite. 

Die genannten Zusammenhänge werden in der herrschenden Krisendeu- 
tung mit ihrem einseitigen Fokus auf der Anpassung des Lohnverhältnisses zur 
Steigerung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit weitgehend ausgeblendet. Da 
die hierauf aufbauende Austeritäts- und Strukturanpassungspolitik jedoch ab 
2010 in der EU wirkmächtig geworden ist, beleuchten wir hier zunächst deren 
Resultate, bevor wir uns im zweiten Teil dieses Beitrags der Entwicklung der 
ungleichen europäischen Arbeitsteilung seit der Krise zuwenden. 


1. Europäisierung des Lohnverhältnisses? 


Seit dem Ausbruch der jüngsten Krise kann eine weitere Vertiefung der europä- 
ischen Integration beobachtet werden. So wurde ein „integriertes makroökono- 
misches Steuerungs-Regime“ (Seikel 2017) durchgesetzt, das sich - neben dem 
Fokus aufHaushaltskonsolidierung - vor allem aufdie unterschiedlichen Formen 
der Regulation des Lohnverhältnisses in den Mitgliedsstaaten konzentriert. Nicht 
zuletzt im Bereich der Arbeitsmarktpolitik kam es zu einer deutlichen Erweite- 
rung der Kompetenzen der EU. 
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Hierbei wurden Gewerkschaften gleichsam zum Hemmnis der Marktkoordi- 
nierungund des möglichen Wirtschafts- und Beschäftigungswachstums erklärt 
(COM 2012; Keune 2016). Ihre Lohnsetzungsmacht galt es fortan zu reduzieren 
und ihre Organisationsmacht zu schwächen (Schulten/Müller 2013). Kern der 
neuen europäischen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik ist der Politikzyklus 
des Europäischen Semesters, welches die Koordination und Überwachung der 
nationalen Wirtschafts-, Fiskal-, Arbeits-, und Sozialpolitiken gewährleisten soll 
(R6d12012). 2011 und 2013 wurde es durch zwei Legislativpakete der Kommis- 
sion reformiert und in seiner beschäftigungspolitischen Schwerpunktsetzung 
gestärkt. Mit dem sogenannten SixPack wurde ein System der haushaltspoliti- 
schen und makroökonomischen Überwachung eingeführt, das auf Grundlage 
zuvor festgelegter Indikatoren frühzeitigmakroökonomische Ungleichgewichte 
erkennen und beheben soll. Dabei dürfen Lohnzuwächse den Referenzwert von 
9 Prozent in drei Jahren nicht überschreiten. Verknüpft ist dieses Überwachungs- 
system mit einem Strafmechanismus: Werden politische Empfehlungen der Kom- 
mission nicht umgesetzt, kann sie einen umfassenden Korrekturmaßnahmenplan 
verlangen und auch finanzielle Sanktionen verhängen. Nicht selten umfassten die 
politischen Empfehlungen im Rahmen des „Verfahrens bei einem übermäßigen 
Ungleichgewicht“ arbeitsmarkt- und lohnpolitische Vorgaben. 

Basierte die arbeitsmarktpolitische Koordinierung vor der Krise auf der 
freiwilligen Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Umsetzung politischer 
Empfehlungen, so wurde mit der Einführung finanzieller Strafen erstmals ein 
hartes Sanktionsinstrument etabliert (Schulten/Müller 2013). Während die 
Empfehlungen des Europäischen Semesters zunächst rechtlich unverbindlich 
sind, können sie im Rahmen des Verfahrens bei übermäßigen Haushaltsdefiziten 
oder übermäßigen makroökonomischer Ungleichgewichten verbindlich und ihre 
Nichterfüllung sanktioniert werden. 2014 wurde die Verbindlichkeit durch eine 
Reform der Regional- und Strukturpolitik erneut gestärkt. Mit der Förderperiode 
2014-2020 wurde die Auszahlung von Strukturmitteln an die Bedingung der 
erfolgreichen Umsetzung der jeweiligen länderspezifischen Empfehlungen ge- 
koppelt (COM 2015).! Der Europäischen Kommission ist es nun möglich, durch 
verbindliche Vorgaben und Empfehlungen in jene arbeitspolitischen Bereiche 
vorzudringen, deren Regelung ihr nach europäischem Primärrecht eigentlich 
entzogen ist (Schulten/Müller 2013; Müller/Schulten 2018). 

Dem Europäischen Semester sind zwei weitere Krisenbearbeitungsmechanis- 
men zur Seite gestellt. Zum einen ist hier die Troika aus IWF, EZB und Europä- 
ischer Kommission zu nennen, zu der ab 2015 noch der ESM kam. Ihre Aufgabe 


l So wurden etwa Portugal und Spanien im Jahr 2017 die Strukturmittel eingefroren, da 
sie die Vorgaben aus den länderspezifischen Empfehlungen nicht erfüllten. 


Zehn Jahre Krise 361 


ist es, Bedingungen für die Vergabe von Krediten an von Zahlungsunfähigkeit 
betroffene Staaten zu formulieren und deren Implementierung und Einhaltung 
zu überwachen. Die als „Strukturreformen“ bezeichneten Vorgaben der Troika 
sahen tiefgreifende Veränderungen der Arbeitsmarkt- und Lohnregime der be- 
troffenen Mitgliedstaaten vor. Die betroffenen Regierungen müssen sämtliche 
wirtschafts-, arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen im Vorfeld mit der 
Troika abstimmen, womit für die „Programmländer“ eine eigenständige Politik 
weitgehend blockiert ist. Dieser Interventionsform unterliegen alle europäischen 
Mitgliedstaaten, die Gelder aus den europäischen „Rettungsschirmen“ beantra- 
gen (Keune 2016; Müller 2015). 

Zum anderen muss die politische Rolle der EZB hervorgehoben werden. 
Diese hatte im Zuge der Krise mehrfach ihre geldpolitische Macht genutzt, um 
politische Forderungen gegen den Widerstand demokratisch gewählter Regie- 
rungen durchzusetzen (Schneider 2017). Dabei drängte die EZB nicht zuletzt auf 
strukturelle Reformen im Bereich der Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik. Der wohl 
prominenteste Fall direkter politischer Einflussnahme ist mit einem Briefder EZB 
an Italien vom 5.8.2011 dokumentiert, worin sie drohte, den Ankaufvon Staats- 
anleihen einzustellen, sollte die italienische Regierung nicht innerhalb von zwei 
Monaten die geforderten strukturellen Reformen umsetzen. Dazu gehörten u.a. 
die Verbetrieblichung der Tarifverhandlungen, Lohnkürzungen im öffentlichen 
Dienst und der Abbau des Kündigungsschutzes (Weissenbacher 2012). Einen 
ähnlichen Brief schrieb die EZB auch an die spanische Regierung?. Hier entwi- 
ckelt sich der Anpassungsdruck aufdie Nationalstaaten aus dem Zusammenspiel 
von Marktmechanismen und der direkten Androhung des Liquiditätsentzugs. 
Auch die Deckelung der Liquiditätszufuhr an das griechische Bankensystem 
durch die EZB war 2015 ausschlaggebend für die Entscheidung der griechischen 
Regierung, sich den Forderungen nach einem dritten Memorandum zu beu- 
gen. Wurde diese Politik von der EZB anfangs noch informell betrieben, ist sie 
seit ihrer Ankündigung aus dem Jahr 2012, notfalls unbegrenzt Staatsanleihen 
aufzukaufen, wenn sich das betroffene Land zu strukturellen Reformen bereit 
erklärt, oflizielle Zentralbankpolitik (Silva u.a. 2017). 

Die europäische Arbeitsmarktpolitik wurde insgesamt verbindlicher und auto- 
ritärer. Durch Ad-hoc-Maßnahmen wurde ein umfassendes Kontroll-, Überwa- 
chungs- und Bestrafungssystem geschaffen, das den europäischen Institutionen 


2 Bisher sind nur die Briefe an Spanien und Italien öffentlich zugänglich. Da es sich um 
vertrauliche Briefe handelte, ist nicht bekannt, an wie viele Länder die EZB bisher „Droh- 
briefe“ verschickt hat. In einem Interview betonte Jean-Claude Trichet, dass solche Briefe 
regelmäßig von der EZB an die einzelnen Regierungen im Euroraum verschickt werden 


(EZB 2011). 
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ermöglichte, direkten Einfluss auf die Ausgestaltung von arbeitsmarkt- und lohn- 
politischen Reformen zu nehmen sowie Maßnahmen von den Mitgliedstaaten 
zu verlangen (Erne 2015). Dadurch fand nicht nur eine erhebliche Verlagerung 
von Steuerungskompetenzen von der nationalen auf die europäische Ebene und 
eine tendenzielle Beschneidung nationaler Handlungsspielräume statt, sondern 
zugleich auch eine massive Einschränkung gewerkschaftlicher Handlungsspiel- 
räume (Müller/Platzer 2016). In Anlehnung an Müller/Schulten (2018) lässt 
sich daher von einem „europäischen Interventionismus“ sprechen, der die Ar- 
beitsmarkt-, Lohn- und Sozialpolitik adressiert. Dessen Durchsetzungsmacht 
hängt dabei freilich von den Kräften innerhalb der Nationalstaaten ab, die die 
europäischen Vorgaben tragen und umsetzen müssen (Syrovatka 2018). 

In fast allen EU-Mitgliedstaaten wurden die Arbeitsmarktreformen der letzten 
Jahre durch Empfehlungen der Kommission oder Vorgaben der Troika oder des 
Europäischen Semesters induziert. So gingen beispielsweise auch die arbeits- 
marktpolitischen Reformen in Frankreich und Italien auf den Druck und die 
Interventionen der Kommission zurück (Syrovatka 2016; Meardi 2014). Auch der 
sogenannte Wettbewerbspakt, der 2016 in Finnland verabschiedet wurde und u.a. 
einen Lohnstopp und eine Verlängerung der Arbeitszeit vorsieht, wurde durch 
die länderspezifischen Empfehlungen der Europäischen Kommission beeinflusst 
(Müller/Schulten 2018). 


2. Krisenlösung auf Kosten der Lohnabhängigen?? 


Auch wenn die europäische Ebene weiterhin nur ein Faktor in der Entwicklung 
der nationalen Arbeitsmärkte ist, so hatten die veränderten europäischen Rege- 
lungs- und Steuerungsstrukturen Einfluss auf die Lohnentwicklung in der EU 
(Lübker/Schulten 2017). Trotz des Aufschwungs in den meisten EU-Ländern 
und steigender Beschäftigung bleibt die Lohnentwicklung insgesamt gedämpft. 
Verschiedene Studien kommen zu dem Ergebnis, dass die drei klassischen Varia- 
blen Arbeitslosigkeit, Inflation und Produktivität heute weniger Einfluss auf die 
Lohnentwicklunghaben als vor der Krise (Hongu.a. 2018; Deutsche Bundesbank 
2018). Die Abnahme der Tarifbindung, die Dezentralisierungder Lohnfindung, 
der Anstieg prekärer Arbeitsverhältnisse sowie unfreiwillige Teilzeitarbeit führ- 
ten zu einer Verlangsamung des Lohnwachstums. Diese Entwicklungen gab 


3 DieZahlen in diesem Abschnitt bezichen sich, falls keine anderen Quellen angegeben sind, 
auf die AMECO-Datenbank sowie die Labour Force Survey-Datenbank von Eurostat 
2018. 
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es zwar auch schon vor der Krise, sie wurden jedoch durch den europäischen 
Interventionismus forciert, strukturell verankert und dynamisiert. 

Dies zeigt sich, wenn man einen Blick auf die arbeitspolitischen Indikatoren 
wirft. In der EU und in der Eurozone ist die Arbeitslosenrate auf 7,6 bzw. 9,1 
Prozent gesunken, womit sie nur noch leicht über dem Vorkrisenniveau liegt. 
Es existieren jedoch erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. 
Während Deutschland (3,8%) oder die Niederlande (4,9%) sowie einige Län- 
der Mittel- und Osteuropas wie Tschechien (2,9%), Ungarn (4,3%) oder Polen 
(4,9%) eine niedrige Arbeitslosigkeit aufweisen, liegt sie in den südeuropäischen 
Peripherieländern wie Griechenland (21,5%) oder Spanien (17,2%) weiterhin 
deutlich über dem Vorkrisenniveau. Dennoch ist auch in diesen Ländern die 
Arbeitslosigkeit seit 2013 tendenziell gesunken. 

Die Jugendarbeitslosigkeit bewegt sich allerdings mit 15,6 Prozent in der EU 
und 17,3 Prozent in der Eurozone weiterhin aufsehr hohem Niveau. In Griechen- 
land sind 43 Prozent der Jugendlichen unter 24 Jahren arbeitslos, in Italien 31,7 
Prozent, in Spanien 35 Prozent. Zudem ist ein großer Teil der neu geschaffenen 
Arbeitsplätze im Bereich atypischer Beschäftigung zu verorten, d.h., sie entspre- 
chen nicht dem klassischen unbefristeten und sozialversicherungspflichtigen 
Normalarbeitsverhältnis. Insgesamt arbeitet in der EU fast jedeR zweitE Lohnab- 
hängige in einem atypischen Beschäftigungsverhältnis (Eichhorst/Tobsch 2017). 
War der Anteil dieser Beschäftigungsform zu Beginn der Krise zurückgegangen, 
da Beschäftigte in atypischen Beschäftigungsverhältnissen in der Regel zuerst 
entlassen wurden, so stieg die Zahl mit dem Beschäftigungsaufschwung ab 2014 
wieder an. So sank mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit während der Krise 
in allen europäischen Mitgliedstaaten der Anteil befristeter Arbeitsverträge, 
da Unternehmen keine neuen Stellen schufen und befristete Arbeitsverträge 
auslaufen ließen. Mit dem Aufschwung seit 2014 ist wieder eine steigende Zahl 
befristeter Beschäftigungsverhältnisse zu beobachten. Die Niederlande (21,75%), 
Spanien (26,75%) und Frankreich (16,8%) stechen mit einem hohen Anteil an 
befristeten Arbeitsverträgen hervor. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Leiharbeit. Während ihr Anteil an der 
Gesamtheit der Beschäftigungsverhältnisse mit Beginn der Krise abgesackt war, 
stieg er ab 2010 wieder an. In vielen EU-Ländern begünstigten Reformen die 
Leiharbeit (Voss/Vitols 2013). Daran änderte auch die EU-Richtlinie zur Leih- 
arbeit von 2008 wenig, die Mindeststandards definierte und den Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Stammbelegschaften und Leiharbeitern einführte (Ulber 
2010). So stiegder Anteil der Leiharbeit an den gesamten Beschäftigungsverhält- 
nissen in der EU von 1,7 Prozent (2008) auf 1,9 Prozent (2017) und im Euroraum 
von 2,2 Prozent auf 2,5 Prozent. Die Leiharbeit ist vor allem dort verbreitet, 
wo auch der Anteil befristeter Arbeitsverhältnisse hoch ist. In Irland (+1,5%), 
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Frankreich (+0,9%) und Deutschland (+0,7%) stieg der Anteil der Leiharbeit 
überdurchschnittlich stark. Für Irland und Frankreich kann dieser Anstieg auf 
die Arbeitsmarktreformen zurückgeführt werden, die von der Troika bzw. durch 
länderspezifische Empfehlungen der Kommission im Zuge des Europäischen 
Semesters eingefordert wurden (Kompsopoulos 2015; Syrovatka 2018). 

In vielen Ländern haben Reformen zudem zu einer Erosion der Tarifsysteme 
und zu tiefgreifenden Veränderungen der Lohnfindunggeführt; die industriellen 
Beziehungen haben sich zuungunsten der Gewerkschaften entwickelt (Bieling/ 
Buhr 2015). Vor allem in jenen Ländern, die Kredite aus den europäischen „Ret- 
tungsschirmen“ bekamen und unter der Aufsicht der Troika standen, kam es 
zu einer vollständigen Zerstörung der bestehenden Tarif und Lohnfindungs- 
strukturen (Müller/Schulten 2018). In fast allen EU-Mitgliedstaaten lassen sich 
Dezentralisierungs- und Verbetrieblichungstendenzen sowie ein Rückgang der 
Tarifbindungbeobachten (Müller/Platzer 2016). Beide Prozesse hängen engmit- 
einander zusammen, da die Verbetrieblichung von Tarifverhandlungen oftmals 
auch einen Austritt aus Arbeitgeberorganisationen zur Folge hat (Schulten 2012). 
Somit führen sie zu einer Verschiebung des Kräfteverhältnisses zuungunsten von 
Gewerkschaften und Lohnabhängigen. 

Die Angriffe auf Gewerkschaften und bestehende Tarifstrukturen spiegeln sich 
auch in der Entwicklungder Tarifbindung wider. Auch hier kann ein allgemeiner 
Rückgang in der Krise festgestellt werden‘. Insgesamt nahm die durchschnitt- 
liche Tarifbindung in der Krise europaweit zwischen 2009 und 2017 um 7,9 
Prozentpunkte ab; im Jahr 2012 lag sie bei durchschnittlich 57 Prozent. Seitdem 
ist ein negativer Trend zu erkennen, auch wenn für die EU keine aktuelleren 
Daten mehr zu Verfügung stehen. So sank die Tarifbindung etwa in Rumänien, 
welches auch unter der Aufsicht der Troika stand, zwischen 2007 und 2017 
um 63 Prozentpunkte, was einer faktischen Abschaffung von Tarifverträgen 
gleichkommt. Während 2007 noch 98 Prozent aller Arbeitnehmer unter einen 
Tarifvertrag fielen, waren es zehn Jahre später nur noch 35 Prozent. 

Ähnlich siehtesin Griechenland aus, wo es bis 2013 einen dramatischen Verfall 
der Tarifbindung von 83 Prozent auf 40 Prozent aller Lohnabhängigen gegeben 
hat. Seitdem werden in Griechenland vonseiten des Staates keine Daten mehr über 
den Zustand der Tarifbindungerhoben. Nach Angaben des Forschungsinstituts 
INE (2017: 114) des griechischen Gewerkschaftsdachverbandes GSEE gingen 


4 Esexistieren keine harmonisierten und vergleichbaren Daten über die Tarifabdeckung 
in der EU. Die hier genannten Daten basieren auf den Erhebungen der OECD sowie der 
ICTWSS Datenbank. Dies hat zur Folge, dass nur für 27 von 28 EU-Staaten Daten aus- 
gewertet werden konnten, welche zugleich unterschiedlich alt sind. Zu den methodischen 
Schwierigkeiten von Tarifstatistiken in Europa siehe van Gyes/ Vandekerckhove (2016). 
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2016 nur noch 6,55 Prozent aller Tarifabschlüsse über die Unternehmensebene 
hinaus; der Großteil aller Lohnverhandlungen findet individuell zwischen den 
einzelnen Lohnabhängigen und den Unternehmen statt‘. In Portugal brach die 
Zahl tarifgebundener Beschäftigter von 1,9 Millionen auf 240.000 im Jahr 2013 
ein, nachdem eine Tarifvertragsreform 2011 die Branchentarifverträge nahezu 
abgeschafft hatte (Coelho 2018: 5). 

Die Dezentralisierungder Tarifverhandlungen und die sinkende Tarifbindung 
haben sich negativ aufdie Entwicklungder Tariflöhne ausgewirkt. So konnten die 
Gewerkschaften der Eurozone zwischen 2013 und 2017 nur eine verhaltene Stei- 
gerungder Tariflöhne von 1,58 Prozent aushandeln. Im Vergleich zu den frühen 
2000er Jahren ist das Tariflohnwachstum in der Krise um mehr als ein Prozent 
zurückgegangen und stagniert derzeit bei etwa ein Prozent. Diese Entwicklung 
mag überraschen, hat doch die wirtschaftliche Entwicklung in der Eurozone 
seit 2013 erkennbar an Dynamik gewonnen, womit auch der lohnpolitische 
Verteilungsspielraum deutlich größer geworden ist (Lübker/Schulten 2017: 421). 
Der Rückgang der Tariflöhne und ihre Stagnation auch in Zeiten des konjunktu- 
rellen Aufschwungs sind Ausdruck der strukturellen, langfristigen Schwächung 
der Gewerkschaften durch die Arbeitsmarktreformen der Krisenjahre (Müller/ 
Schulten 2018). 

Die strukturelle Schwächung der Gewerkschaften zeigt sich auch mit Blick 
auf die Reallohnentwicklung. In der Krise kam es zu erheblichen Reallohn- 
verlusten und seit 2013 ist nur ein moderater Anstieg zu verzeichnen. In neun 
europäischen Mitgliedstaaten lagdas Reallohnniveau 2017 weiterhin unter dem 
Niveau von 2008. So sanken die Reallöhne zwischen 2009 und 2017 in Grie- 
chenland (-26,04%), Kroatien (-13,26%), Zypern (-7,48%), Portugal (-4,8%), 
Spanien (-1,02%), Italien (-1,96%), Großbritannien (- 1,46%), Ungarn (-4,73%) 
und Belgien (-0,55%). 

Ein noch besserer Indikator für das veränderte Kräfteverhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit in der Krise ist die Entwicklung der Lohnquote. Sie sank in 
der Eurozone zwischen 2007 und 2016 um insgesamt 1,2 Prozent‘. Dabei unter- 
scheiden sich die Mitgliedstaaten in ihrer Entwicklung teils deutlich: Während 
die Lohnquote in Deutschland zwischen 2007 und 2016 um knapp 3 Prozent’ 


5 Diesen Hinweis und die Übersetzung aus dem Griechischen verdanken wir Ioannis 
Kompsopoulos. 

6 AMECO-Datenbank 

7 Dabei muss jedoch betont werden, dass die Lohnquotenentwicklung in Deutschland 
aufgrund der deflationären Lohnpolitik der rot-grünen Bundesregierung im Zeitraum 
zwischen dem Jahr 2000 und 2007 stark rückläufig war. 
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zunahm, sank sie z.B. in Portugal und Rumänien um mehr als 4 Prozent. Vor 
allem in jenen Ländern, welche von den Strukturreformen der Troika betroffen 
waren oder im Fokus der länderspezifischen Empfehlungen des Europäischen 
Semesters standen, ist seit 2010 eine rückläufige Lohnquote feststellbar. 

Die Erosion der Tarifstrukturen und die Schwächung der Gewerkschaften ha- 
ben massive Auswirkungen auf die makroökonomische Steuerungsfähigkeit der 
Eurozone. Wie Keune (2016: 213ff.) ausführt, ermöglicht eine flächendeckende 
Verbreitung von Tarifverträgen zentrale wirtschaftspolitische Steuerungsopti- 
onen. Dazu sind jedoch starke Gewerkschaften und staatliche lohnpolitische 
Interventionen etwa über die Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarif- 
verträgen notwendig. Ein Blick auf den Organisationsgrad der Gewerkschaften 
und die Möglichkeiten staatlicher Lohnpolitik offenbart jedoch, dass nur noch 
in wenigen europäischen Mitgliedstaaten eine derartige Steuerung möglich wäre. 
Mit dem europäischen Interventionismus wurden lediglich Instrumente zur 
Begrenzung des Lohnwachstums durchgesetzt, während Instrumente einer ef- 
fektiven makroökonomischen Steuerunggeschwächt wurden. Dementsprechend 
konnte keine Konvergenz der Lohnentwicklung hergestellt werden. Vielmehr 
wurden die Divergenzen zwischen den Mitgliedstaaten festgeschrieben und 
mitunter sogar vergrößert. So betrugen die durchschnittlichen Löhne und Ge- 
hälter in der verarbeitenden Industrie in Griechenland im Jahr 2008 etwa 48 
Prozent derjenigen in Deutschland; im Jahr 2017 lagen die griechischen Löhne 
und Gehälter nur noch bei knapp 35 Prozent der deutschen. 


3. Ungleiche Entwicklung: Die Vertiefung der Nord-Süd-Spaltung 
in der Krise 


Fraglich ist, ob die Krisenbearbeitung auf Kosten der Lohnabhängigen insbe- 
sondere Südeuropas, die mit wachsenden Lohndivergenzen einherging, zu einer 
nachhaltigen Überwindung der Krise geführt hat. 

Betrachtet man zunächst die Entwicklung der Leistungsbilanzungleich- 
gewichte, die häufig als Indikator für die Gesamtentwicklung der makroöko- 
nomischen Ungleichgewichte herangezogen werden, scheint die dominante 
Krisenbearbeitungsstrategie durchaus erfolgreich gewesen zu sein. War die 
Leistungsbilanz der Eurozone in der Krise zunächst negativ, so erzielt sie seit 
2012 steigende Leistungsbilanzüberschüsse. Obwohl diese aktuell wieder leicht 


8 AMECO-Datenbank 
9 Wichtige Hinweise für diesen Abschnitt verdanken wir Jakob Hafele. 
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rückläufig sind, gehen sie noch immer weit über das Vorkrisenniveau hinaus.' 
Die Leistungsbilanzüberschüsse der Eurozone sind einerseits aufden Rückgang 
der Leistungsbilanzdefizite der südeuropäischen Peripherie und andererseits 
auf die wachsenden Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands zurückzuführen 
(EZB 2017). 

Dieser allgemeinen Leistungsbilanzentwicklungliegen jedoch spezifische Ten- 
denzen zugrunde, die für die Effektivitätsbewertung der Krisenbearbeitung ent- 
scheidender sind als die Betrachtungaggregierter Leistungsbilanzdaten. Zentral 
ist zunächst, dass der Rückgang der Leistungsbilanzdefizite seit 2012 durch den 
Verfall des Ölpreises stark begünstigt wurde: So sank der Anteil der Ölimporte am 
BIP der Eurozone zwischen 2013 und 2017 von ca. 3,5 Prozent aufca. 1,5 Prozent 
(ebd.). Vom Rückgang der Leistungsbilanzdefizite der südeuropäischen Peripherie 
lässt sich wiederum nicht unmittelbar aufeine Verbesserungihrer internationalen 
Wettbewerbsposition schließen. Einen wesentlichen Anteil am Ausgleich der 
Leistungsbilanzen der südlichen Peripherie der Eurozone hatte der krisen- und 
austeritätspolitisch bedingte Rückgang der effektiven Kaufkraft und folglich 
der Importe (vgl. u.a. Lindner 2017; Gräbner u.a. 2017; Heine/Sablowski 2015: 
579). Im Zuge dessen verlagerten sich auch die Exportüberschüsse Deutschlands 
von der Eurozone zunehmend auf den Rest der Welt. Seit 2012 ist der deutsche 
Außenhandelsüberschuss gegenüber dem Rest der Welt größer als gegenüber der 
Eurozone; 2016 war er bereits doppelt so hoch (Deutsche Bundesbank 2017: 21). 

Vergleicht man die Entwicklung von Importen und Exporten der südeuropä- 
ischen Peripherie, zeigt sich jedoch durchaus ein ambivalentes Bild: Die Importe 
der südeuropäischen Peripherie brachen vor allem 2008/2009 durch die Krise 
und danach durch die Austeritätspolitik ein, gleichzeitig zeichnet sich - mit der 
Ausnahme Griechenlands - seit 2013 eine Steigerungder Exporte ab. Inzwischen 
übersteigen diese das Vorkrisenniveau und tragen so ihrerseits zum Ausgleich 
der Leistungsbilanzen bei. 

Dennoch gibt es eine Reihe von Anhaltspunkten, dass es seit der Krise nicht 
zu einem Abbau tieferliegender Ungleichgewichte, sondern vielmehr zu einer wei- 
teren Erosion der Produktionsstrukturen der Peripherie und einer Verschärfung 
der Polarisierung innerhalb der Eurozone gekommen ist (vgl. auch: Gräbner u.a. 
2017; grundlegend: Becker u.a. 2015; Schneider 2017: 28ft.). 

Hierfür spricht zunächst die Entwicklung der Industrieproduktion. Während 
diese in Deutschland und Österreich kurz nach der Krise bereits wieder das Vor- 
krisenniveau (2007) überstieg, brach sie in der südeuropäischen Peripherie massiv 
und anhaltend ein. In Spanien und Griechenland hat die Industrieproduktion 


10 Eine ähnliche, wenn auch weniger stark ausgeprägte Entwicklung zeichnet sich bei der 
Leistungsbilanz der gesamten EU ab. 
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Abbildung 1: Importe und Exporte ausgewählter Krisenländer in Mrd. US-Dollar, 
konstante Preise (2010), Quelle: Weltbank, eigene Zusammenstellung. 


noch nicht einmal 80 Prozent des Vorkrisenniveaus erreicht. Auch in Portugal und 
Italien liegt sie noch weit unter Vorkrisenniveau (Abb. 2). Aufgrund der Länge des 
Einbruchs ist anzunehmen, dass Produktionskapazitäten in der Peripherie nicht 
bloß unausgelastet blieben, sondern mittlerweile auch dauerhaft abgebaut wurden. 
Ein weiterer Anhaltspunkt für die zunehmende Erosion der südeuropäischen 
Produktionsstrukturen ist die Entwicklung der sektoralen Exportzusammen- 
setzung. Während in Deutschland und Österreich der Anteil der Sektoren Ma- 
schinen- und Fahrzeugbau, Elektrotechnik und chemische Industrie'' an den 
gesamten Exporten 2007 bei 61,38 bzw. 50,13 Prozent lag und bis 2016 weiter 
anstieg (63,13% bzw. 51,78%), zeichnet sich bei den Ländern der südeuropäischen 
Peripherie eine Tendenz zur Reprimarisierung in der Exportstruktur ab - wenn 
auch in unterschiedlich starkem Ausmaß. So sank der Anteil jener Sektoren an 
den gesamten Exporten in Portugal im selben Zeitraum von 37,88 auf 35,45 
Prozent, in Spanien von 50,48 auf 48,31 Prozent und im ohnchin bereits stark 
deindustrialisierten Griechenland von 24,32 auf 19,57 Prozent (UN 2018). 
Auch die technologische Komplexität der südeuropäischen Produktionsstruk- 
turen nahm - gemessen an dem sogenannten Economic Complexity Indicator!? 


11 Nach SITC], code 5 („chemische Erzeugnisse“) und 7 („Maschinenbauerzeugnisse und 
Fahrzeuge“). 

12 Der Economic Complexity Indicator des Harvard Center for International Development 
setzt sich zusammen aus dem Grad der Diversität der Exporte eines Landes und dem Grad 


ihrer Seltenheit bzw. Einzigartigkeit (CID 2018). 
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Abbildung 2: Industrieproduktion (ohne Baugewerbe), 2007 = 100, *Durchschnitt, 
Quelle: OECD, eigene Berechnung. 


(ECI) und dem Product Complexity Indicator (PCI) - ab. Gräbner u.a. (2017: 
16ff.) zeigen, basierend auf dem PCI, dass der deutsche Anteil an den Exporten 
der EU einen überdurchschnittlich großen Anteil von Produkten hoher techno- 
logischer Komplexität aufweist, während sich beispielweise der spanische oder 
portugiesische Anteilan den Exporten der EU aus deutlich unterdurchschnittlich 
komplexen Produkten zusammensetzt. Dem entspricht, dass im internationalen, 
aufdem ECI basierenden Ranking zwischen 2000 und 2016 Portugal von Platz 
32 auf Platz 36, Spanien von Platz 20 auf Platz 33 und Griechenland von Platz 
47 auf Platz 58 absanken (CID 2018). Dies deutet nicht nur auf einen Abstieg 
der südeuropäischen Peripherie innerhalb der internationalen Arbeitsteilunghin. 
Da Länder wie Deutschland, Österreich, Schweden oder Finnland neben Japan, 
Südkorea und den USA nach wie vor über die komplexesten Produktionssysteme 
weltweit verfügen, lässt sich dies als Anhaltspunkt für die Polarisierung innerhalb 
der europäischen Arbeitsteilung interpretieren. 

Eine entgegengesetzte Entwicklung zeigt sich bei den Ländern der sogenannten 
Visegräd-Gruppe, also Polen, Ungarn, der Slowakei und der Tschechischen Repu- 
blik (siehe Becker in diesem Heft). Die Industrieproduktion entwickelte sich hier 
noch schneller als in Deutschland und Österreich und ist inzwischen gegenüber 
dem Vorkrisenniveau um mehr als ein Drittel gewachsen (vgl. Abb. 2), wenn auch 
aufder Grundlage wachsender interner Polarisierung (Hürtgen 2015). In der auf 
dem ECI basierenden Rangliste hielten die Visegräd-Länder ihre Position oder 
stiegen sogar leicht auf. Auch der Anteil der Bereiche Maschinen- und Fahrzeug- 
bau, Elektrotechnik und chemische Industrie stieg von durchschnittlich 57 auf 
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59,6 Prozent, in der Slowakei sogar von 57 auf 64,7 Prozent (UN 2018). Daes sich 
hierbei jedoch überwiegend um den Export von Zwischengütern innerhalb von 
Produktionsketten handelt, deuten diese Indikatoren weniger aufeine dominante 
Stellung in der europäischen Arbeitsteilung als vielmehr auf die Einbindung in 
das deutsche Produktionssystem und Exportmodell hin. 

Dieser Entwicklung entsprechen tiefgreifende Umbrüche in der Regional- 
struktur des Außenhandels innerhalb der Eurozone. So hat die südeuropäische 
Peripherie als Absatzmarkt für deutsche Exporte relativ und absolut an Bedeutung 
verloren, auch wenn sich aktuell wieder eine leichte Erhöhung des Strukturan- 
teils der südeuropäischen Peripherie abzeichnet. Gleichzeitig verlagern sich die 
deutschen Exporte zunehmend auf die Schwellenländer - eine Entwicklung, 
die bereits vor der Krise einsetzte, durch den krisen- und austeritätspolitischen 
Nachfrageeinbruch in der Eurozone jedoch verstärkt wurde (Abb. 3). Von die- 
ser Entwicklung profitieren wiederum Teile der mittel- und osteuropäischen 
Peripherie, welche durch Direktinvestitionen und Offshoring in das deutsche 
Produktionssystem und Exportmodell eingebunden sind (Simonazzi u.a. 2013; 
vgl. Gräbner u.a. 2017). 


RE-ORIENTIERUNG DER DEUTSCHEN 
EXPORTWIRTSCHAFT 
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Abbildung 3: Anteile verschiedener Länder(gruppen) an den gesamten Exporten 
Deutschlands in Prozent; emerging markets* = China (inkl. Hong Kong), Indien, 
Brasilien, Indonesien, Südkorea, Türkei; Quelle: IWF Direction of Trade Data, eigene 


Berechnung. 


Vergleicht man zudem die Entwicklung der Anteile der südeuropäischen Peri- 
pherie und der Visegräd-Gruppe an den Importen der größten Volkswirtschaften 
der Eurozone und der gesamten Eurozone seit 2000 (Abb. 4), so wird deutlich, 


Zehn Jahre Krise 371 


dass die Visegräd-Länder seit Ausbruch der Krise - mit der Ausnahme Polens- 
noch tiefer in das deutsche Produktionssystem integriert wurden. Demgegenüber 
stieg lediglich in Italien und —- mit wechselnder Tendenz - auch Frankreich 
der Importanteil der südeuropäischen Peripherie, während ihre Anteile an den 
Importen der gesamten Eurozone stagnieren und ihre Anteile an den Importen 
Deutschlands - trotz aktuell wieder leicht steigender Tendenz - vergleichsweise 
niedrig blieben. 

So ergibt sich einerseits die Tendenz, dass die südeuropäische Peripherie ausder 
Perspektive des dominanten deutschen Produktionssystems weiter marginalisiert 
bleibt bzw. sich diese relative Marginalisierung mit Blick auf die Bedeutung der 
südeuropäischen Peripherie als Absatzmarkt für deutsche Exporte sogar ver- 
schärft. Andererseits zeichnet sich eine Verstärkung der bereits länger bestehenden 
Dualisierungstendenz zwischen Nord(-Ost)- und Südeuropa ab: Während sich 
jeweils die Handelsbeziehungen innerhalb des südeuropäischen Blocks (inklusive 
Frankreichs) sowie innerhalb des Blocks um das deutsche Produktionssystem 
und seine Zuliefererökonomien vertiefen, verlieren die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen diesen Blöcken relativ an Bedeutung. 


IMPORTE AUS DER IMPORTE AUS DEN 
SÜDEUROPÄISCHEN VISEGRAD-LANDERN 
PERIPHERIE . 
—- Eurozone Deutschland 
—4— Eurozone Deutschland —i—-Frankreich Italien 
—— Frankreich Italien 16 


2000 


Abbildung 4: Importe aus der südeuropäischen Peripherie und den Visegrad-Ländern 
als prozentualer Anteil an den gesamten Importen, Quelle: IWF Direction of Trade 
Data, eigene Berechnung. 


Auf politischer Ebene bedeutet dies eine relative Schwächung Südeuropas und 
folglich auch eine wachsende Asymmetrie in der für den bisherigen europäischen 
Integrationsprozess konstitutiven deutsch-französischen Achse (Heine/Sablowski 
2015; Schneider/Syrovatka 2017). Darüber hinaus steht hinter dem politischen 
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Bedeutungszuwachs der Visegräd-Länder auch eine medial weit weniger beachtete 
ökonomische Gewichtsverlagerung von Süden nach Osten. Dieser Bedeutungszu- 
wachs hängt seinerseits jedoch stark von den Entwicklungsmustern des deutschen 
Produktionssystems ab, was wiederum den politischen Handlungsspielraum der 
Visegräd-Länder - besonders jenen der stärker außenorientierten Slowakei, Un- 
garns und der Tschechischen Republik - einschränkt (vgl. Becker in diesem Heft). 


4. Italien als neuer Verdichtungspunkt der Widersprüche? 


Trotz des Rückgangs der Ungleichgewichte in der Leistungsbilanz bestehen 
innerhalb der Eurozone also tieferliegende Muster ungleicher Entwicklung weiter. 
Die für den Prozess europäischer Wirtschaftsintegration wohl entscheidende 
Nord-Süd-Spaltung bleibt bestehen. Nachdem die Krisen in Griechenland, 
Portugal und Spanien einigermaßen eingedämmt wurden, verdichten sich die 
Widersprüche dieser ungleichen Entwicklung aktuell insbesondere in Italien. 
Anders als bei Portugal, Spanien oder Griechenland lässt sich für Italien auf 
den ersten Blick kein signifikanter Abstieg in der internationalen Arbeitsteilung 
feststellen. Auf der ECI-Rangliste stand Italien im Jahr 2000 auf Platz 13, im 
Jahr 2016 auf Platz 16. Der kombinierte Anteil der chemischen Industrie und des 
Maschinen- und Fahrzeugbaus an den italienischen Exporten ist seit dem Beginn 
der jüngsten Krise sogar leicht gestiegen - von 47,1 Prozent im Jahr 2007 auf 
48,7 Prozent im Jahr 2016. Dennoch weist der Einbruch der Industrieproduktion 
darauf hin, dass wir es auch in Italien mit einer Tendenz zur Aushöhlung des 
Produktionssystems zu tun haben. 

Italien nimmt in der Hierarchie der europäischen Arbeitsteilung eine Zwi- 
schenposition zwischen Deutschland und den peripheren Ländern Ost- und Süd- 
europas ein. Das Land weist einen ähnlich breit gefächerten Produktionsapparat 
auf wie Deutschland, wobei „traditionelle“ Branchen der Konsumgüterproduk- 
tion wie Bekleidung, Schuhe, Lederartikel, Möbel, Lebensmittel ein stärkeres 
Gewicht haben. Auch im Maschinenbau ist Italien stark, wobei dieser nicht so 
breit gefächert ist wie in Deutschland und stärker auf die traditionell im Land 
starken Sektoren der Leichtindustrie bezogen ist. In der Fahrzeugproduktion, 
dem Maschinenbau, der chemischen und pharmazeutischen Industrie konkur- 
tiert Italien mit Ländern wie Deutschland, Frankreich, Japan oder den USA, 
während es in den „traditionellen“ Branchen der Leichtindustrie mit der wach- 
senden Konkurrenz peripherer, sich neu industrialisierender Länder konfrontiert 
ist. Die italienischen Produzenten konnten ihre Konkurrenzfähigkeit lange trotz 
ihrer „Sandwichposition“ verteidigen. In Italien entstanden u.a. in einer Reihe 
von Branchen industrielle Distrikte, d.h. räumlich verdichtete Netzwerke flexibel 
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spezialisierter kleiner und mittlerer Unternehmen, die entlangvon Warenketten 
intensive Kooperationsbeziehungen und eine hohe Anpassungsfähigkeit an sich 
verändernde Marktbedingungen entwickelten. 

Seit den 1990er Jahren haben sich die Konkurrenzbedingungen durch die 
Transformationen in Osteuropa und China sowie durch die W WU jedoch gra- 
vierend geändert. So gerieten italienische Produzenten zunehmend unter Druck, 
nachdem die Möglichkeit zur Abwertung der eigenen Währung entfiel. So sind 
italienische Produzenten aufgrund ihres Spezialisierungsprofils mit einer relativen 
Überbewertung des Euro konfrontiert. Der Kostensenkungsdruck wird dadurch 
verstärkt. Nicht nur Großunternehmen, auch kleine und mittlere Unternehmen 
haben in Italien mit Produktionsverlagerungen ins Ausland, primär nach Ost- 
europa reagiert. Zwar sind die Wachstumsraten der Direktinvestitionen italieni- 
scher Unternehmen im Ausland in den Krisenjahren 2008-2012 gegenüber der 
Phase 2003-2008 zurückgegangen, im gesamten Zeitraum lagen sie aber höher 
als die Wachstumsraten der ausländischen Direktinvestitionen Deutschlands, 
Frankreichs und Großbritanniens (Heine 2015: 40ff.)'. Während Niedriglohns- 
tandorte wie Algerien, Ägypten und Polen schon länger wichtige Zielgebiete itali- 
enischer Direktinvestitionen sind, weisen italienische Direktinvestitionsbestände 
in Ländern wie Albanien, Bulgarien, Kroatien, Rumänien, Serbien, Ungarn, 
der Tschechischen Republik und der Türkei in den letzten Jahren hohe Wachs- 
tumsraten auf (Banca d’Italia 2017). In Serbien sind italienische Unternehmen 
beispielsweise gemessen an der Anzahl der Investitionsprojekteund am Wert der 
ausländischen Direktinvestitionen die größten Investoren (RAS 2017: 4). Neben 
einem Joint Venture von Fiat-Chrysler in der Automobilfertigungsowie Banken 
und Versicherungen sind es hier vor allem Unternehmen aus der Textil- und 
Bekleidungsindustrie, die in Serbien investiert haben (Radenkovic 2016: 33). In 
dem Maße, in dem ausländische Produktionsstandorte in die Produktionsketten 
italienischer Unternehmen und ihrer Zulieferer eingebunden werden, werden die 
Produktionsnetzwerke in Italien löchriger. Während Italien lange Zeit ähnlich 
wie Deutschland ein außergewöhnlich hohes Niveau industrieller Beschäftigung 
aufrechterhalten konnte, scheint sich jetzt auch hier ein Trend der partiellen 
Deindustrialisierung durchzusetzen. 


13 Ausländische Direktinvestitionen werden aus unterschiedlichen Motiven vorgenommen. 
Ein großer Teil dient der Markterschließung oder erfolgt im Zuge von Fusionen und 
Übernahmen, spielt sich also primär zwischen den kapitalistischen Zentren ab. Nur ein 
Teil der Direktinvestitionen erfolgt aus Gründen der Kostensenkung bzw. in Form des 
Aufbaus neuer Produktionsstätten („greenfield investments“). Insofern sind die Zahlen 
zu den ausländischen Direktinvestitionen für das hier interessierende Problem nur ein- 


geschränkt aussagekräftig. 
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In der verarbeitenden Industrie sind zwischen 2001 und 2011 fast eine Million 
Arbeitsplätze verloren gegangen (von 4,8 Millionen aufknapp 3,9 Millionen.). Von 
ca. 527.000 Betrieben sind mehr als 100.000 in diesem Zeitraum verschwunden. 
Besonders ausgeprägt waren die Arbeitsplatzverluste in der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie (von mehr als 600.000 Arbeitsplätzen auf weniger als 370.000). 
Insgesamt waren die Arbeitsplatzverluste in den „traditionellen“ Branchen der 
Leichtindustrie größer als etwaim Fahrzeugbau oder Maschinenbau (Istat 2011). 

Diese ökonomischen Transformationen bilden den Hintergrund für die 
politischen Krisenerscheinungen und die Umbrüche im italienischen Partei- 
ensystem sowie für das Wachstum jener Kräfte, die einen Austritt Italiens aus 
der WWU anstreben. Italien könnte insofern nicht nur zum Verdichtungs-, 
sondern auch zum Eskalationspunkt der Widersprüche europäischer Krisenbe- 
arbeitung werden: Anders als im Zentrum der Eurozone wenden sich relevante 
Kapitalfraktionen in Italien vom Euro ab, gleichzeitig würde ein Ausscheiden 
aus der Eurozone - anders als ein „Grexit“ - allein schon aufgrund der Größe der 
italienischen Ökonomie das Fortbestehen der WWU als solche infrage stellen. 


5. Schlussfolgerungen 


Wie im ersten Abschnitt dieses Textes anhand der Europäisierung der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik dargestellt, kann durchaus davon gesprochen 
werden, dass die Krise zu einem neuen Schub der Vertiefung der europäischen 
Integration geführt hat. Auch Politikfelder, die nach den europäischen Verträgen 
eigentlich explizit Gegenstand nationaler und nicht europäischer Regelung sind, 
werden zunehmend den sanktionsbewehrten Koordinierungsmechanismen auf 
EU-Ebene unterworfen. Die neoliberale Integrationsweise hat sich dabei nicht 
substanziell verändert; neoliberale Politik wurde vielmehr radikalisiert und zu- 
nehmend autoritär durchgesetzt. Die Austeritätspolitik soll durch diese Krisen- 
bearbeitung gleichsam auf Dauer gestellt werden, und dies nicht nur für die von 
europäischen Krediten abhängigen Länder, sondern für alle EU-Mitgliedstaaten. 

Bei der Interpretation dieses Sachverhalts sollte man allerdings nicht verken- 
nen, dass die Austeritätspolitik keineswegs nur der EU geschuldet ist, sondern 
als Teil des kapitalistischen Krisenmanagements eine gewisse Zwangsläufigkeit 
besitzt: Für die Kapitalistenklassen und ihre Intellektuellen und politischen 
VertreterInnen ist es naheliegend, auf die Austeritätspolitik zurückzugreifen, 
um auf Kosten der Lohnabhängigen die sich ausweitende Staatsverschuldung 
einzudämmen und die Profitabilität des Kapitals wiederherzustellen. In jeder 
großen Krise kommt es zu ähnlichen Prozessen. Erinnert sei etwa an Brünings 
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ähnlich wie in der jüngsten Krise auf eine erste, „keynesianische“ Phase des Kri- 
senmanagements der Übergang zur Austeritätspolitik - Anfangder 1980er Jahre 
war vom „monetaristischen Schock“ die Rede. Insofern muss die europäische 
Krisenpolitik als eine Variante eines allgemeineren Prozesses begriffen werden. 
Isabel Ortiz u.a. (2015) zeigen, dass Maßnahmen wie das Einfrieren oder die 
Senkung der Löhne, die Erhöhung der Konsumsteuern, Rentenreformen, Ar- 
beitsmarktreformen, Gesundheitsreformen und Privatisierungen in zahlreichen 
Ländern weltweit im Anschluss an die jüngste Krise durchgesetzt wurden bzw. 
noch geplant sind. Allerdings ist die Austeritätspolitik in der EU nicht bloß 
Krisenpolitik, sondern hat gleichsam Verfassungscharakter angenommen. Sie 
ist auch Ausdruck der Generalisierung des neomerkantilistischen Wachstums- 
modells, das von der herrschenden Klasse in Deutschland vorexerziert wird. 
Dieses wird mit der Krisenbearbeitung gewissermaßen von der nationalen auf 
die EU-Ebene transponiert. 

Die sich nicht nur in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, sondern auch 
beim Grenzschutz, der polizeilichen und geheimdienstlichen Zusammenarbeit 
und in der Militärpolitik abzeichnende Vertiefung der europäischen Integration 
ist allerdings nur eine Seite der Medaille. Während die europäische Integra- 
tion gerade in ihrer autoritären und repressiven Form voranschreitet, werden 
die inneren Widersprüche und Desintegrationstendenzen der EU durch das 
Krisenmanagement keineswegs überwunden, sondern lediglich verschoben und 
in anderer Form reproduziert. So wurden die Zahlungsbilanzungleichgewichte 
zwar teilweise abgebaut, und zahlreiche Länder, die noch vor einigen Jahren 
Leistungsbilanzdefizite aufwiesen, verzeichnen nun Leistungsbilanzüberschüsse. 
Aber unterhalb der Oberfläche von Zahlungsbilanzstatistiken hat sich dic hierar- 
chische Arbeitsteilung innerhalb der EU vertieft. Aufdiese Weise setzen sich jene 
Tendenzen fort, die zur Eurokrise beigetragen haben - und dies mitunter sogar 
in verschärfter Form: Die periphere Integration Osteuropas in die europäische 
Arbeitsteilung, die in den Visegräd-Staaten durchaus mit einem Aufholpro- 
zess und einer - wenn auch in vieler Hinsicht problematischen - zunehmend 
selbstbewussten Interessenartikulation verbunden ist, korrespondiert mit einer 
Fortsetzung des tendenziellen Abstiegs der südeuropäischen Peripherie und einer 
Vertiefung der Nord-Süd-Spaltung der Eurozone. Diese Spaltung schlägt sich 
auch in wachsenden Lohndifferenzen und Differenzen in den Lebensbedin- 
gungen zwischen den südeuropäischen Krisenländern und dem Norden der 
EU nieder. Insgesamt lässt sich also keineswegs von einem Konvergenzprozess 
sprechen; die Divergenzen haben lediglich ihre Form gewechselt und zeigen sich 
jetzt in anderer Weise. 

Auf politischer Ebene ist dies in Südeuropa mit einer tiefgreifenden Ero- 
sion der traditionellen Parteiensysteme verbunden. Konnten die herrschenden 
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Klassen die Folgen dieser politischen Erschütterungen bisher — wie im Falle 
Griechenlands - einigermaßen eindämmen, so könnten die aktuellen Umbrüche 
in Italien aufgrund der Größe und Stellung des Landes schnell auf die WWU 
als Ganze durchschlagen und den Fortbestand der Eurozone insgesamt infra- 
ge stellen. Aber auch die bisher erfolgreiche neomerkantilistische Strategie des 
Blocks exportorientierter Zentrumsökonomien um Deutschland selbst stößt 
zunehmend an Grenzen. Die Abhängigkeit von einer stabilen, von den USA 
sanktionierten Freihandelsordnungund von der auf Verbrennungsmotoren spe- 
zialisierten Automobilbranche, die in den letzten Jahrzehnten noch gewachsen 
ist, erweist sich nun als Achillesferse des deutschen Exportmodells. Der sich 
anbahnende Handelskrieg mit den USA zeigt, dass diese neomerkantilistische 
Politik auf Dauer nicht funktioniert, weil mächtige Handelspartner wachsen- 
de Leistungsbilanzdefizite im Austausch mit Deutschland längerfristig nicht 
hinnehmen werden. Dies könnte wiederum Spannungen und Widersprüche 
innerhalb der WWU vertiefen. Denn einerseits würde dann der europäische 
Binnenmarkt für Deutschland wieder an Bedeutung gewinnen, nachdem er 
seit den 1990er Jahren an Bedeutung verloren hat. Andererseits fehlt hierfür 
jedoch aufgrund der austeritätspolitischen Krisenbearbeitung die effektive 
Nachfrage - und deren Ausweitung über verstärkte Kreditschöpfung und Ka- 
pitalzuflüsse aus dem Ausland würde wiederum in eine Situation langfristig 
nicht tragfähiger Zahlungsbilanzungleichgewichte führen. Ob der mögliche 
neuerliche Bedeutungszuwachs des europäischen Binnenmarktes die Bereitschaft 
des deutschen Machtblocks erhöht, aufdie französische Position einzugehen und 
gemeinschaftlichen Transfer- und Haftungsmechanismen bei der Vertiefung der 
WWU zuzustimmen, um die Wirtschaftsentwicklung Südeuropas zu stabilisie- 
ren (Schneider/Syrovatka 2017), lässt sich derzeit noch nicht absehen. Aktuell 
scheinen sich die Widersprüche innerhalb der WWU auf politischer Ebene 
vielmehr in zunehmenden Spannungen im deutsch-französischen Verhältnis 
zu entladen. Denn während Deutschland auf Frankreich angewiesen ist, um 
im Rahmen der EU mit entsprechendem handelspolitischem Gewicht mit den 
USA verhandeln zu können, weist Frankreich ähnlich wie die USA ein hohes 
Leistungsbilanzdefizit mit Deutschland auf. 

Die ökonomische Krise wurde also kurzfristig insbesondere auf Kosten der 
Lohnabhängigen in Südeuropa gelöst. Die ihr zugrundeliegenden Widersprüche 
wurden jedoch lediglich verlagert und verdichten sich aktuell insbesondere in 
Italien. Trotz und gerade wegen ihrer Vertiefung wird die europäische Wirt- 
schaftsintegration in ihrer aktuell dominanten Form zunehmend fragiler. 
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Maria Kader 


Bail-in or Bail-out, ist das die Frage? 


Das europäische Banken- und Finanzsystem zehn Jahre 
nach der Krise 


Die von der US-Investmentbank Lehman ausgelöste Finanzkrise hatte einen 
globalen Charakter. Ihre Auswirkungen waren in nahezu allen geografischen 
Regionen zu spüren, und sie zeichnete letztendlich auch 2009 für das erstma- 
lige Schrumpfen des globalen Wachstums verantwortlich. In Europa brachen 
gleichzeitig mehrere große Banken zusammen. Die durch Lehman ausgelöste 
Abwertungsspirale auf den Finanzmärkten verringerte die Aktiva von Banken 
dramatisch. Eine Neubewertung förderte 800 Milliarden Euro an faulen Kredi- 
ten (non performing loans) allein im Euroraum zutage. Enorme Rettungspakete 
innerhalb der EU im Umfangvon 1,2 Billionen Euro (entspricht über 10 Prozent 
des EU BIP) belasten seitdem die öffentlichen Finanzen. Ist das europäische 
Banken- und Finanzsystem zehn Jahre nach der Krise stabiler? Kann eine Krise, 
wie sie 2008 das europäische Finanzsystem erfasste, ausgeschlossen werden, oder 
müssen wir mit neuen systemischen und strukturellen Finanzkrisen rechnen? 

Der unmittelbare Schock der Krise führte dazu, dass selbst die EU-Kommis- 
sion sehr weitreichende Gesetzesentwürfe vorlegte und es gelang, diese durch- 
zubringen, da auch von Seiten der Bankenindustrie - anders als in den Vorkri- 
senjahren - vergleichsweise wenig Widerstand kam. Den Banken war offenbar 
bewusst geworden, dass sie im Gegenzug für umfangreiche Rettungspakete der 
EU-Staaten strengere Regulierungen akzeptieren mussten. 

Zu diesen Gesetzesinitiativen' zählte allen voran die sogenannte Capital 
Requirements Regulation (CRR)/Capital Requirements Directive (CRD) IV, 
eine Fortführung der sogenannten Basler Bankenregulierung (Basel I, Basel 


1 DaBanken am europäischen Finanzmarkt die ökonomisch dominanten Akteure sind, die 
die Krise ausgelöst haben und sich mit wenigen Ausnahmen europäischer Volkswirtschaf- 
ten vorwiegend über Banken refinanzieren, widmet sich dieser Artikel insbesondere der 
Banken-Reregulierung. Dabei soll nicht überschen werden, dass neue Gesetzesinitiativen 
(wie MiFIDI, Solvency I, EMIR etc.) strengere Vorschriften für weitere Finanzmarkt- 
scktoren wie den Wertpapierhandel, Ratingagenturen, Versicherungen usw. brachten, auf 
die aus Platzgründen hier nicht weiter eingegangen werden kann. 
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II). Dieser seit Jahren weiterentwickelte Rahmen für Bankenregulierung, der 
federführend vom in Basel beheimateten Basler Ausschuss für Bankenaufsicht 
(BCBS) betreut wird, hat sich vom ursprünglich liberalen Regulierungsansatz 
hin zu einer deutlichen Reregulierung des Bankenscktors entwickelt (vgl. Redak 
2006). Die Kernpunkte dieser Regulierung sind zum einen verschärfte Eigen- 
kapitalbestimmungen, die nicht nur höhere Eigenkapitalquoten? für Banken 
vorschen, sondern auch die Qualität des Eigenkapitals verbessern. Das Eigen- 
kapital der Bank dient zunächst als Puffer für auftretende Verluste. Das heißt je 
höher es ist, desto weniger riskant arbeitet eine Bank. In der Krise 2008 hatte es 
bei manchen Banken nicht gereicht, um die entstandenen Verluste abzudecken. 
Die CRR/CRD IV sieht nun nur mehr Kapitalbestandteile vor, die tatsächlich 
in einer Krise verlusttragend sind. 

Zweiter wesentlicher Eckpfeiler der Basler Regulierungen sind deutlich 
verschärfte Liquiditätsvorschriften für Kreditinstitute. Das Liquiditätsrisiko 
ist neben der Unterkapitalisierung das zweite zentrale Risiko von Banken. Es 
besteht im Wesentlichen darin, dass die Bank kurzfristig ihre Refinanzierung 
verliert, sei es, weil EinlegerInnen ihre Gelder aus Angst abziehen (bank run), 
sei es, weil Banken untereinander nicht mehr bereit sind, sich Geld zu leihen 
oder Banken am Markt keine Emissionen, die Geld bringen, absetzen können. 
Gerade in der Krise 2008 hat sich gezeigt, dass dieses Risiko, das Jahrzehnte von 
Aufsicht und Regulierung vernachlässigt wurde, dramatisch und systemrelevant 
sein kann. Zwar wurde schon vor 2008 seitens der weltweiten und europäischen 
Bankenaufsicht an neuen Vorschriften für das Liquiditätsrisiko gearbeitet, doch 
kam die Umsetzung dieser Maßnahmen zu spät. Die Vertrauenskrise, die euro- 
päische Banken nach dem Zusammenbruch der US-Bank Lehman Brothers im 
Oktober 2008 erfasste, hatte systemweite Ausmaße und führte vorübergehend 
zum Kollaps des sogenannten Interbankenmarktes, da sich Banken von einem 
Tag auf dem anderen kein Geld mehr lichen (vgl. Redak 2009). Für Banken, die 
stark von der Finanzierung durch andere Banken abhingen (wholesale funding), 
wie etwa die belgisch-französische Dexia, die deutsche Hypo Real Estate sowie die 
österreichische Kommunalkredit war dies existenzbedrohend. Kernmaßnahme 
der neuen Liquiditätsvorschrift ist die Einführung der sogenannten liguidity 
coverage ratio, anhand derer Banken nachweisen müssen, dass sie in der Lage 
sind, einem größeren Liquiditätsabfluss standhalten zu können. 


2 Die Eigenkapitalquote setzt das vorhandene Eigenkapital einer Bank ins Verhältnis zu 
ihren risikogewichteten Aktiva. Demgegenüber steht die sogenannte leverage ratio, die 
das Kapital mit den ungewichteten Aktiva vergleicht. Um die Einführung einer solchen 
leverage ratio wird innerhalb der EU noch gerungen. 
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Darüber hinaus wurde mit der CRR/CRD IV erstmals auch die Regulierung 
systemischer Risiken („makroprudenzielle Aufsicht“) kodifiziert, das heißt, dass 
Aufsichtsmaßnahmen nicht mehr nur für einzelne Banken spezifisch, als soge- 
nannte idosynkratische Risiken gesetzt werden können, sondern auch dann, 
wenn einzelne Banken oder das Bankensystem eine Bedrohung für die gesamte 
Finanzmarktstabilität eines Landes darstellen. Um zu vermeiden, dass t0o-big- 
to-fail-Banken in der Krise entweder staatlicher Rettung bedürfen oder über 
Ansteckungskanäle andere Banken mit in die Krise reißen, wurden für globale 
systemrelevante Banken zusätzliche Kapitalpuffer eingeführt (globally systemi- 
cally important banks/GSIB-Puffer), auch kleinere national bedeutsame Banken 
(other systemically important institutions - OSII) können „be-puffert“ werden. Die 
makroprudenzielle Aufsicht kann auch einen sogenannten Systemrisikopuffer für 
systemrelevante Banken anordnen, wenn ein nationales Bankensystem als Ganzes 
systemische Risiken aufweist.’ Ebenso kann durch den sogenannte antizyklischen 
Kapitalpuffer exzessives Kreditwachstum gebremst werden, und kann Risiken, 
die aus der Immobilienkreditvergabe entstehen, mit der Eindämmung nicht 
nachhaltiger Kreditvergabestandards entgegengewirkt werden. 


Regulierung wird nach Krise verschärft 


Noch deutlichere Eingriffe in die Geschäftstätigkeit der Banken sind jedoch durch 
eine weitere gesetzliche Grundlage in der EU möglich geworden, die zusätzlich 
zur CRR/CRD IV erlassen wurde: Am 1.1.2016 trat die Abwicklungsrichtlinie 
Banking Recovery and Resolution Directive (BRRD) in Kraft, die zunächst 
sicherstellen soll, dass Banken aus dem Markt ausscheiden können, ohne die 
Finanzmarktstabilität oder die Volkswirtschaft zu gefährden, das heißt insbeson- 
dere ohne Einsatz von öffentlichen Geldern. Denn eine Lehre aus der Krise war, 
dass das bestehende Insolvenzrecht für den Konkurs von Banken nicht ausreicht 
bzw. nicht anwendbar ist. Damit in Zukunft auch Banken in die Insolvenz gehen 
können, ohne dass es zu negativen volkswirtschaftlichen Auswirkungen kommt, 
wurde ein mehrschichtiges Sanierungs- und Abwicklungsregime entworfen. 
Das Regelwerk sicht vor, dass (theoretisch) schon lange vor der Insolvenz der 


3 Österreich und Finnland zum Beispiel haben einen entsprechenden Systemrisikopuffer 
eingeführt, da ihre Bankensysteme im Verhältnis zum BIP überdurchschnittlich groß 
sind, siche „Presscaussendungzur 5. Sitzung des Finanzmarktstabilitätsgremiums“, www. 
fmsg.at (7.9.2015) und „Financial Supervisory Authority’s macroprudential decision on 
structural additional capital requirements: systemic risk buffer to be imposed on credit 
institutions“, Press release 18/2018, www.finanssivalvonta.fi (29.6.2018). 
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Bank bestimmte Mechanismen aktiviert werden: Sogenannte Sanierungs- und 
Frühinterventionsmaßnahmen können von Bank und Aufsicht gesetzt werden, 
um die Bank erst gar nicht in die Krise schlittern zu lassen. Diese Frühinterven- 
tion erlaubt der Bankenaufsicht erstmals seit Jahrzehnten wieder einen Eingriff 
in die Geschäftstätigkeit der Banken und stellt damit vom Prinzip her einen 
Paradigmenwechsel in der Finanzmarktregulierungdar. Geschäftsfelder können 
auf Wunsch der Aufsicht stillgelegt, Beteiligungen oder Banktöchter abgestoßen 
oder das Kreditvolumen beschränkt werden. Seit der Nachkriegszeit, in der Ge- 
schäftsfeldbeschränkungen sowie Begrenzungen von Zinsen und Kreditvolumen 
auf der Tagesordnung standen (vgl. Henry/Redak 2013; Abiad/Mody 2005; 
Döme u.a. 2016), war der Bankensektor nach Jahren der Liberalisierung und 
Deregulierung nicht mehr einem derart festen Regulierungskorsett unterworfen. 

Zentraler Bestandteil der BRRD ist auch das sogenannte Bail-in, das erstmalig 
die Verluste einer Bank in der Krise auf die Gläubiger verteilt und dem histo- 
rischen Bail-out durch den Staat mit öffentlichen Geldern beenden soll. Sollte 
es dennoch nötig sein, über die Gläubigerbeteiligung hinaus Geld auftreiben zu 
müssen, wurde der sogenannte Single Resolution Fund (SRF) eingerichtet. In 
diesen Fonds zahlen Banken vorsorglich Gelder ein, die dann in der Krise für 
strauchelnde Banken verwendet werden können. Ebenso als Vorsorgemaßnahme 
dient die Reform bzw. Harmonisierung der Einlagensicherung in den Ländern 
der Europäischen Union, der zufolge alle Länder verpflichtend ex-ante-Fonds für 
die Einlagensicherungeinrichten müssen, die ebenfalls im Vorhinein von Banken 
gefüllt werden (und nicht erst im Nachhinein, wie das in manchen Ländern bei 
ex-post-Fonds der Fall war). Während die jetzigen Einlagensicherungssysteme 
national sind, aber harmonisiert werden, wird grundsätzlich von der EU-Kom- 
mission auch ein gemeinsames Europäisches Einlagensicherungssystem (EDIS, 
European Deposit Insurance Scheme) geplant, das alle Einlagen bis 100.000 Euro 
absichert, unabhängig davon, in welchem Mitgliedsstaat die Bank ansässig ist. 

Auch in institutioneller Hinsicht wurden neue Pflöcke eingeschlagen. BRRD, 
SRF sowie Europäische Einlagensicherung sind Bestandteile der sogenannten 
Bankenunion, die für den Euroraum eingerichtet wurde. Dazu zählt auch, dass 
seit November 2014 die großen Banken im Euroraum direkt von der Europäischen 
Zentralbank bzw. ihrem Single Supervisory Mechanism (SSM) beaufsichtigt wer- 
den. Dies soll unter anderem sicherstellen, dass die Banken einheitlich beaufsich- 
tigt werden und nationaler Bankenlobbyismus sowie nationale Abschwächung 
von Regulierung (regulatory arbitrage) zur Sicherung von Wettbewerbsvorteilen 
der heimischen Bankenindustrie verhindert werden. Mit diesem Kompetenz- 
transfer bankaufsichtlicher Agenden von der nationalen auf die EU-Ebene ist der 
Wunsch seitens der EU verbunden, die Vertiefung der europäischen Integration 
voranzutreiben. 
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Diese neue Aufsichtsarchitektur würde das europäische Bankensystem grund- 
sätzlich feuerfest machen: Mehr Eigenmittel senken die Krisenanfälligkeit von 
Banken, systemische Banken und Risiken werden über die makroprudenziel- 
le Aufsicht rechtzeitig adressiert und sollte doch eine große Bank straucheln, 
sorgt das Abwicklungsregime für einen smoothen Austritt des Institutes aus 
dem Markt. Mit dem Bail-in, durch das Gläubiger an den Verlusten der Banken 
beteiligt werden, wäre sogar ein deutlicher Umverteilungseffekt von kleinen 
SparerInnen zu wohlhabenden InvestorInnen erreicht. 


Der Bankensektor ist stabiler als noch vor zehn Jahren 


Hat sich aber das neue Regulierungsregime in der Praxis bewiesen und bedeu- 
tet dies, dass zukünftige Finanzkrisen weniger dramatische Auswirkungen auf 
Bevölkerung und Wirtschaft der EU haben? 

Wie bereits oben beschrieben, sind im engeren Sinn zwei Indikatoren relevant, 
um die Stabilität des Bankenscktors zu beurteilen, nämlich die Ausstattung 
der Banken mit Kapital und Liquidität. Die Eigenkapitalausstattung der eu- 
ropäischen Banken hat sich tatsächlich seit 2008 deutlich erhöht. Ende 2017 
betrug die durchschnittliche Eigenkapitalquote der europäischen Banken 18 
Prozent (EBA), während sie bei Ausbruch der Krise etwa 12 Prozent betrug. 
Zwar liegen diese 18 Prozent noch deutlich unter den 25 bis 30 Prozent, die von 
den FinanzwissenschaftlerInnen Anat Admati und Martin Hellwig gefordert 
werden (vgl. Admati/Hellwig 2013), doch ist den Banken nicht nur der für sie 
schmerzhafte Kapitalaufbau gelungen, auch die Qualität des Eigenkapitals hat 
sich verbessert: das sogenannte common equity tier 1 (CETI), das die Aufsichts- 
behörden vorschreiben, umfasst nun wirklich nur mehr jene Kapitalbestandteile, 
die tatsächlich verlusttragend sind. Die Eigenkapitalquote kann auch verbessert 
werden, indem der Anteil riskanter Aktiva (fragwürdige Kredite, hochspekulative 
Wertpapiere etc.), also der Zähler der Quote, reduziert wird. Auch dies ist in 
Europa passiert: Im Zuge des sogenannten deleveraging haben sich viele Banken 
von riskanten Portfolien wie Wertpapieren und Beteiligungen getrennt, deutsche 
Banken haben etwa auch Schifffahrtsfinanzierungen® zurückgeschraubt. 

Ebenso zeigtssich beim Abbau des Liquiditätsrisikos ein verbessertes Bild: Die 
oben angeführten Liquiditätsrisikomaßnahmen haben gegriffen und die euro- 


4 DieBilanzen deutscher Banken wie HSH Nordbank, NordLB und Commerzbank wurden 
dermaßen stark durch Abschreibungen auf Schifffahrtsfinanzierungen belastet, dass 
sich die EZB (SSM) sogar entschloss, 2017 ein eigenes Schwerpunktprogramm für die 


Überprüfung von Risiken aus Schifffahrtsfinanzierungen einzurichten. 
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päischen Banken sind wesentlich weniger riskant refinanziert als vor der Krise. 
Während sich einerseits die cher riskante Refinanzierungüber den Interbanken- 
markt reduziert hat, wurde durch die Einführung der Ziguidity Coverage Ratio 
die Möglichkeit der Banken erhöht, einem Abfluss an Liquidität gegenzusteuern. 
Bis spätestens 2019 müssen die europäischen Banken diese Ratio vollständig 
erfüllen, es zeigt sich allerdings schon jetzt, dass die überwiegende Mehrzahl der 
Banken bereits so weit ist (vgl. EBA 2017). 

Die generelle Risikotragfähigkeit des Bankensektors hat sich daher seit Aus- 
bruch der Krise erhöht. Auch eine Reihe weiterer Veränderungen zeigen, dass 
der Bankensektor in der EU auf die Krise reagiert hat: 

So ist der europäische Bankenscktor geschrumpft. Seit der Krise verringerte 
sich die Bilanzsumme der Banken im Durchschnitt aller 28 EU-Länder um rund 
7 Prozent (siehe Grafik 1), auch in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) der 
EU reduzierte sich die Größe des Sektors. Die Restrukturierung des Sektors seit 
der Krise zeigt sich auch in einer Abnahme der Anzahl der Banken und der Bank- 
filialen (vgl. EZB 2017). Wie häufig in der EU hat sich jedoch der Bankensektor 
in den einzelnen Ländern schr heterogen entwickelt. In Ländern, die von der 
Finanzmarktkrise schr stark betroffen waren, wie Irland, Griechenland, Zypern 
und Spanien, kam es zu einer deutlichen Reduktion der Bankenbilanzsumme 
um teilweise bis zu 75 Prozent des Vorkrisenstandes. In diesen Ländern wurden 
derart viele Aktiva der Banken entwertet (geplatzte Kredite, wertlose Wertpapiere 
usw.), dass - wie im Fall von Irland - nur mehr ein Viertel der Bilanzsumme der 
Banken übrigblieb. Aber auch Länder wie Deutschland oder Österreich verzeich- 
nen ein Schrumpfen des Bankenscktors. In Deutschland verringerte sich die 
Bilanzsumme der Banken seit der Krise um 30 Prozent (siehe Grafik 1). Andere 
Länder wiederum weisen einen größer werdenden Bankenscktor auf, auffallend 
deutlich osteuropäische Länder, allen voran Tschechien, das mit über 80 Prozent 
ein enorm starkes Kreditwachstum an den Tagllegt. 


Wachstum zwischen 2008 und 2017 


EU28-Durchschnitr 


CZ PL BG SE SK UK FI RO MT HR FR ES IT DK LT HU NL LV LU AT PT SI BE DE ES GR CY IE 
Quelle: EZB. 


Grafik 1: Entwicklung der Bilanzsumme europäischer Bankensysteme 
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Die Beurteilung dieser Bilanzsummenentwicklung fällt unterschiedlich aus. 
Während manche ÖkonomInnen in der insgesamt rückläufigen Bilanzsumme 
der Kreditinstitute einen credit crunch vermuten, der ein stärkeres Wirtschafts- 
wachstum in der EU blockiert, schen andere ÖkonomInnen wiederum eine 
längst überfällige Bereinigung eines überdimensionierten Sektors (overbanked), 
der vor der Krise exzessiv wuchs und aus Profit- und Konkurrenzgründen zu viele 
nicht nachhaltige Kredite an Haushalte und Unternehmen vergab. Tschechiens 
derzeitiges Kreditwachstum, zurzeit das stärkste in Europa, wird daher durch- 
gehend als riskant eingeschätzt. Die tschechische Nationalbank hat mittlerweile 
Maßnahmen ergriffen, um das Wachstum einzudämmen. Der Rückgang der 
Bilanzsumme ist auch nicht vollständigeinem Rückgangder Kredite geschuldet. 
Vielmehr haben Banken breite Restrukturierungsprogramme gestartet, die auch 
den Abbau riskanter Wertpapierportfolien und Beteiligungen beinhalten. 

Wenn man - wie marxistische ÖkonomInnen - die Krise ab 2008 als eine 
strukturelle Krise des Kapitalismus begreift, in der sich die gesunkenen Wachs- 
tums- und Produktivitätsaussichten kapitalistischer Produktion widerspiegeln 
(vgl. Kader/Schwarzer 2015), dann ist daher die zweite Erklärung, dass nämlich 
im Finanzsektor vor der Krise erhebliche Überkapazitäten bestanden, zutreffen- 
der. Jahrelang wurden schwache Unternehmen (und bisweilen Haushalte) von 
Banken alimentiert, deren Rückzahlungsfähigkeit aufgrund mangelnder Ein- 
kommen gering war. In diesem Sinn ist aus Perspektive der Finanzmarktstabilität 
positiv zu bewerten, dass der Bankensektor in der EU schrumpft. 

Kompensiert wurde der Rückgang im Bankensektor durch zwei Gegenbe- 
wegungen: Einerseits wächst der Markt für Unternehmensanleihen in der EU, 
das heißt europäische Unternehmen finanzieren sich zunehmend über bonds 
auf Kapitalmärkten und weniger über Bankkredite. Aus Risikosicht ist das eine 
erfreuliche Entwicklung, wenn Unternehmen ihre Finanzierung diversifizieren 
und nicht ausschließlich von Banken abhängig sind. Anleihemärkte sind in der 
Regel auch verhältnismäßig stabile Segmente des Finanzmarktes und nicht zu 
vergleichen mit bestimmten Derivativmärkten, die vorwiegend der Spekulation 
dienen. Andererseits ist allerdings auch ein anderes Segment des Finanzmarktes 
stark angewachsen, nämlich der sogenannte Schattenbankenscktor (siehe unten). 
Hier liegt jedenfalls der Verdacht nahe, dass Aktivitäten, die früher über Banken 
abgewickelt wurden, in diesen Sektor gewandert sind, der weniger reguliert ist 
als der Bankensektor und damit neue Gefahren für die Finanzmarktstabilität 
entstanden sind. 


388 Maria Kader 
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Während also eine Reihe von Veränderungen im europäischen Bankensektor 
zur Erhöhung der Krisenresilienz geführt hat, gibt es auch Tendenzen, die, je 
länger die Finanzkrise zurückliegt, diese positiven Entwicklungen abschwächen. 
Zunächst, weil - wie schon in der Vergangenheit - viele der geplanten Reformen 
an der Umsetzung scheitern: mit zunehmenden Abstand? zur Krise nahmen 
sich Banken wieder mehr heraus und waren im Lobbying erfolgreich: EZB und 
EU-Kommission stehen mittlerweile auf der Bremse, wenn es um höhere Kapi- 
talanforderungen für Banken geht. Gemeinsam haben sie Mitte 2016 beschlossen, 
einen Teil der Kapitalanforderungen eher unverbindlich in eine sogenannte pillar 
IIguidance zu schieben, wodurch der tatsächlich zu haltende Eigenkapitalanteil 
reduziert wird.° Auch die gesetzlich vorgesehene Beschränkung der Auszahlung 
von Gewinnen und Dividenden für Banken, die die Eigenkapitalanforderungen 
nicht erfüllen („Ausschüttungssperren“), wurde aufgeweicht.’ Hinsichtlich der 
Ausschüttungspolitik zeigt sich gerade 2017/2018 eine unerfreuliche Entwick- 
lung. Anstatt Kapitalaufzubauen, haben die europäischen Banken für die Bilanz 
2017 hohe Dividenden ausgeschüttet. Kapital und Dividenden stehen in einem 
inversen Verhältnis: Die Bank kann ihre Gewinne entweder dem Eigenkapital 
zuweisen und die Verlustpuffer erhöhen, oder sie kann die Gewinne gänzlich oder 
zum Teil an ihre AktionärInnen ausschütten, wodurch die Risikotragfähigkeit 
der Bank geschwächt wird. Natürlich müssen ab und zu Ausschüttungen erfolgen, 
dasonst die Bank keine AktionärInnen mehr findet, die investieren. Doch wann 
und wie hoch diese ausfallen, ist eben umstritten. Vor allem gibt es im Euroraum 
Hinweise darauf, dass die erwirtschafteten Gewinne bei vielen Banken nicht 
aus dem operativen Geschäft stammen, sondern die Profitabilität erhöht wurde, 
indem Risikovorsorgen vermindert wurden. Diese sogenanntenWertberichtigun- 
gen stellen Kosten für Banken dar, sie müssen bei drohenden Verlusten gebildet 
werden. Da die Konjunktur im Euroraum derzeit anzieht, schen Banken und ihre 
WirtschaftsprüferInnen die Kredite und andere Aktiva nicht mehr gefährdet 
und Wertberichtigungen können aufgelöst werden. Bilanztechnisch führt dies 
zu Gewinnen, die jedoch eben nicht aus dem operativen Kreditgeschäft selbst 
stammen. In den USA sind die Ausschüttungen 2018 ähnlich problematisch, da 


5 Inder regulierungstheoretischen Literatur wird dieses wiederkehrende Phänomen als 
„disaster myopia“ bezeichnet, nämlich, dass die Regulierungsdichte abnimmt, je mehr 
Zeit nach einer Krise vergeht (vgl. Guttentag 1986). 

6 „Bank Supervisors’ Bark May Exceed Bite on EU Capital Revamp“, www.bloomberg.com 
(26.8.2016). 

7 „ECB Secks Flexibility to Allow Payouts When Banks Lose Money“, www.bloomberg. 
com (19.2.2016). 
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die ausgeschütteten Gelder nicht ausschließlich aus Gewinnen stammen, sondern 
auch bestehende Reserven antasten. Selbst die Financial Times schreibt: „Large 
US banks are poised to hand over more capital to investors than they are generat- 
ing from their businesses for the first time since the 2008 crisis, lowering their 
defences against another catastrophic shock to the financial system.“® Insgesamt 
zeigt sich daher eine Entwicklung, dass vormals erreichte Verbesserungen in der 
Kapitalausstattung der Banken langsam wieder aufgeweicht werden und die 
Banken erneut unterkapitalisiert in die nächste Krise gehen könnten. 

Die Reorganisation der Bankenaufsicht, also die Konzentration der Beauf- 
sichtigung großer Institute bei der EZB, hilft hier kaum weiter. Medienberichten 
zufolge ist beim SSM der nationale Lobbyismus nur eine geografische Ebene höher 
gerückt und die Interventionen von Banken finden nun auf EZB-Ebene statt. 
Hinzu kommt, dass die nationalen Aufsichten, die im Beaufsichtigungsgremium 
des SSM sitzen, sich schr stark für ihre nationalen Bankensysteme einzusetzen 
scheinen und nach dem Motto „Helf ich Dir, hilfst Du mir“ Vorteile für ihre 
nationalen Champions herausschlagen. Denn entgegen den Globalisierungs- 
tendenzen ist der Bankenmarkt in der EU nach wie vor schr national geprägt 
(vgl. EZB 2018) und insbesondere die westeuropäischen Staaten legen großen 
Wert darauf, ihre heimischen Großbanken zu erhalten und zu stärken. Aber 
auch osteuropäische Staaten neigen vermehrt dazu, die Dominanz ausländischer 
Banken auf ihren Kreditmärkten zurückzudrängen. Grundsätzlich haben sich 
grenzüberschreitende Tätigkeiten zwischen europäischen Banken - ein Zeichen 
von finanzieller Integration - seit der Krise deutlich verringert und Bankenüber- 
nahmen fanden vorwiegend national statt (ezwa zwischen Banco Santander und 
Banco Popular). Dies ist mit ein Grund, warum die Europäische Kommission 
die Initiative zur Kapitalmarktunion ins Leben gerufen hat, die die Vertiefung 
der europäischen Kapitalmärkte zum Ziel hat. 

Auch bei der Umsetzung der zweiten zentralen Säule der Bankenregulierung, 
dem oben beschriebenen Abwicklungsregime, zeigen sich Aufsicht und Politik 
inkonsequent und inkonsistent, wodurch die Sanierung und Abwicklung von 
Banken erschwert wird. Besonders auffällig zeigte sich die zögerliche Haltungim 
Fall der italienischen Bank Monte dei Paschi di Siena, eine der ersten straucheln- 
den Banken im Euroraum, die nach der neuen Abwicklungsrichtlinie (BRRD) 
behandelt wurde. Anstatt diese Bank gemäß der Richtlinie abzuwickeln und ihre 
GläubigerInnen einem Bail-in zu unterwerfen, wurde diese Bank auf Wunsch 
der italienischen Aufsicht und Regierung staatlich aufgefangen. In der Tat er- 
laubt auch die BRRD im Ausnahmefall (!) eine staatliche Unterstützung, die 


8 „US banks poised for $170bn in shareholder payouts‘“, ft.com (17.6.2018). 
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sogenannte precautionary recapitalisation, also eine „vorausschauende Rekapi- 
talisierung‘, allerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen. Obwohl die 
Voraussetzungen für eine solche Rekapitalisierung nicht vorlagen’, genehmigte 
die EU-Kommission nach zähen Verhandlungen die staatliche Rettung. Da die 
Bank bereits mehrmals Kapitalspritzen vom italienischen Staat erhalten hatte. Sie 
sitzt noch immer aufeinem immensen Berg fauler Kredite und ist nicht mehr in 
der Lage, über privates Kapital zu mobilisieren. Mit der staatlichen Rekapitalisie- 
rung versenkt man erneut öffentliche Gelder in einer augenscheinlich kaputten 
Bank. Neben der Monte dei Paschi umfasst das italienische Rettungspaket in 
Höhe von etwa 20 Milliarden Euro auch noch kleinere italienische Banken wie 
die Volksbanken von Vicenza und Veneto, Banken, die vermutlich aufgrund ihrer 
geringen Größe ohne gröbere Verwerfungen aus dem Markt hätten ausscheiden 
können. Zunächst war zu befürchten, dass mit dieser Entscheidung ein Präze- 
denzfall für abzuwickelnde Banken und Bail-ins geschaffen wurde. Allerdings 
zeigte sich nur wenige Monate später, dass sich der Umgang von Politik und 
Aufsicht mit Krisenbanken noch in einem Suchprozess befindet. Dies wird am 
Beispiel der spanischen Banco Popular deutlich. 

Auch bei der Banco Popular zeichnete sich ein längerer Abwärtstrend ab, 
sowohl hinsichtlich ihrer Kapital- wie auch der Liquiditätssituation. Bereits 2015 
unterband die Aufsicht daher Expansionspläne der Bank nach Portugal und 
Mittelamerika und forderte Maßnahmen, um die angespannte Liquiditätssitu- 
ation der Bank zu verbessern. Doch aufgrund der Immobilienkrise in Spanien 
und dem hohen Anteil notleidender Immobilienkredite in der Bilanz der Bank 
rutschte die Institution tiefer in die Krise, bis sie von der EZB am 6. Juni 2017 als 
„failing“ eingestuft wurde. Wie bei der Monte hatte sich nun die Frage gestellt, 
ob die Bank mit öffentlichen Geldern (Bail-out) aufgefangen werden muss oder 
ob ein Bail-in und eine privatwirtschaftliche Lösung möglich ist. Anders als bei 
den italienischen Banken wurde die Banco Popular am Ende ohne zusätzliche 
Staatshilfe abgewickelt. Das wurde aufgrund der Übernahme durch die größte 
spanische Bank möglich, Banco Santander, sowie einem teilweisen Bail-in. Ein 
Teil des Eigenkapitals musste völlig abgeschrieben werden und die Eigenkapi- 
talgeber daher die Verluste tragen. Allerdings wurden für bestimmte Gläubiger 
(Kleinanleger) Kompensationen vorgesehen, deren Kosten aber auch die über- 
nehmende Banco Santander trägt - nicht die öffentliche Hand. Insgesamt kann 
die Rettung der Banco Popular als erfolgreiches Beispiel im Rahmen des neuen 
europäischen Abwicklungsregimes betrachtet werden. Dies war auch möglich, 
weil die möglichen Auswirkungen auf andere Banken als gering eingeschätzt 


9 „Italy Clears Hurdle in Monte Paschi Rescue Without Even Trying“, www.bloomberg. 
com (9.1.2017). 
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wurden. Schr häufig werden nämlich bei Bankinsolvenzen Ansteckungseffekte 
aufandere Banken befürchtet, wodurch sich ein Staat einmal mehr geneigt sicht, 
öffentliche Mittelzur Verfügung zu stellen. Marktindikatoren zeigen jedoch, dass 
die Krise der Banco Popular auf andere spanische Banken keine Auswirkungen 
hatte. Grundsätzlich zeigt der Fall, dass eine relevante Bank ohne staatliche Hilfe 
und, ohneandere Banken oder das Bankensystem in Gefahr zu bringen, aus dem 
Markt ausscheiden kann. 

Aus diesen Fällen lässt sich zunächst der Schluss ziehen, dass es noch keine kon- 
sistente Vorgehensweise bei Abwicklungsfällen gibt. Das heißt aber auch, dass die 
Wahrscheinlichkeit, dass öffentliche Mittel für die Bankenrettung aufgewendet 
werden müssen, nach wie vor existiert. Verstärkt wird diese Wahrscheinlichkeit 
auch durch die unzureichenden Vorsorgen, die für Abwicklungsfälle getroffen 
wurden. Allen voran ist der Single Resolution Fund (SRF) zu nennen, der im 
Zuge der Errichtung der Bankenunion eingerichtet wurde und in den Banken 
vorsorglich Gelder einzahlen müssen, die dann im Abwicklungsfall verwendet 
werden können. Bis 2023 sollen 55 Milliarden Euro eingezahlt werden. Wie 
bescheiden diese Summe ist, zeigt ein simpler Vergleich: In unmittelbarer Folge 
der Krise wurden in der EU 480 Milliarden Euro an direkter Bankenhilfe vom 
Staat zur Verfügung gestellt, darüber hinaus übernahm die öffentliche Hand 
Haftungen für kritische Bankbilanzteile in Höhe von 503 Milliarden Euro. Die 
Bilanzsumme der größten Bank im Euroraum, der BNP Paribas, ist 40 Mal so 
groß wie der SRF, selbst vergleichsweise mittelgroße Banken wie die UniCredit 
haben eine Bilanzsumme, die fast 20 Mal so groß ist wie die Mittel im SRF. Der 
SRF wäre damit in einer Krise stark vom öffentlichen Rettungsanker (fscal 
backstop) des European Stability Mechanism (ESM), der aus öffentlichen Geldern 
der Mitgliedsstaaten gespeist wird, abhängig. 

Eine weitere Baustelle stellt das Vorhaben der EU-Kommission dar, eine 
einheitliche gemeinsame Europäische Einlagensicherung (EDIS) als dritte 
Säule der Bankenunion zu etablieren. Ziel wäre, alle gesicherten Einlagen (bis 
100.000 Euro) über einen gemeinsamen Fonds, der von allen Banken im Eu- 
roraum gefüllt wird, abzusichern und damit zu einer Vergemeinschaftung von 
Risiken beizutragen. Bekanntlich scheitert EDIS vor allem am Widerstand 
Deutschlands, das nicht für die Probleme vor allem südeuropäischer Länder 
aufkommen will. Dabei wird überschen, dass nicht ausschließlich südeuropä- 
ischer Länder ein Problem für die Einlagensicherung sein könnten, sondern 
vor allem Länder - wie zum Beispiel Österreich - profitieren würden, deren 
Banken sich stark über private Einlagen (rezail deposits) finanzieren. In diesen 
Ländern ist nämlich die Tragfähigkeit der Einlagensicherung aufgrund des 
hohen Volumens an gesicherten Einlagen bei gleichzeitig niedrigen Volumina 
in den Einlagensicherungstöpfen - nur 0,8 Prozent der gesicherten Einlagen 
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müssen bis 2024 einbezahlt werden - unbefriedigend gering, weshalb am Ende 
wiederum staatliche Garantien greifen würden. 

Jüngst wurde in der EZB auch die Möglichkeit einer weiteren öffentlichen 
Garantie (/iscal backstop) für die Bereitstellung von Norfallliquidität (ernergency 
liquidty assistance) in Abwicklungsfällen diskutiert. Insgesamt haben sich damit 
seit Beginn der Krise die potenziellen /iscal backstops deutlich erhöht. Deshalb 
kann das bittere Fazit getroffen werden, dass die 70o-big-to-fail-Problematik in 
Europa bzw. im Euroraum noch lange nicht gelöst ist und die Wahrscheinlichkeit, 
dass erneut öffentliche Gelder in Bankenrettungen fließen, hoch ist. 


Zudem wächst der Schattenbankensektor 


Neben den Banken könnten sich auch in anderen Segmenten des Finanzmarktes 
neue Risiken aufbauen. Für Europa wird dies am ehesten im Schattenbankensck- 
tor vermutet. Mit dem Schattenbankensektor werden grundsätzlich Bankaktivi- 
täten erfasst, die von „Nicht-Banken“, also Finanzintermediären ohne Banken- 
konzession, ausgeübt werden. Dazu zählen insbesondere die Kreditvergabe und 
-vermittlung, die Fristen- und Liquiditätstransformation und der Kreditrisiko- 
transfer. Eine genaue Definition dieses Sektors ist schwierig, da es keine genauen 
Daten über die Aktivitäten von (teilweise nicht-regulierten) Finanzintermediären 
gibt. Grundsätzlich ist die Bilanzsumme des gesamten Schattenbankenwesens 
in der EU mit 40 Billionen Euro gewaltig - das entspricht 272 Prozent des BIP 
der EU - bzw. entfallen auf diesen Sektor rund 40 Prozent der Bilanzsumme 
des europäischen Finanzmarktes (vgl. ESRB 2017). Er ist insbesondere seit 2012 
stark gewachsen, und zwar um 30 Prozent. Das sind zunächst enorme Summen, 
doch nicht alle Bestandteile des Sektors sind mit hohen Risiken verbunden. 
Denn die international üblichen Definitionen für diesen Sektor beinhalten auch 
viele Finanzinstitutionen und Aktivitäten, die gut reguliert und für den Finanz- 
markt funktional sind. Dazu zählen etwa auch Investment- und Geldmarktfonds, 
grundsätzlich also Anlagesegmente, die eine lange Geschichte haben und - wie 
etwa der Investmentfondsmarkt - in Europa intensiv beaufsichtigt werden. 
Länder mit bedeutsamen Kapitalmärkten wie die USA und Großbritannien 
wehren sich daher auch immer gegen eine Einbeziehung dieser Instrumente in die 
Schattenbankendefinition. Riskanter erscheinen hingegen andere Finanzmarkt- 
institutionen!" wie special purpose vehicles (SPVs), security and derivative dealers 
(SDDs) oder financial corporations engaged in lending (FCLs), deren Aktivitäten 
banknahe sind (wie zum Beispiel Kreditgewährung, Einlagengewährung etc.), 


10 Für genaue Definitionen siehe ESRB 2017. 
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die aber nicht so engmaschigwie Banken reguliert werden. Der Europäische Rat 
für systemische Risiken (ESRB) schätzt daher, dass der steigende Anteil dieses 
Sektors, in dem einige Institutionen einen hohen Verschuldungsgrad (leverage) 
aufweisen und teilweise Liquiditätsproblemen!! ausgesetzt sind, zu steigenden 
Risiken für die Finanzmarktstabilität führen können (vgl. ESRB 2017). Ebenso 
sieht auch der ESRB selbst einen Zusammenhang zwischen dem schrumpfenden 
Bankensektor in der EU und dem Ansteigen des Schattenbankensektors. 

Insgesamt kann zur Lage des Bank- und Finanzsektors in der EU das Fazit 
gezogen werden, dass trotz erhöhter Regulierung eine neue Krise nicht ausge- 
schlossen werden kann und dass auch das Ausmaß zukünftiger Krisen größer 
wird. Dafür spielen sowohl politische wie auch ökonomische Gründe eine Rolle: 
Politisch zeigt sich, dass die Instrumente, die im Zuge der Banken-Reregulierung 
eingeführt wurden, nicht konsequent genug angewandt werden. Welche Inter- 
essen verhindern die Umsetzung zielführender bankenregulatorischer Maßnah- 
men? Dies ist schwer zu beantworten, da sich die Interessenlagen der einzelnen 
Akteurs- und Interessengruppen nicht eindeutig zuordnen lassen und diese über 
den Lauf der Zeit widersprüchliche Strategien verfolgt haben (vgl. Meyer u.a. 
2014). Die Krise ab 2008 war so ungewöhnlich und weitreichend, dass sie das 
herrschende Lager überfordert hat. Die Bearbeitungsstrategien in der Krise gli- 
chen einem Suchprozess, in dem sich die Akteure und ihre Interessen erst finden 
und rekonstituieren mussten. 

Das konservative Lager war zunächst gespalten, da einerseits Kapitalfraktio- 
nen, die in unterschiedlichem Ausmaß fiktives und reales Kapitalakkumulierten, 
unterschiedliche Interessen hatten und andererseits selbst innerhalb der Fraktion 
des Finanzkapitals Bruchlinien hinsichtlich der Krisenbewältigungsstrategien 
auftraten. Während von den Bankenrettungen die Banken selbst und ihre Gläu- 
biger profitierten, schlugen sich die Kosten der Bankenrettungen empfindlich auf 
die Budgets der Staaten nieder und brachten konservative, austeritätsorientierte 
FinanzministerInnen in Erklärungsnotstand, weshalb ziemlich bald nach den 
Bankenrettungen eine diskursive Umdeutung der Finanzmarktkrise in eine 
Staatsschuldenkrise erfolgte. Zu Beginn der Krise leistete die Banken- und Fi- 
nanzindustrie vergleichsweise wenig Widerstand gegen verstärkte Regulierung, da 
sie von Rettungsmaßnahmen und Übernahmen der Verluste durch die öffentliche 


11 Zahlreichen Aktivitäten (insbesondere alle Arten von Fonds) ist ein genuines Liquidi- 
tätsrisiko gemein, das darin besteht, dass die AnlegerInnen ihr in diese Fonds investiertes 
Vermögen relativ rasch abziehen können, während der Fonds selbst dieses Vermögen in 
der Regel langfristig investiert. Bei einem plötzlichen breiten Abzug an Geldern durch 
AnlegerInnen geraten daher diese Fonds in Liquiditätsschwierigkeiten. Einige Länder 
in der EU begegnen diesem Problem mittlerweile mit nationalen Regulierungen (etwa 
Mindestveranlagungsfristen). 
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Hand abhängig waren. Seit zwei bis drei Jahren werden hingegen die Stimmen 
im Bankensektor lauter, die von einer „Über“-Regulierung sprechen. Dies hängt 
zum Teil mit dem politischen Rechtsruck in Europa zusammen, in dessen Folge 
sich konservative PolitikerInnen stärker für die Interessen der Banken einsetzen. 
Die Gründung der Bankenunion wurde von der Banken- und Finanzindustrie 
befürwortet, erhofften sich die IndustrievertreterInnen davon ein level playing 
field in der Beaufsichtigung sowie insbesondere grenzüberschreitend tätige Ban- 
ken eine Aufsicht anstatt mehrere Aufsichten in verschiedenen Jurisdiktionen. 

Sowohl bei der Beeinflussung der Regulierungsvorhaben wie auch bei der 
Aufsichtspraxis des SSM zeigt sich ein starker nationaler Bias: Banken und Auf- 
sicht handeln oft im „nationalen Interesse“, um nationale Wettbewerbsvorteile 
eines nach wie vor schr national ausgerichteten Bankensektors zu schützen (vgl. 
Quaglia/Spendzharova 2017). Dieser Banken-„Nationalismus“ verstärkt sich im 
Zuge der Desintegrationstendenzen innerhalb der EU, die zu einer Spaltung der 
EU in Zentrums- und Peripherieländer führen. 

In letzten Jahren haben sich offenbar vermehrt die Ansprüche von InvestorIn- 
nen durchgesetzt: Sie pochen verstärkt auf Gewinn- und Dividendenausschüttun- 
gen. Angesichts der neuen Zahlen zu den Ausschüttungsquoten dürften sie damit 
sowohl in der EU wie auch in den USA Erfolggehabt haben. Die Bankenaufsicht 
hat dem wenig entgegengesetzt. 

Die Geldpolitik wiederum spaltete das Finanzkapital: Während Investment- 
banken von den sinkenden Zinsen profitieren, da diese die Wertpapierpreise in die 
Höhe treiben, führen die niedrigen Zinsen zu einer Erosion der Ertragslage von 
Geschäftsbanken, deren wichtigste Einkommensquelle versiegt, der Zinsertrag. 
Auf konservativer Seite zeigt jedoch eine Analyse von Kräfteverhältnissen bzw. 
Akteurskonstellationen im Zuge der Krisenbearbeitung, dass eine Koalition von 
konservativen PolitikerInnen und ihrer traditionellen Klientel von Wohlhaben- 
den, Unternehmen, InvestorInnen, GläubigerInnen und Banken versucht, die 
Kosten von Bankenkrisen weiterhin der Allgemeinheit aufzubürden (vgl. Meyer 
u.a. 2014, Kallert 2017). 

Etwas überraschender fällt die Rolle der sozialdemokratischen Kräfte und der 
Gewerkschaften bei der Bankenrettung aus: Bei den zentralen Bankenrettungen 
im deutschsprachigen Raum - IKB Deutsche Industriebank AG und der Hypo 
Real Estate in Deutschland; Hypo Alpe Adria Group und der Volksbank AG in 
Österreich - verhielten sich diese politischen Kräfte passiv zustimmend bis aktiv 
befürwortend (vgl. Kallert 2017). Sehr stark dürfte in den Interessenvertretungen 
der Lohnabhängigen die Erfahrung der Weltwirtschaftskrise von 1929 eine 
Rolle spielen, als das Ausbleiben geld- und bankenpolitischer Rettungsversuche 
zu einer fatalen Banken- und Wirtschaftskrise sowie Massenarmut und -arbeits- 
losigkeit führte. Dies erklärt vermutlich auch, warum die Bankenrettungspakete 
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in unmittelbarer Folge der Krise 2008 in Ländern mit sozialdemokratischer 
Regierungsmehrheit höher ausfielen (vgl. Weber/Schmitz 2010). Gleichzeitig 
zählen im Zuge des Rechtsrucks der Sozialdemokratie in der EU und ihrem ver- 
stärkten Rekurs auf die „Mittelschicht“ nun auch GläubigerInnen zum Klientel 
sozialdemokratischer Parteien und PolitikerInnen, wie sich etwa im Fall der 
Monte dei Paschi zeigt. Die engmit sozialdemokratischer Politik in der Toskana 
vernetzte Bank sollte auch deshalb gerettet werden, um ihre KleinanlegerInnen 
zu schützen und diese nicht in die Hände der populistischen 5-Sterne-Bewegung 
zu treiben. Kontinuierlich bedienten PolitikerInnen und Medien das Bild von 
„Kleinanlegern“ und suggerierten damit, dass es sich bei den Monte-Gläubige- 
iInnen um wenig privilegierte Bevölkerungsgruppen handele. Repetitiv wur- 
den Geschichten von PensionistInnen und Großmüttern erzählt, die um ihre 
Ersparnisse gebracht würden. Ein Anwalt von GläubigervertreterInnen(!) gab 
PR-geschult zu Protokoll: „Many of my clients are factory workers [...] who lost 
all the savings they had.“'? Dieses Narrativ hält jedoch den statistischen Fakten 
nicht stand: Der Houschold Finance and Consumption Survey (HFCS) der EZB 
zeigt, dass nur rund 5 Prozent der italienischen Haushalte überhaupt Bankan- 
leihen besitzen. Diese sind mehr als doppelt so vermögend wie der italienische 
Durchschnittshaushalt und zählen mit ihrem durchschnittlichen Einkommen 
zu den Top 12-Prozent der italienischen Haushalte (vgl. Lindner/Redak 2017). 
Damit gehören sie in der Mehrheit nicht zu den finanziell vulnerablen Haushal- 
ten. Durch staatliche Beihilfe und einen Verzicht auf ein Bail-in wurden also 
GläubigerInnen verschont, die aufgrund ihrer Vermögens- und Einkommenssi- 
tuation eine hohe Resilienz gegenüber finanziellen Krisen aufweisen. Vulnerabel 
sind hingegen jene Haushalte, die über ein kleines Sparvermögen verfügen bzw. 
überhaupt überschuldet sind. Diese ärmeren Bevölkerungsschichten, die in der 
großen Mehrheit sind, werden durch die Rettung von Banken benachteiligt, 
weil die Milliarden an Rettungsgeldern anderswo im Budget eingespart werden 
müssen, etwa bei Sozialleistungen. Der italienische Krisenfall zeigt schr deutlich, 
wie im Zuge von Bankenrettungen die Durchsetzung von Partikularinteressen 
(Gläubiger, Vermögende, Banken) als Allgemeininteresse gelang und sich die 
Sozialdemokratie vielfach diesem Konsens anschloss, wenn sie ihn nicht sogar 
aktiv betrieb. Den Aufstieg populistischer Parteien konnte sie damit dennoch 
nicht verhindern. 


12 „Warum Renzi lieber Reiche rettet“, http://mosaik-blog.at (9.7.2016). 
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Die strukturelle Krise des europäischen Kapitalismus 
bleibt unterbelichtet 


Parteiübergreifenden und grenzüberschreitenden Konsens gab es während der 
Wirtschaftskrise in Europa auch hinsichtlich der Privilegierung von Wachstum 
auf Kosten von Finanzmarktstabilität. Obwohl empirische Studien zeigen (vgl. 
Gambacorta/Shin 2016; National Bank of Belgium 2016), dass besser kapitalisier- 
te Banken mehr Kredite vergeben und höhere Eigenmittelquoten nicht zu einem 
credit crunch führen, wird in der Öffentlichkeit gerne vermittelt, dass strengere 
Kapitalvorschriften die Kreditvergabe in Europa behindern würden. Genuines 
Interesse an einem diesbezüglichen Diskurs haben Banken, die mitunter sogar 
ihre Betriebsräte davon überzeugen, gegen die Aufsicht zu polemisieren, mit dem 
irreführenden Argument, die strengen regulatorischen Vorgaben würden das 
Geschäft zerstören, weshalb Arbeitsplätze reduziert werden müssten. De facto 
verhält es sich gerade umgekehrt: Werden Banken locker beaufsichtigt und bauen 
sie neue Risiken auf, indem sie einem schwächelnden europäischen Unterneh- 
menssektor weiterhin Kredite vergeben, baut sich lediglich die nächste schwere 
Wirtschaftskrise mit entsprechenden Auswirkungen auf die Arbeitslosigkeit auf. 
Hier zeigt sich auch die negative Verzahnung mit der Geldpolitik: Diese möchte 
die Kreditvergabe eines Bankensektors stimulieren, der noch aufden Überresten 
der letzten Kreditblase sitzt und keineswegs als stabil bezeichnet werden kann: 
Der hohe Anteil an vorwiegend im Unternehmensscktor befindlichen faulen 
Krediten zeugt davon, dass die europäischen Banken die Ertragschancen von 
Unternehmen in den letzten Jahrzehnten erheblich überschätzt hatten. Zwar 
gelanges über einen gewissen Zeitraum, die strukturelle Krise der Unternehmen 
durch Ausweitungder Kreditvergabe zu überwinden. Sinken nämlich die Profite, 
können Unternehmen ihre Investitionen nicht mehr mit dem Überschussprofit 
der Vorperiode finanzieren, sondern müssen zunehmend auf Kredite von Banken 
zurückgreifen (vgl. Guttmann 1996). Mit dem Platzen vieler Unternehmenskredi- 
te kam es jedoch zu einer Entwertungdes eingesetzten (Kredit-)Kapitals. Solange 
die Profitabilität realwirtschaftlicher Investitionen jedoch niedrig ist, hilft das 
weitere Fluten der Märkte mit Geld nicht, sondern verschärft möglicherweise 
durch das Entstehen einer weiteren Wertpapier- und Kreditblase die realökonomi- 
schen Ungleichgewichte (vgl. Kader/Schwarzer 2015). Eine beliebte Metapher in 
diesem Zusammenhangsagt: Kredite an eine schwächelnde Wirtschaft vergeben 
ist wie einem Alkoholkranken ein Glas Wein anbieten. 

Aus ökonomischer Sicht stellen Finanzmarktkrisen eine Funktion der wirtschaft- 
lichen Konjunkturlage dar. Das Platzen von Krediten und Wertpapieren ist nicht 
allein dem unvorsichtigen und spekulativen Verhalten von Finanzmarktakteuren 
geschuldet, sondern in der Entwertung der Finanzinstrumente spiegelt sich auch 
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eine Wachstums- und Profitabilitätskrise entwickelter Volkswirtschaften wider 
(vgl. Kader 2018). In den hohen Volumina an faulen Krediten, dieam Höhepunkt 
der Krise 800 Milliarden Euro allein im Euroraum erreichten (vgl. IMF 2014), 
zeigtsich eine strukturelle Krise kapitalistischer Ökonomien. Mittlerweile zeigen 
empirische Studien, dass sich die Wachstumsraten im Kapitalismus über die letzten 
100 Jahre kontinuierlich abgeschwächt haben (insbesondere Gordon 2016). Zwar 
gab es immer wieder Perioden wirtschaftlichen Aufschwungs nach Krisen, doch 
die Wachstumsraten waren jeweils niedriger als vor der Krise. In der EU lässt sich 
über einen längeren Zeitraum ein Niedergang der Produktivität feststellen. Daten 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
zeigen, dass sich seit den 1990er Jahren das Potenzialwachstum" in der EU jährlich 
um einen Prozentpunkt abgeschwächt hat (vgl. Ollivaud u.a. 2016). Außerdem 
ist in den letzten Jahrzehnten eine längerfristige Abschwächung der Profitabilität 
zu beobachten, die nicht nur zyklische, sondern strukturelle Ursachen hat (ebd.). 
Besorgt merken OECD-ForscherInnen dazu an: „This has raised questions about 
our societies ability to make good on promises to current and future generations“ 
(Andrews/Petroulakis 2017). Dieser Niedergang der europäischen Ökonomie 
- Ausdruck der strukturellen Krise des europäischen Kapitalismus - wird sich 
früher oder später erneut in Bankbilanzen oder auf Wertpapiermärkten zeigen. 
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1. Einleitung 


In der Sitzung der Eurogruppe vom 21. Juni 2018 beschlossen die Finanzmins- 
ter_innen der Euroländer gemeinsam mit den anwesenden Institutionen das 
Auslaufen der multilateralen Kredite für Griechenland und eine Rückkehr des 
Landes an den Finanzmarkt. Der Präsident der Eurogruppe, Mario Centeno, 
bemerkte dazu: „Wir haben es geschafft, nach einer langen und schwierigen An- 
passung eine sanfte Landung hinzubekommen“ (Eurogruppe 2018a). Die acht 
Jahre andauernde Auseinandersetzung um den griechischen Reformkurs, den 
Centeno als „Erfolgsgeschichte einer Programmumsetzung“ bezeichnete, nahm 
damit in jener Institution ihr offizielles Ende, die im Schatten dieser Program- 
mumsetzung zu öffentlicher Bekanntheit gelangt war. 

Die Eurogruppe war 1997 gegründet worden, als informelles Treffen der Fi- 
nanzministerien der Euroländer, unter Einbindung der Europäischen Kommis- 
sion und der Europäischen Zentralbank (EZB). Sie trägt die Handschrift eines 
Kompromisses der deutsch-französischen Achse, die die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion (WWU) traditionell prägt. Durch die Gründung eines informellen, 
eurospezifischen Koordinationsforums sollte das französische Streben nach einem 
gouvernement Economique, einem wirtschaftspolitischen Gegenpart zur EZB, mit 
dem Interesse Deutschlands an einer Stärkung fiskalpolitischer Regeln und der 
Unabhängigkeit der Zentralbank vereint werden (Pisani-Ferry 2006; Puetter 
2006). Die Arbeit der Eurogruppe konzentrierte sich in der ersten Dekade ihres 
Bestehens aufdie technische Umsetzung der Währungsumstellung, die Diskussion 
gemeinsamer wirtschaftspolitischer Fragen sowie die politische Überwachung 
und Sanktionierung im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts (SWP). 
Das Aufgabenfeld wandelte sich mit Beginn der Eurokrise grundsätzlich dahin- 
gehend, dass die Eurogruppe weitere institutionelle und wirtschaftspolitische 
Gestaltungskompetenzen erhielt. Mit dem vorläufigen Ende der Rettungskredite 
ist nun zwar die Aushandlung von Reformprogrammen nicht weiter Bestandteil 
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der Gruppenroutine. Allerdings weist das Arbeitsprogramm der Eurogruppe 
weiterhin ein breites Spektrum auf, von Überwachung über Politikkoordination 
bis hin zur Vorbereitung institutioneller Reformen im Kontext von Bankenunion 
und Europäischem Stabilitätsmechanismus (ESM) (Eurogruppe 2018b). Es ist 
deshalb davon auszugehen, dass die Gruppe weiterhin die gestalterische Rolle 
innerhalb der WWU ausfüllen wird, die sie in der Krise übernahm. 

Dieser Beitrag fragt danach, welche politökonomischen Effekte die Erneuerung 
der Eurogruppe in der Krise hatte und welche Perspektiven für grundlegende Ver- 
änderungen des wirtschaftspolitischen Kurses bestehen. Dazu werden zunächst die 
institutionellen Weiterentwicklungen der Eurogruppe im Rahmen von Kompetenz- 
gewinnen nachgezeichnet, die sich vor allem in den Feldern der fiskalpolitischen 
Überwachung, der Verhandlungen von Kreditprogrammen, der institutionellen 
Reformen und der Kreditvergabe ergeben haben. Es wird argumentiert, dass diese 
Aufwertung einerseits aus der Informalität der Eurogruppe resultiert, die es ihr 
ermöglicht, ein hohes Maß an zeitlicher und inhaltlicher Flexibilität bereitzustellen 
und Teile der Krisenpolitik dem demokratischen Prozess zu entheben. Andererseits 
wird die Entwicklung der Gruppe als Versuch der nationalen Regierungen und 
Finanzministerien verstanden, das wirtschaftspolitische Regieren in ihrem Wir- 
kungsbereich zu halten. Infolgedessen ist die Eurogruppe als intergouvernementales 
vermachtetes Verhandlungsforum zu charakterisieren. Divergierende Interessen der 
einzelnen Euroländer werden hier durch die in der Gruppe vorherrschenden Macht- 
strukturen in politische Ergebnisse übersetzt. In der Krise waren diese Interessen 
grundlegend entlangder Trennlinie zweier entgegengesetzter Wirtschaftsmodelle 
verteilt. Wie die Analyse zeigt, haben die graduelle Abfolge der Krisenprogramme 
sowie die durch die Liquiditätsengpässe entstandene Asymmetrie zwischen Gläu- 
biger- und Schuldnerländern zu einer Dominanz der nordeuropäischen Staaten 
geführt. Der institutionelle Einfluss der Eurogruppe erlaubte es ihnen, ein auf 
mehreren Ebenen angesiedeltes Projekt austeritätspolitischer Krisenbearbeitung 
voranzutreiben. Vor dem Hintergrund dieses Projektes reflektiert der vorliegende 
Beitrag abschließend, ob ein progressiver Gegenentwurf möglich ist. Es wird 
argumentiert, dass angesichts der Bedeutung der intergouvernementalen Insti- 
tutionen die nationalen Kräftekonstellationen noch immer von hoher Relevanz 
sind. Deshalb wird eine von sozialer und wirtschaftlicher Konvergenz geprägte 
WWU nur über die nordeuropäischen Parlamente erreichbar sein. 


2. Die Erneuerung der Eurogruppe in der Krise 


Die Eurogruppe war in die die Eurokrise betreffenden Entscheidungsprozesse 
eingebunden. Ihre institutionelle Ausgestaltung wurde im Zuge dessen nachhaltig 
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angepasst, was unter anderem grundlegende Veränderungen in der Sitzungsroutine 
nach sich zog. Mit dem ESM und dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
wurde die Eurogruppe um zwei regelmäßige Teilnehmer erweitert. Da diese in 
unterschiedlichem Ausmaß an der Bereitstellung von Hilfskrediten beteiligt sind 
und zudem als Teil der Troika (einschließlich ESM auch „Quadriga“) die Kredit- 
programme mitverhandelten, nehmen die Repräsentanten dieser Institutionenan 
solchen Sitzungen teil, die für die Kreditvergabe und Programmüberwachungvon 
Bedeutungsind. Auch der Sitzungsrhythmus intensivierte sich. Während die plan- 
mäßigen Treffen der Eurogruppe weiterhin im Vorfeld des Rats der Wirtschafts- 
und Finanzminister (EcoFin) stattfanden, wurden vermehrt außerplanmäßige 
Sitzungen angesetzt, wenn unter Zeitdruck Finanzierungsfragen geklärt werden 
mussten. Gleichermaßen trat auch das Vorbereitungsgremium der Eurogruppe, 
die Eurogroup Working Group (EWG), häufiger zu langwierigen Sitzungen zu- 
sammen, um gemeinsame Beschlüsse und Stellungnahmen zu verhandeln und die 
Moderation politischer Konflikte in der Gruppe vorzubereiten (Puetter 2014). 

Die bedeutendste Weiterentwicklung bestand allerdings in der Kompeten- 
zerweiterung der Eurogruppe. In folgenden Bereichen haben sich die Zustän- 
digkeiten innerhalb der WWU zu ihren Gunsten verschoben: 

i. Fiskalpolitische Überwachung: Die haushaltspolitische Überwachung als 
traditionelle Kernaufgabe der Eurogruppe wurde in der Krise ausgebaut. Der 
SWP, den die Eurogruppe als „Anker des Vertrauens in der EU“ (Eurogruppe 
2014a) begreift, behält die Entscheidungüber Sanktionen bei einem Verstoß tradi- 
tionell den Finanzministerien der Euroländer vor. Seine lückenhafte Anwendung 
hat in der Krise dazu geführt, dass das Rahmenwerk durch weitere Rechtsakte, 
die sogenannten Sixpack und Twopack, erweitert wurde (Bieling 2013). Unter 
anderem beschleunigen und verschärfen sie die mit dem SWP verbundenen 
Sanktionsverfahren. Formell ist die Eurogruppe auch durch das Europäische 
Semester weiter in die Haushaltsüberwachungeingebunden worden. Vor Beginn 
des neuen Semesters müssen jene Eurostaaten, die sich nicht ohnchin in einem 
Kreditprogramm befinden, ihre Haushaltsentwürfe der Kommission und der 
Eurogruppe vorlegen. Dass die Eurogruppe ihre Überwachungsfunktion über 
die Sanktionsmechanismen hinaus intensiviert hat, ist vorwiegend auf ihre Zu- 
sammensetzung zurückzuführen. Die Finanzministerien der Euroländer nutzen 
die Eurogruppe als vertrauliches, eurospezifisches Forum, um die Korrekturen 
von Ungleichgewichten und haushaltspolitischen Anpassungen zu verhandeln. 
Auch die von der Kommission formulierten Analysen und Empfehlungen werden 
diskutiert. Schließlich ist die Gruppe in die Überwachungder (auch ehemaligen) 
Programmländer eingebunden. 

ii. Verhandlung von Kreditprogrammen: Durch die Einführungder Kreditpro- 
gramme hat die Eurogruppe ihre Kompetenzen über die Überwachung hinaus 
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ausgebaut. Sie war in der Krise zentraler Verhandlungsort über die Erfüllungund 
Nichterfüllung der Programmauflagen sowie über deren weitere Ausgestaltung 
(Craig 2017). In der Gruppe wurden informelle Einigungen ausgehandelt, die auf 
Regierungsebene in multilaterale Verträge überführt wurden. Besonders öffent- 
lichkeitswirksam waren in diesem Zusammenhang die Auseinandersetzungen 
mit der griechischen Syriza-Regierung, die sich über 14 Sitzungen erstreckten. 

iii. Kontrolle über Kreditmittel: Ihren Forderungen nach Reformen in den 
Programmländern konnten die in der Eurogruppe vertretenen Finanzministe- 
rien aufgrund ihrer Einbindung in die ESM-Strukturen zusätzlich Nachdruck 
verleihen. Der ESM basiert auf einer zweiteiligen Entscheidungsstruktur. Der 
Gouverneursrat, das höchste Entscheidungsgremium, setzt sich aus den Finanz- 
minister_innen der Euroländer zusammen. Ihm steht der Eurogruppen-Präsident 
vor. Der Gouverneursrat bestimmt auf fünf Jahre den geschäftsführenden Di- 
rektor des ESM, dessen Amt seit Gründung vom deutschen Ökonomen Klaus 
Regling bekleidet wird. Der Direktor ist wiederum Vorsitzender des zweiten 
Entscheidungsgremiums, des Direktoriums, in dem jene Mitarbeiter_innen aus 
den nationalen Finanzministerien vertreten sind, die im Rahmen der EWG 
die Sitzungen der Eurogruppe vorbereiten. Da das Stimmgewicht im Gouver- 
neursrat sich nach den finanziellen Beiträgen der Mitgliedsstaaten richtet, haben 
die ökonomischen Schwergewichte Deutschland und Frankreich im ESM eine 
Vetomacht. Was die Eurogruppe selbst als „Synergien“ bei den Arbeitsabläufen 
zwischen Eurogruppe und ESM bezeichnet (Eurogruppe 2012), ist eine zusätz- 
liche Kontrollmacht, die es den Eurofinanzministerien erlaubt, dringliche Kre- 
ditzahlungen zu erteilen oder zu verweigern. 

iv. Ausarbeitung multilateraler Verträge: Schließlich verhandelte die Euro- 
gruppe auch die Ausgestaltung von neuen Institutionen und zwischenstaatlichen 
Verträgen, darunter Fiskalpakt und ESM. Während die Staatschefs in der Krise 
politisch und rechtlich das letzte Wort über die entscheidenden Beschlüsse behiel- 
ten, fungierte die Eurogruppe als spezialisiertes Vorbereitungsgremium, das „die 
potentiellen Elemente einer Roadmap hin zu einer wirklichen wirtschaftlichen 
und monetären Union diskutieren sollte, um die Arbeit des Europäischen Rats 
und des Euro-Gipfelszu unterstützen“ (Eurogruppe 2013). Die in der Eurogruppe 
erzielten Einigungen wichen nicht essentiell von den am Ende des Entschei- 
dungsprozesses implementierten Reformen ab. Ihre Rolle ist mit der Gründung 
des Eurogipfels noch weiter gefestigt worden: Sie bereitet für diese Treffen die 
Agenda vor und übernimmt die technischen Vorarbeiten. 

Vor dem Hintergrund der genannten Kompetenzzuwächse ist die Eurogruppe 
als ein institutioneller Gewinner der Eurokrise zu verstehen. Insgesamt ist ein 
Rollenwandel festzustellen, innerhalb dessen ihr aufgrund ihrer Einbindung in 
die fiskalpolitische Überwachung Kompetenzen eines Politikgestalters zukamen. 
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Die in der Krise stattfindenden Verschiebungen haben dazu geführt, dass Fragen 
nationaler Wirtschaftspolitik in der Eurogruppe zum Gegenstand intergouver- 
nementaler Aushandlungsprozesse wurden. Wie gezeigt werden soll, war der 
Einfluss der Mitglieder auf diese Prozesse asymmetrisch verteilt. 


3. Institutionelle und integrative Hintergründe der Aufwertung 
der Eurogruppe 


Institutionelle Flexibilität 


Der Rollenwandel der Eurogruppe geht sowohl auf institutionelle wie auf in- 
tegrative Gründe zurück. Zunächst ist die Eurogruppe diejenige Institution in- 
nerhalb der WWU, deren Teilnehmerfeld auf die Eurostaaten begrenzt ist und 
sich dementsprechend auf Fragen der gemeinsamen Währung konzentriert. Dem 
gegenüber steht die Einschränkung, dass die Eurogruppe sich keineswegs als voll- 
wertige Ratskonstellation im Sinne einer EU-Institution charakterisieren lässt. 
Wie im Vertrag von Lissabon (Protokoll 14 AEUV, Artikel 1) festgehalten, ist 
die Gruppe eine informelle Institution, deren Beschlüsse keine Verbindlichkeit 
besitzen. Die Gruppe selbst begründet ihre Informalität damit, dass „der informelle 
Charakter der Eurogruppe sowohl die Flexibilität eines pragmatischen Ansatzes des 
Agenda-Settings bereitstellt als auch die Vertraulichkeit für tiefgehende politische 
Diskussionen“ (Eurogruppe 2008). Die Flexibilität der Eurogruppe ist ihre beson- 
dere institutionelle Qualität. Wie zuvor argumentiert, konnten themenbezogen 
weitere Teilnehmer in die Gruppenprozesse eingebunden werden. Darüber hinaus 
wurden bei Liquiditätsengpässen von Eurostaaten wie Griechenland oder Zypern 
kurzfristig Treffen einberufen und Entscheidungen herbeigeführt, um Zahlungs- 
ausfälle abzuwenden. Die Gruppenprozesse basieren deshalb auf Vertraulichkeit, 
um den Druck der nationalen Öffentlichkeiten auf die Sitzungsteilnehmer_innen 
zu minimieren und so Vetostrukturen abzubauen. Diskussionen über finanzpo- 
litisch relevante Themen sollen stattfinden können, ohne vorzeitige Reaktionen 
auf den Finanzmärkten zu provozieren. Dies ist gerade für die Mitglieder der 
Eurogruppe wichtig, deren Entscheidungen unmittelbar Auswirkungen auf das 
höchst mobile Finanzkapital haben. Aus diesen Gründen praktiziert die Gruppe 
eine selektive Kommunikation, die als strategische Fähigkeit beschrieben werden 
kann, bestimmte Informationen zurückzuhalten und andere zu veröffentlichen. 
Insofern war der informelle Charakter gerade im Notfallmodus der Euro- 
krise von Bedeutung. Die Rolle der Eurogruppe allerdings nur hinsichtlich 
ihrer Funktionalität zu beurteilen, das heißt, ihre Einbindung allein über ihre 
Flexibilität und den Mangel an institutionellen Alternativen zu erklären, greift 
allerdings zu kurz. Das Argument unterschätzt die fortbestehende Bedeutung 
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der Eurogruppe über die unmittelbare Krisenbearbeitung hinaus und ignoriert 
die damit verbundenen Effekte. 


Demokratiepolitische Isolierung 


Die Eurogruppe ist in ihrer Informalität auch von intransparenten Abläufen und 
geringer parlamentarischer Kontrolle geprägt, wodurch Beschlüsse vom demokra- 
tischen Prozess weitgehend isoliert sind. Aufgrund ihrer geringen Kodifizierung 
ist sie nicht dazu verpflichtet, Transparenz im Sinne der im Lissabon-Vertrag 
festgehaltenen Vorschriften herzustellen. Die Kommunikation der Eurogruppe 
beruht auf Selbstverpflichtung. Es existieren keine Aufnahmen oder Sitzungs- 
protokolle, die ex post zur Beleuchtung der Prozesse genutzt werden könnten. 
Auf Initiative von Präsident Dijsselbloem publiziert die Eurogruppe seit 2016 
grundsätzlich nach den Sitzungen die besprochenen Dokumente - ausgenommen 
Papiere, die vertrauliche und marktsensible Informationen enthalten oder gegen 
deren Veröffentlichung sich die Autor_innen aussprechen (Eurogruppe 2016). 
Die selektive Kommunikation erschwert Meinungsbildungsprozesse über 
Gruppenergebnisse und Verantwortlichkeiten. Dies betrifft nicht nur die Öffent- 
lichkeit, sondern auch die nationalen Parlamente und das Europäische Parlament 
(EP). Der Präsident der Eurogruppe steht zu regelmäßigen Dialogen mit dem 
Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) des EP zur Verfügung. Darüber 
hinaus verfügen Abgeordnete des EP über keinen Einfluss auf oder Einblick in 
die gruppeninternen Entscheidungsprozesse. Etwas anders gestaltet sich dies für 
die nationalen Parlamente. Während diese bei Kommission, EZB und IWF kein 
Mitspracherecht haben, können die nationalen Parlamente ihre Finanzministerien 
im Rahmen von Debatten und Abstimmungen über spezifische finanzpolitische 
Entscheidungen kontrollieren. Die Eurogruppe ist somit hauptsächlich über die 
nationalen Finanzminister_innen demokratisch rückgebunden. Dies gilt mit zwei 
Einschränkungen: Zum einen sind aufgrund der Vertraulichkeit in der Eurogrup- 
pe die Entscheidungen und Verantwortlichkeit einzelner Akteure nicht ohne 
Weiteres nachvollziehbar. Zum anderen sind die Möglichkeiten der nationalen 
Parlamente, Einfluss zu nehmen, in der Eurozone stark asymmetrisch verteilt (Benz 
2014), sodass bei zentralen Entscheidungen nur bestimmte Parlamente in den Pro- 
zess eingebunden werden müssen. Auch bestand im in der Krise vorherrschenden 
Notfallmodus oftmals keine Zeit für umfassende parlamentarische Deliberation. 


Intergouvernementale Gegenbewegung 


Der Rollenwandel der Eurogruppe ist vor dem Hintergrund einer grundsätzlichen 
Veränderung der WWU-Architektur auch als Ausdruck eines neu erstarkten 
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Intergouvernementalismus zu verstehen (Bickerton et al. 2015; Gocaj/Meunier 
2013). Die Eurokrise hat das integrative Defizit der WWU offengelegt, das in 
einer strukturellen Asymmetrie zwischen starker währungspolitischer und finanzi- 
eller Verschränkung und ineffektiver wirtschaftspolitischer Koordination besteht. 
Um eine Desintegration der Eurozone zu vermeiden, wurde das entstandene 
Politikvakuum kurzfristig von den bestehenden Institutionen gefüllt. Die EZB 
übernahm dabei, durch eine bewusst weite Auslegung ihres Mandats, die mone- 
täre Steuerung und Liquiditätsversorgung (Guntrum 2017; Torres 2013). Die 
Zentralbank gestaltete ihre Geldpolitik expansiver, indem sie auf dem Sekundär- 
markt Staatsanleihen aufkaufte, um Zinssenkungen und zusätzliche Liquidität für 
Investitionen zu erreichen. Zudem kündigte EZB-Präsident Mario Draghi an, im 
Bedarfsfall Anleihen gefährdeter Eurostaaten aufzukaufen und so deren Zinssätze 
zu stabilisieren. Diese Politik führte zu scharfer Kritik aus dem europäischen 
Norden, allen voran Deutschland, die das übergeordnete Ziel der Preisstabilität 
gefährdet sahen (Schwarzer 2012). Die Kritik zeigt auch, dass manche nationale 
Regierungen nicht willens sind, die Krisenpolitik Institutionen zu überlassen, die 
sich ihrer Einflussnahme entziehen. Im Gegenzugsicherten sie deshalb ihren Ein- 
Huss auf die wirtschaftspolitischen Entscheidungsprozesse ab, wodurch vor allem 
der Europäische Rat und die Eurogruppe zu zentralen Entscheidungsforen wurden 
(Puetter 2014). Diese Verlagerungging durchaus mit einem Ausbau supranationa- 
ler Institutionen einher, wie Fiskalpakt, Europäische Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF) und ESM zeigen. Allerdings wurden diese problemfeldspezifisch gestaltet 
und dienten cher der Flankierung der intergouvernementalen Krisenentscheidung 
denn einer Politik im Sinne der Gemeinschaftsmethode (Bickerton u.a. 2015). 
Auch die Europäische Kommission als traditionelle Verkörperung einer supra- 
nationalen EU musste ihre Rolle in der Eurokrise verändern, da ihre direkten 
Einflussmöglichkeiten auf die krisenbezogenen Politikinhalte verengt wurden. 
Kreditprogramme und institutionelle Reformen wurden weitgehend multilateral, 
das heißt außerhalb des Vertragswerks der EU festgeschrieben. Dadurch umgingen 
die Eurostaaten im wirtschaftspolitischen Bereich die Kommission und das EP. 
Im Zuge dessen hat die Kommission ihren Arbeitsschwerpunkt im Bereich der 
WWU verstärkt technokratisch ausgerichtet. Der politische Einfluss (auch in der 
Eurogruppe), der sich aus der Bereitstellung technischer Analysen und Empfeh- 
lungen, der verstärkten Einbindungin die fiskalpolitische Überwachungund einer 
Mitgliedschaft in der Troika ergeben hat, sollte dabei nicht unterschätzt werden 
(Bauer/Becker 2014). Jedoch bedeutet eine Aufwertungder Eurogruppe stets auch 
eine Zurückdrängung der Europäischen Kommission aus der finanzpolitischen 
Steuerung. Dies wird sichtbar an der aktuellen Debatte um die Leitung eines zu 
einem Währungsfonds weiterentwickelten ESM, die die Kommission bislang 
erfolglos für sich beansprucht (Schneider/Syrovatka 2017). 
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Die Eurogruppe zeichnet sich im Kontext der integrativen Dynamiken in der 
Krise durch zwei Besonderheiten aus. Zum einen verschärft ihre neue Rolle den 
Gegensatz zwischen der Eurozone und den Nicht-Eurostaaten. Die Eurogruppe 
war auch deshalb als informelle Institution gegründet worden, um keine instituti- 
onellen Gräben gegenüber den EU-Staaten außerhalb des Euroregimes entstehen 
zu lassen. Der Vertragvon Lissabon (Artikel 136 AEUV) ermöglicht es den Euro- 
staaten allerdings, im EcoFin-Rat allein die Eurozone betreffende Beschlüsse unter 
Ausschluss der Nicht-Eurostaaten in bindende Entscheidungen zu überführen. 
Auch zu sonstigen Fragen können die Mitglieder der Eurogruppen ihre Mehrheit 
nutzen, um gegenläufige Positionen zu überstimmen (Puetter 2006). Dieses Über- 
gewicht der Euroländer in wirtschaftspolitischen Fragen innerhalb der EU ist in 
der Krise weiter angewachsen. Zum anderen ist die Eurogruppe, ungeachtet ihres 
grundsätzlich intergouvernementalen Charakters, von supranationalen Elementen 
geprägt. Die Einbindung von EZB und Europäischer Kommission, sowohl in 
die Prozesse der Eurogruppe als auch der EWG, geht über die eines Beobachter- 
status deutlich hinaus und umfasst die Bereitstellung technischer Analysen und 
Empfehlungen. Auch die Einführung in die einzelnen thematischen Debatten 
übernehmen zumeist die Vertreter_innen der Institutionen (Varoufakis 2017: 
232). Zwar sind die in der Gruppe verfassten Erklärungen zuallererst gemeinsame 
Beschlüsse der Eurofinanzministerien, allerdings können sie kaum losgelöst vom 
Einfluss der teilnehmenden supranationalen Akteure betrachtet werden. 


4. Austerität als Folge einseitiger Interessensverdichtung 
in der Krise 


Die Eurogruppe als Verhandlungsraum 


Dem einheitlichen Auftritt und der Praxis der Eurogruppe geht ein interner 
Verhandlungsprozess voraus. In der Gruppe treffen akteursspezifische Interessen 
aufeinander und werden durch die vorherrschenden Machtstrukturen in politische 
Ergebnisse übersetzt. Wie Jonas Tallberg (2008) argumentiert, ist die formale 
Gleichheit der Euroländer, wie sie auch in der Eurogruppe vorzufinden ist, cher 
eine „prozedurale Fiktion“, die die in der EU vorherrschenden Machtasymmetrien 
und Verteilungskämpfe verdeckt. Der Einfluss der nationalen Finanzministerien 
ergibt sich aus der jeweiligen wirtschaftlichen Kapazität und Lage, aber auch aus 
institutionellen Umständen, beispielsweise in Form der Präsidentschaft (ebd.: 687). 

In der Krise waren die Interessen der Eurostaaten von grundlegend unter- 
schiedlichen Wirtschaftsmodellen geprägt (Stockhammer/Köhler 2015). Die 
Abschaffunggeld- und währungspolitischer Souveränität hatte mit Einführung 
des Euros eine Divergenz des Währungsraums beschleunigt. Im europäischen 
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Norden setzten die Volkswirtschaften verstärkt auf ein exportorientiertes Mo- 
dell, das von Lohnzurückhaltung, Leistungsbilanzüberschüssen und niedriger 
Inlandsnachfrage geprägt ist - allen voran Deutschland. Im Gegenzug verfolgten 
die südeuropäischen Ökonomien ein Wachstumsmodell, in dem Konsum und 
Importe durch private und staatliche Verschuldung finanziert wurden. Aufgrund 
niedriger Realzinsen konnten diese Länder günstig überschüssige Liquidität aus 
den nordeuropäischen Ökonomien anzichen. Die Eurokrise markierte die Grenze 
dieser asymmetrischen Finanzbeziehung und machte eine wirtschaftspolitische 
Anpassung der Eurozone notwendig. Dabei hatten sowohl die export- als auch 
die nachfrageorientierten Staaten ein grundsätzliches Interesse, den auf ihnen 
lastenden Anpassungsdruck gering zu halten. In der Eurogruppe waren die Mög- 
lichkeiten dazu ungleicher verteilt, als die schemenhafte Nord-Süd-Teilung der 
Eurozone es nahelegt. Drei Faktoren spielen eine entscheidende Rolle. 

Erstens wurde die Neuausrichtungder Eurozone nicht als Ganzes verhandelt, 
sondern die Auseinandersetzungen zogen sich über mehrere Verhandlungsrunden 
zu länderspezifischen Programmen und Reformen, sodass die übergreifende 
Interessensverteilungunklar blieb und Koalitionsbildungerschwert wurde. Dies 
wird deutlich am Beispiel der Syriza-Regierung, die im ersten Halbjahr 2015 daran 
scheiterte, die EU-Krisenpolitik grundsätzlich neu zu verhandeln. Dass Finanz- 
minister Yanis Varoufakis entgegen seiner Erwartungen mit seiner Position im 
Prozess der Eurogruppe isoliert war (Varoufakis 2017), letztendlich sogar aus dem 
Kreis der Eurofinanzminister_innen ausgeschlossen wurde (Eurogruppe 2015), 
lässt sich über die graduelle Abfolge der Kreditprogramme erklären. Andere süd- 
europäische Finanzministerien hatten zuvor bereits gegenüber ihrer Bevölkerung 
mehrere schwerwiegende und höchst unpopuläre Anpassungen verantwortet. 
Eine Unterstützung des griechischen Anliegens hätte deren Notwendigkeit in- 
frage gestellt und die Glaubwürdigkeit der Minister_innen untergraben, weshalb 
die Anreize für eine Allianzbildung gering waren. 

Zweitens gehören die in der Eurogruppe vertretenen Finanzministerien kei- 
ner einheitlichen Regierungsformation an. Vielmehr konkurrieren staatliche 
Apparate wie Ministerien und Ämter auch untereinander um Einfluss, da sie 
aufgrund ihrer inhärenten sozioökonomischen Zielsetzungen „Stützpunkte“ 
unterschiedlicher Klassenelemente darstellen (Hirsch 1995). Im Zuge der fi- 
nanzmarktkapitalistischen Globalisierung ergab sich eine strukturelle Macht- 
verschiebung zugunsten von Finanzministerien und Zentralbanken, die neben 
den Ämtern der Staats- und Regierungschefs zentrale Verknüpfungspunkte mit 
dem globalen Finanzkapital bilden (Cox 2000). Es liegt deshalb nahe, dass die 
Eurogruppe eher eine angebotspolitische Linie verfolgt. 

Schließlich verschärfte sich in der Krise zusätzlich die Asymmetrie zwischen 
Gläubiger- und Schuldner-Ländern, wobei die nachfrageorientierten Ökonomien 
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weiter geschwächt wurden. Das schuldenfinanzierte Wachstum hatte diese in 
eine starke Abhängigkeit von Liquiditätszuflüssen aus den anderen Eurostaaten 
gebracht (Becker u.a. 2013). Da solche Zuflüsse nicht länger über die Kapital- 
märkte finanzierbar waren, musste die Finanzierungslücke durch Rettungskredite 
geschlossen werden. Die Entscheidung, diese Kredite nicht über gesamteuropä- 
ische Mittel oder die EZB, sondern multilateral bereitzustellen, führte schließ- 
lich dazu, dass die Gläubigerstaaten zusätzliche Verhandlungsmacht über den 
krisenpolitischen Kurs erhielten (Scharpf 2017). 


Dominanz angebotsseitiger Ökonomik 


Eine Analyse der ofliziellen Eurogruppen-Dokumente aus dem Zeitraum von 
2010 bis 2017 zeigt deutlich, wie sich die in der Eurogruppe ausgehandelten Ziele 
und Politikempfehlungen als Konsequenz der gegebenen Machtverhältnisse an 
einer neoklassischen Wirtschaftspolitik ausrichteten. Diese Politik bevorteilte 
die nordeuropäischen Eurostaaten, weil sie den Anpassungsdruck hauptsächlich 
auf die von Binnennachfrage abhängigen Ökonomien lenkte. Darüber hinaus 
orientierte sie sich verstärkt an der vor allem vom deutschen Finanzministeri- 
um vorangetriebenen Fokussierung auf nationale fiskalische Disziplinierung, 
die Forderungen nach einer gemeinsamen Investitionspolitik marginalisierte. 
Tabelle 1 stellt die Verteilung von ökonomischen Zielen in der Kommunikation 
der Eurogruppe dar’. Es wurden auf Grundlage der in den Dokumenten wie- 
derkehrenden Nennungen jeweils drei Ziele für eine angebotsorientierte Linie 
(fiskalische Konsolidierung, Investitionsklima, Wettbewerbsfähigkeit) und für 
eine nachfrageorientierte Ausrichtung (soziale Sicherheit, Konsumklima, kon- 
junkturelle Stabilität) identifiziert sowie drei geteilte Ziele (Wirtschaftswachs- 
tum, Finanzstabilität, Vollbeschäftigung). 

Insgesamt spielen Ziele, die die Nachfrageseite stärken, eine zu vernachläs- 
sigende Rolle, während angebotsseitige und konsensuelle Ziele die politische 
Agenda der Kommunikation prägen. Noch deutlicher wird die neoklassische 
Orientierung, wenn die ökonomischen Ziele mit Politikempfehlungen in Zu- 
sammenhang gebracht werden. So sind in Dokumenten, die Vollbeschäftigung 
zum Thema haben, Vorschläge für Maßnahmen zur Flexibilisierung von Ar- 
beits- und Gütermarkt sowie zur Senkung der Besteuerung von Arbeit deutlich 
überrepräsentiert. Ein vergleichsweise allgemeines Wirtschaftsziel wird somit 


1 Inder Spalte „Dokumente“ sind die absoluten und relativen Angaben zu denjenigen 
Dokumenten angegeben, die mindestens eine Nennung des jeweiligen Ziels enthalten. 
Die Spalte „Kodierungen“ gibt an, wie viele absolute Kodierungen für ein Ziel bestehen 
und welchen Anteil dies an der Gesamtzahl der Kodierungen ausmacht. 
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Tabelle 1: Verteilung von Ökonomischen Zielen in Eurogruppen-Dokumenten 


Dokumente Kodierungen 

Ökonomisches Ziel n Prozent n Prozent 
Fiskalische Konsolidierung 145 62,77 303 30,36 
Investititonsklima 49 21:21 8 812 
Wertbewerbsfähigkeit 45 19,48 62 6,21 
Wirtschaftswachstum 133 57,58 256 25,65 
Finanzstabilität 101 43,72 167 16,73 
Vollbeschäftigung 63 27,27 93 9,32 
Soziale Sicherheit 14 6,06 15 1,50 
Konsumklima 11 4,76 13 1,30 
Konjunkturelle Stabilität 7 3,03 8 0,80 
ohne Kodierung 38 16,45 

gesamt (N) 231 998 100,00 


mit Strukturreform und Steuersenkung verbunden, was der neoklassischen In- 
terpretation von Arbeitsmarktpolitik entspricht. 

Tabelle 2 bildet die in den Eurogruppen-Dokumenten kommunizierten Po- 
litikempfehlungen ab, d.h. solche Politiken, die vorgeschlagen oder im Rahmen 
einer Bestandsaufnahme positiv erwähnt werden. Die meisten Nennungen 
entfallen auf Reformvorschläge des Finanzsektors (25,1% der Dokumente), die 
großteilig die Einrichtung von Insolvenzrahmen oder den Abbau notleidender 
Kredite betreffen. Es folgen an zweiter Stelle Empfehlungen zur Privatisierung 
(19,9%), danach sektoral aufgeteilt Strukturreformen: im Arbeits- und Güter- 
markt (17,8%), in Form einer Erhöhungder Faktormobilität durch Deregulierung 
und Flexibilisierung; im Wohlfahrtsstaat (15,6%), womit auf den Abbau der 
sozialen Sicherung, vor allem der Rentensysteme, und eine Senkungder Beiträge 
abgezielt wird sowie im öffentlichen Sektor (14,7%), hauptsächlich durch eine 
Schrumpfungder Verwaltungund eine anderweitige Priorisierung der Ausgaben.” 
Schließlich finden sich Empfehlungen zur Senkung der Besteuerung von Arbeit 
(7,4%), die Aufforderung zu öffentlichen Investitionen (6,9%) sowie eine Stärkung 
der Kapitalmärkte (3,9%). Aus der Tabelle ausgenommen sind Empfehlungen, 
die zehn oder weniger Gesamtnennungen erhalten, darunter der Kampf gegen 
Steuerflucht und Korruption oder öffentliche Investitionen im Fall eines Über- 
schussbudgets. Es zeigt sich eine Dominanz der für ein Austeritätskonzept es- 
senziellen Politikmaßnahmen in Form einer umfassenden Privatisierungsagenda 
sowie Strukturreformen, die sich über die relevanten Sektoren recht gleichmäßig 


2 Diezahlreichen allgemeinen Nennungen von Strukturreformen (180 in allen Dokumen- 


ten) ohne politikfeldbezogene Spezifizierung sind hier nicht berücksichtigt. 
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Tabelle 2: Verteilung von Politikempfehlungen in Eurogruppen-Dokumenten 


Dokumente Kodierungen 

Politikmaßnahme n Prozent n Prozent 
Finanzsektorreform 58 25,11 87 22,31 
Privatisierung 46 19,91 61 15,64 
Flexibilisierung Arbeits-/Gütermarkt 41 17,75 50 12,82 
Wohlfahrtsstaatreform 36 15,58 50 12,82 
Reform des öffentl. Sektors 34 14,72 37 9,49 
Steuersenkung (Arbeit) 17 7,36 40 10,26 
Öffentliche Investitionen (generell) 16 6,93 20 5,13 
Stärkung der Kapitalmärkte 9 3,90 13 3,33 
ohne Kodierung 93 40,26 

gesamt (N) 231 390 100,00 


verteilen. Andere Maßnahmen, die cher nachfrageseitige Politik präferieren, sind 
nurin Form öffentlicher Investitionen vertreten und auch in diesem Fall kaum 
nennenswert. 

In Dokumenten, die die (Post-)Programmüberwachungbetreffen, verschwin- 
den öffentliche Investitionen nahezu vollständig von der Agenda, während Pri- 
vatisierungen und Finanzsektorreform überrepräsentiert sind. Bemerkenswert 
ist auch, dass jene Politikempfehlungen, die unter Strukturreformen zusam- 
mengefasst werden können, über alle Themenfelder hinwegähnlich stark betont 
werden. Dieser Befund verdeutlicht, dass die Eurogruppe die austeritätspolitische 
Reformagenda als gesamteuropäisches Projekt anlegt. 


Das Projekt der austeritätspolitischen Restrukturierung 


Die Eurogruppe war in der Krise zentraler Gestaltungsort für die länderspe- 
zifischen und gesamteuropäischen Reformprozesse (Craig 2017; Puetter 2015; 
Scharpf 2017). Dass sich die Interessen in der Eurogruppe zugunsten des nord- 
europäischen Wachstumsmodells verdichteten, war ausschlaggebend dafür, 
dass sich die Krisenpolitik an einer austeritätspolitischen Linie ausrichtete. Aus 
politökonomischer Perspektive stellt die Eurokrise eine Gelegenheitsstruktur 
dar, die ein politisches Projekt zur austeritätspolitischen Restrukturierung Eu- 
ropas ermöglichte. Politische Projekte sind als „programmatische und politisch- 
operative Kristallisation spezifischer Interessen und Diskurse“ (Bieling2013: 92) 
zu verstehen, über die gesellschaftliche Akteure Einfluss auf die Gestaltungeines 
politischen Raums nehmen können. Das ein solches Projekt tragende Bündnis 
wird durch kompatible Politikinteressen und ökonomische Anschauungen geeint, 
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deren Problembeschreibungen und Zielsetzungen die Akteure zu verallgemeinern 
versuchen (Stützle 2014). In Anbetracht der bemerkenswert konsistenten Krisen- 
politik in Gestalt von institutionellen Reformen, nationalen Politikpaketen und 
europapolitischen Narrativen ist es angemessen, diese als Ausdruck eines in sich 
geschlossenen politischen Projekts zu betrachten. Es identifiziert die Zweiteilung 
der europäischen Wirtschaftsmodelle als grundlegendes Problem und legt den 
Fokus auf nationalstaatliche Disziplin anstelle struktureller Ursachen. Erklärtes 
Ziel ist es, die Eurozone unter einer gemeinsamen Globalisierungsstrategie zu 
einen. Diese soll sich am Modell der nordeuropäischen Ökonomien ausrichten, 
um Europa insgesamt und im Einzelnen durch eine umfassende Austeritäts- und 
Privatisierungsagenda zu exportgestütztem Wachstum verhelfen (Scharpf 2017). 
Durch fiskalische Konsolidierung soll der Stand der Staatsverschuldung aufein 
festzuschreibendes „nachhaltiges“ Niveau begrenzt werden, um Spekulationen 
über staatliche Liquiditätsprobleme zu begrenzen. Diese Konsolidierung wurde 
in der Krise mit der Kürzung öffentlicher Ausgaben verknüpft, die vor allem 
wohlfahrtsstaatliche Leistungen und öffentliche Investitionen betrafen. 

Dieses Projekt baut auf austeritätspolitischen Elementen auf, die der WWU 
seitihrer Gründung eingeschrieben sind (Stützle 2014), wobei diese im Zuge der 
Eurokrise auf mehreren Ebenen intensiviert wurden. Erstens konnte ein starker 
Anpassungsdruck vor allem aufdie südeuropäischen Ökonomien erzeugt werden, 
umfassende Strukturreformen umzusetzen: Deregulierung der Arbeits- und 
Gütermärkte, Senkung der Lohnstückkosten und Abbau des öffentlichen Sektors, 
vornehmlich durch Privatisierungen. Besonders die an europäische Finanzhilfen 
geknüpften Programme wurden auf die austeritätspolitische Linie ausgerichtet, 
wobei je nach Land die Verteilung der spezifischen Elemente variierte. Zweitens 
wurde auch der Krisendiskurs auf fiskalpolitische Probleme verengt, alternative 
Krisendeutungen marginalisiert und öffentlicher Rückhalt für die austeritätspo- 
litischen Maßnahmen erzeugt (Bieling 2013). Vor diesem Hintergrund fanden 
auch in den Gläubigerländern eine Reihe wirtschaftspolitischer Restrukturie- 
rungsprozesse statt. Drittens entsprangdem Projekt eine Reihe von Reformschrit- 
ten, die dem Neuen Konstitutionalismus (Gill 1998) zuzuordnen sind. Dieser 
beschreibt das rechtlich-institutionelle Element des finanzpolitischen Regierens, 
durch welches bestimmte Politiken, Regeln und Werte derart festgeschrieben 
werden können, dass sie von tagespolitischer Einflussnahme isoliert sind. Es 
entzieht zentrale gesellschaftliche Gestaltungsfragen, gerade in Bezug auf Geld- 
und Finanzpolitik, der politischen Debatte und ordnet sie der technokratischen 
Verwaltungunter. Der „Europäische Krisenkonstitutionalismus“ (Bieling2015) 
bringt eine neue Qualität mit sich, da er über eine technokratische Flankierung 
des politischen Kurses hinaus vermehrt auf Interventionsinstrumente aufbaut. 
Dass diese gerade im europäischen Süden zu schmerzhaften Einschnitten führen, 
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bringt eine Erosion der Unterstützungsbasis für diese Politik verstärkte politische 
Auseinandersetzungmit sich. Eine derartige Politisierungwird wiederum durch 
eine Betonungder Zwangskomponente im Gesetzgebungsprozess bearbeitet. Die 
Reformen des Krisenkonstitutionalismus umfassen neben dem Europäischen 
Semester und den Regulierungen des Sixpacks und Twopacks auch den Fiskalpakt, 
den Euro-Plus-Pakt sowie die noch im Abschluss befindliche Bankenunion. 

Insgesamt kann das Projekt der austeritätspolitischen Restrukturierung als 
kriseninduzierte Fortführung der bisherigen europapolitischen Projekte gesehen 
werden, das mit einer erheblich stärkeren Zwangskomponente versehen ist und die 
Festlegungaufeine angebotsseitige Wirtschaftspolitik intensiviert. Eswar darin 
erfolgreich, die Interessen der das Projekt tragenden Bündnispartner, darunter 
die nordeuropäischen Finanzministerien, zu sichern und ihre ökonomischen 
Präferenzen über die Krise hinaus in der Struktur der WWU undden Gesetzen 
der Mitgliedsstaaten zu verankern. 


6. Schlussfolgerungen 


Aufgrund ihrer Fähigkeit, die finanzpolitische Entscheidungsfindung zu flexi- 
bilisieren und vom schwerfälligen demokratischen Prozess zu entbinden, ist die 
Eurogruppe schon zu Beginn der Krise zu einem zentralen institutionellen Akteur 
geworden. Diese Rolle wurde im Zuge der Reformen der WWU und den damit 
einhergehenden Kompetenzverschiebungen weiter ausgebaut. Diese Entwicklung 
ist auch auf das Interesse der Eurostaaten zurückzuführen, die krisenpolitische 
Steuerungin einem intergouvernementalen Forum anzusiedeln, um ihre Hoheit 
über nationale Wirtschafts- und Finanzpolitik zu erhalten. Wie eine Betrachtung 
der Interessensverdichtung in der Krise gezeigt hat, ist es aufgrund asymmetri- 
scher Machtstrukturen und gradueller Reformabfolgen allerdings vor allem den 
nordeuropäischen Finanzministerien gelungen, den Anpassungsdruck von ihren 
Ländern weg und in Richtung Südeuropas zu verlagern und die WWU weiter 
nach dem Vorbild einer Stabilitätsunion zu prägen. Offen bleibt die Frage, welche 
Perspektiven für eine Umkehr von austeritätspolitischer Restrukturierung hin 
zu einem alternativen wirtschaftspolitischen Kurs bestehen. 

Die momentane Atempause in der Eurokrise bietet Europa allgemein und 
der Eurogruppe im Speziellen Anlass, den Krisenmodus zu verlassen und Fra- 
gen der politischen Gestaltung verstärkt in den Blick zu nehmen. Dass dies in 
Form einer umfassenden institutionellen Neufassung der WWU geschicht, ist 
unwahrscheinlich, solange die Möglichkeit zu einem Kompromiss zwischen 
den Befürwortern einer Stabilitätsunion und anderen Formen wirtschaftspoli- 


tischen Regierens blockiert bleibt (Schneider/Syrovatka 2017). Die Dominanz 
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intergouvernementaler Foren in der Krise, vor allem des Europäischen Rats und 
der Eurogruppe, weist auf die fortbestehende Bedeutung hin, die nationale Re- 
gierungen und Parlamente für den europäischen Reformkurs haben. Ein Auf- 
brechen der austeritätspolitischen Dominanz zugunsten einer von sozialer und 
wirtschaftlicher Konvergenz geprägten WWU ließe sich in erster Linie durch 
die nationalen Parlamente erreichen - vor allem durch die nordeuropäischen, die 
in der Krise ihre Gestaltungsmacht weitgehend behaupten konnten (Benz 2014). 
Während vor allem die supranationalen Institutionen entsprechend des Neuen 
Konstitutionalismus von demokratischen Entscheidungsprozessen abgekoppelt 
wurden, lassen sich Mehrheiten in der Eurogruppe durch nationale Wahlen 
weiterhin verschieben und so die Artikulation der Interessen beeinflussen. Dafür 
müssen auf nationaler Ebene Entwürfe für eine solidarische Währungsunion 
formuliert werden, die untereinander anschlussfähig sind. Eine zentrale Rolle 
könnten dabei eine Demokratisierung der gemeinsamen Wirtschaftspolitik, eine 
Festschreibung sozialer Mindeststandards und die Einrichtung gemeinsamer 
öffentlicher Investitionsmechanismen spielen. Ein Bruch mit dem austeritätspo- 
litischen Projekt würde auch bedeuten, die konstitutionalistische Festschreibung 
von Fiskaldisziplin zurückzunehmen. 

In ihrer gegebenen Form versucht die Eurogruppe gegenwärtig, eine Poli- 
tiklinie vorzugegeben, die den austeritätspolitischen Reformkurs weiterführt. 
Jeroen Dijsselbloem deutete einen solchen Wechsel folgendermaßen an: „Ich 
denke die Richtung ist klar: Wir verlassen den Krisenmodus. Das verändert 
auch die Natur der Debatte in der Eurogruppe. In dieser neuen Phase müssen 
sich unsere gemeinsamen Bemühungen darauf konzentrieren, eine Agenda zu 
erstellen, die besonders Wachstum und Arbeitsplätze in den Blick nimmt“ (Eu- 
rogruppe 2014b). Die Aufgabe wird der Gruppe dadurch erschwert werden, dass 
das austeritätspolitische Projekt ungeeignet ist, diese wirtschaftlichen Ziele zu 
erreichen. Die offensichtlichen Widersprüche und Verwerfungen des Projekts 
eröffnen eine Gelegenheitsstruktur für einen gesamteuropäischen Gegenentwurf. 
Nach dem Scheitern linker Initiativen gelingt es, wie aktuell am Beispiel Italiens 
sichtbar, vor allem rechten Kräften, diese Gelegenheit zu nutzen, um ein aufreak- 
tionärer Politik und Rassismus fußendes Projekt zu forcieren. Das Abschneiden 
progressiver Kräfte in den nationalen Parlamenten in den kommenden Jahren 
wird entscheidend dafür sein, ob dem Dogma der Stabilitätsunion auch eine 
solidarische Alternative entgegengestellt werden kann. 
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Joachim Becker 


Die Visegräd-4 und die EU 
Zwischen Abhängigkeit und partieller Dissidenz 


„Visegrad-Staaten bekräftigen Gegnerschaft zu EU-Imperium’“ - titelt die Deut- 
sche Welle (2018). Überschriften wie diese drücken eine veränderte Sichtweise auf 
die vier Staaten der Visegräd-Gruppe - Polen, Slowakei, Tschechische Republik 
und Ungarn - aus. Sie werden als Herausforderer einer auf Vertiefung ausgerichte- 
ten europäischen Integration wahrgenommen, vor allem wegen ihrer Ablehnung 
von Verteilungsquoten für Flüchtlinge. Und der Begriff des Imperiums lässt 
erkennen, dass Infragestellungen in der Peripherie verortet werden. 

Das Narrativ einer Visegräd-Gegnerschaft zu zentralen Pfeilern des EU-Inte- 
grationsprozesses istüberzogen. Ihre Berechtigung hat jedoch die Diagnose, dass 
sich in den Visegräd-Ländern die Positionierungen zum europäischen Integra- 
tionsprozess seit der großen Krise seit 2008 verändert haben. Dabei stellt sie die 
Frage, wie weit die Herausforderungen von integrationspolitischen Positionen 
der EU-Kernländergruppe um Deutschland durch die Visegräd-Länder gehen 
und inwieweit sie sich überhaupt einheitlich positionieren. 

Der asymmetrische Charakter der EU-Integration ist in den zentral-osteuropäi- 
schen Ländern seit der großen Krise zu einem politischen Thema geworden. Wenn 
der ungarische Premierminister Viktor Orbän bei einem Gipfeltreffen der Visegräd- 
Gruppe Anfang 2018 den Begriff eines „Imperium“ auf die EU-münzt, so bringt 
er hierbei eine Machtasymmetrie zum Ausdruck und bedient sich des Vokabulars 
eines rechten Antiimperialismus. Die große Krise, die auch die Bruchlinien in der 
EU offener hat zu Tage treten lassen, hat anscheinend Spielräume zur Infragestel- 
lung der bisherigen Integrationspolitik für zentral-osteuropäische EU-Staaten 
geschaffen. Und wie der frühere tschechische Premierminister und EU-Kommissar, 
Vladimir $pidla (2018: 9), hervorhebt, „hat sie den Glauben an die europäische 
Integration erschüttert. Es zeigte sich nämlich, dass Europa nicht eine automatische 
Gewährleistung von Prosperität ist“ Mithin ist es zu einer Entzauberung der EU 
in breiteren Bevölkerungskreisen gekommen. Vor diesem Hintergrund sind sich 
verändernde Positionen zum EU-Integrationsprojekt zu schen. 

Gleichzeitig setzen die asymmetrischen Muster der ökonomischen Integra- 
tion den politischen Infragestellungen durch periphere Staaten Grenzen. Der 
Entwicklung der ökonomischen Beziehungen zwischen den Visegräd-Ländern 
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und den Zentrumsstaaten — wie auch im Vergleich dazu den ökonomischen 
Verbindungen zwischen den Visegräd-Staaten - ist der erste Teil des Beitrags 
gewidmet. Den mit der Westintegration verbundenen politischen Dynamiken, 
den Verschiebungen in den dominanten Machtblöcken, den Veränderungen der 
Staatlichkeit sowie den Entwicklungsstrategien spüren die folgenden Abschnitte 
nach. Hierbei wird deutlich, dass die große Krise zu skeptischeren Sichtweisen 
aufein durch Auslandsinvestitionen getriebenes Entwicklungsmodell führt, was 
wiederum Umbrüchen im Parteiensystem und teils - in Ungarn und Polen - auch 
in der Staatlichkeit nach sich zieht. Vor diesem Hintergrund werden abschließend 
Kontinuitäten und Brüche in den integrationspolitischen Positionen der Visegräd- 
Staaten analysiert. Der deutlicher werdende Dissens vor allem Polens und Ungarn 
zu Positionierungen der Kerngruppe um Deutschland lässt sich als eine Facette 
eines beginnenden Desintegrationsprozesses der EU verstehen. Aufgrund der 
desintegrativen Tendenzen in der EU gewinnen selbst partielle Infragestellungen 
des Integrationsprojektes durch Staaten der EU-Peripherie politisch an Brisanz. 


Die untergeordnete Eingliederung ins deutsche Produktivsystem 


Die verstärkte Westorientierung der Visegräd-Länder und deren untergeord- 
nete Eingliederung in das deutsche Produktivsystem, speziell in den deutschen 
Komplex der Exportindustrie, lässt sich bis in die Anfänge der kapitalistischen 
Transformation zu Beginn der 1990er Jahre zurückverfolgen. 

Als eine zentrale Komponente der kapitalistischen Transformation und 
Westorientierung sahen die Regierungen Anfang der 1990er Jahre eine rasche 
Liberalisierung des Außenhandels an. Der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) wurde aufgelöst. Hierbei wurde bewusst die Entscheidung getroffen, 
keine Übergangsregelungen - beispielsweise devisensparenden Tauschhandel 
- zu schaffen. Die Folgen sowohl für den Außenhandel wie auch für die gesamt- 
wirtschaftliche Dynamik waren erheblich. Der Anteil der Ex-RGW-Staaten am 
Export kollabierte (vgl. Piazolo 1997: 262, Tab. 1, 265). 

Bereits zu Beginn der 1990er Jahre unterzeichneten Polen, Ungarn und 
die Tschechoslowakei sogenannte Europa-Abkommen mit der EU. Die Han- 
delsbestimmungen in diesen Abkommen waren asymmetrisch zu Ungunsten 
der zentral-osteuropäischen Staaten ausgestaltet. Die EU sicherte sich höhere 
Zolltarife für Güter, die sie als „sensitiv“ betrachte. Dies betraf unter anderem 
Stahl, Textilien und Nahrungsmittel, bei denen die zentral-osteuropäischen 
Ökonomien relativ exportstark waren. Zudem behielt sich die EU fallweise spe- 
zifische Protektionsmaßnahmen für Notfälle vor (Vachudova 2005: 87). Diese 
Abkommen erleichterten die Exportpenetration der EU in die Märkte der zentral- 
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osteuropäischen Nachbarn. Die Handelsbeziehungen zwischen der EU und den 
Visegräd-Staaten expandierten nicht nur stark, sondern sicherten der EU in den 
1990er Jahren auch beträchtliche Überschüsse (ebd.). Zu Recht spricht Piazolo 
(1997: 265) im Handelsbereich von einer Eingliederungin den westeuropäischen 
Block während der ersten Hälfte der 1990er Jahre. Bis zum Jahr 2000 war der 
Anteil der EU-15 am Export Ungarns 75,1 Prozent, Polens 69,9 Prozent, der 
Tschechischen Republik 68,5 Prozent und der Slowakei 59,2 Prozent (Richter 
2012: 12, Tab, 1.10), wobei der relativ niedrige Wert der Slowakei mit deren 
engen, historisch bedingten Außenhandelsverflechtung mit der Tschechischen 
Republik zusammenhängt. Eine besonders starke Position gewann in den 1990er 
Jahren Deutschland im Außenhandel der Visegräd-Länder (vgl. Poptawski 2016: 
22, Abb. 6; Dwilewicz 2017: 140 ff.). 

Die starke Westorientierung des Außenhandels der Visegräd-Länder ist bis 
heute geblieben, wenngleich der Anteil der EU-15 bereits in den Jahren bis zur 
großen Krise leicht rückläufig war. Auch der deutsche Außenhandelsanteil ist 
seit Beginn der 2000er Jahre in den Visegräd-Ländern von 2003 bis 2015 von 30 
Prozent auf 25 Prozent zurückgegangen (Poplawski 2016: 22). Trotzdem ist die 
deutsche Position im Außenhandel dieser Länder weiterhin als „dominant“ zu 
kennzeichnen (ebd.). Wie der bekannte ungarische Wirtschaftshistoriker Ivan T. 
Berend (2009: 167) anmerkt, ist der heutige Außenhandelsanteil Deutschlands 
bei dieser Ländergruppe höher als jener der Sowjetunion vor 1989. Schrauffällig 
ist die einseitige Zusammensetzung des deutschen Handels mit den Visegräd- 
Ländern. Sowohl bei Exporten wie Importen dominieren Fahrzeuge (Poplawski 
2016: 25 f., Abb. 9, 10). Hieran wird deutlich, dass die Automobilindustrie den 
Kern der Integration der Visegräd-Länder in den deutschen Exportindustriekom- 
plex ausmacht. Daneben sind die Anteile von Halbfertigwaren und chemischen 
Produkten im Handel zwischen den Visegräd-Ländern und Deutschland relevant. 

Der wechselseitige Außenhandel der Visegräd-Länder untereinander ist 
speziell seit dem EU-Beitritt gewachsen. Er ist - aufgrund der aus der gemein- 
samen Staatlichkeit ererbten Bindungen - in der Slowakei und der Tschechi- 
schen Republik substanziell höher als in Polen und Ungarn. In der Slowakei 
macht er immerhin etwa ein Viertel des Außenhandels aus (Richter 2012: 12, 
Tab. 1.10; wiiw 2017: 195, 197, 208; Dwilewicz 2017: 143). Allerdings ist diese 
Handelsverflechtung wohl weniger Resultat autonomer Handelsverbindungen 
als der Zulieferbeziehungen im Rahmen transnationaler Produktionsstrategien 
(Richter 2012: 94). Insofern ist festzuhalten, dass ein Teil des Intra-Visegräd- 
Außenhandels sich aus der Integration in die Zentren der westeuropa-zentrierten 
europäischen Arbeitsteilung ableitet. 

Und damit ist auch bereits ein zweiter Pfeiler der untergeordneten ökonomi- 
schen Integration der Visegräd-Länder angesprochen, die ausländischen Direkt- 
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investitionen. Angesichts der tiefen Transformationskrise und institutionellen 
Unsicherheiten war das Interesse transnationaler Konzerne (TNK) an Direk- 
tinvestitionen in Zentralosteuropa zu Beginn der 1990er Jahre begrenzt. Das 
Interesse galt selektiv dem Kauf einzelner als attraktiv eingeschätzter Betriebe 
(z.B. Skoda) bzw. war in jenen Ländern etwas größer, bei denen die Westöffnung 
wie in Ungarn bereits während des Staatssozialismus etwas stärker war. Gleich- 
zeitig war die Bereitschaft zur Öffnung gegenüber dem Auslandskapital in den 
zentral-osteuropäischen Ländern während eines Großteils der 1990er Jahre cher 
begrenzt, da die Schaffungeines einheimischen Kapitals ein politisches Ziel war. 
Eine Ausnahme bei der Positionierung gegenüber dem Auslandskapital stellte 
in den frühen 1990er Jahren Ungarn da. Die ungarische Regierung optierte zu 
Beginn der 1990er Jahre für eine offensive Anziehung von Auslandskapital, um 
die Bedienung der substanziellen Auslandsschulden, die noch aus der verschul- 
deten Industrialisierung der 1970er Jahre resultiert hatten, zu gewährleisten 
(vgl. Drahokoupil 2007: 94; 2009: 38ff.). Die Zuflüsse nach Ungarn waren bis 
Ende 1990er Jahre verhältnismäßig stärker als in den anderen Visegräd-Ländern 
(Drahokpoupil 2009: 45, Abb. 21; Myant/Drahokoupil 2011: 279, Tab. 15.1). 
Die frühen Direktinvestitionen erfolgten vor allem in der Exportindustrie. Meist 
kauften westeuropäische Konzerne Firmen auf, mit denen sie schon vorher Lie- 
ferkontrakte gehabt hatten (ebd.: 278). 

Die große Welle der Direktinvestitionen in der Region kam erst ab Ende der 
1990er Jahre richtig in Schwung. In den Beitrittsverhandlungen mit den zentral- 
osteuropäischen Ländern sorgte die Europäische Kommission für ein dem Aus- 
landskapital genehmes institutionelles Umfeld. Zudem drängte sie in den Verhand- 
lungen auf Privatisierungen, die für die Bewertung der Integrationsfortschritte ein 
wichtiger Maßstab wurden (Becker 2008: 6f.).So wurden öffentliche Infrastruktu- 
runternehmen und auch Banken veräußert. Für die Direktinvestitionen im Bereich 
der industriellen Exportproduktion war die Region durch ihre verhältnismäßig 
niedrigen Löhne, die gut ausgebildeten Arbeitskräfte und die geografische Nähe 
sowie relativ gute infrastrukturelle Anbindung an Westeuropa besonders interes- 
sant. Auffällig ist, dass in der Slowakei, Ungarn und Polen die Direktinvestitionen 
stark auf die westlichen Landesteile konzentriert sind (Medve-Bälint 2015: 87, Tab. 
1), was auf eine wichtige Rolle der geografischen Nähe deutet. Die Direktinvesti- 
tionen waren mithin einerseits auf die Auslagerung von industrieller Produktion 
in kostengünstige Standorte gerichtet und zielten andererseits in Sektoren wie 
Banken, Versicherungen, Immobilien und Infrastruktur auf die Durchdringung 
der jeweiligen Binnenmärkte. Auf die Binnenmarkterschließung waren auch die 
substanziellen Direktinvestitionen im Bereich des Einzelhandels gerichtet. 

Während die Direktinvestitionen 2008 noch hoch waren, brachen sie 2009 
stark ein und gingen auf das Niveau der Jahre unmittelbar vor dem EU-Beitritt 
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zurück. Der Wiederanstieg der Direktinvestitionsflüsse war in den Folgejahren 
relativ schleppend (Hunya 2015: 44ff.). Während die Zuflüsse nach Polen in den 
letzten Jahren relativ stabil waren, schwanken sie in der Tschechischen Republik 
und Polen erheblich. Die Slowakei wies unter den Visegräd-Ländern bis von 
2008 bis 2012 den relativ geringsten Anstieg des Bestands an ausländischen 
Direktinvestitionen auf (ebd.: 49, Tab. 2). Zuletzt verzeichnete die Slowakei auch 
in mehreren Jahren negative Zahlen (wiiw 2017: 43, Tab. 1/28). Insgesamt stellt 
mithin die große Krise eine - wenngleich ungleich ausgeprägte - Zäsur bei den 
Direktinvestitionen dar, wobei sie sich in der verarbeitenden Industrie tendenziell 
resilienter als in anderen Sektoren erholt haben (Hunya 2015: 44). 

Wichtigster Bereich beim Bestand der Direktinvestitionen war vor und nach 
der Krise ab 2008 die verarbeitende Industrie mit 32,4 Prozent in Polen, 32,9 
Prozent in der Tschechischen Republik (beide 2015), 33,4 Prozent in der Slowakei 
(2014) und 29,7 Prozent in Ungarn (2016), was einen leichten Anteilsrückgang 
darstellt. Besonderes Gewicht hat bei den Direktinvestitionen in der Industrie 
die Automobilindustrie. Für die deutsche Automobilindustrie waren die Pro- 
duktionsauslagerungen nach Zentralosteuropa sogar ein zentraler Bestandteil 
ihrer Entwicklungsstrategie (Krzywdzinski 2014). Außer in Ungarn folgt beim 
Bestand der Direktinvestitionen der Finanzsektor mit 18,1 Prozent in Polen, 27,3 
Prozent in der Tschechischen Republik (2015) und 24,5 Prozent in der Slowakei 
(2014). In Ungarn, wo teilweise stark schwankende Werte bei der sektoralen 
Struktur ausgewiesen werden, ging der Anteil des Finanzscktors von 2015 auf 
2016 stark - auf nur noch 8,1 Prozent - zurück (wiiw 2017: 243, Tab. II/8.6., 
245, Tab. 111/8.8, 252, Tab. III/8.15, 256, Tab. 1II/8.19). Im ungarischen Wert 
dürfte sich die bewusste Renationalisierungspolitik widerspiegeln. 

Die Konzentration auf Westeuropa ist mithin bei den Direktinvestitionen 
eher noch deutlicher ausgeprägt als im Handelsbereich. Hierbei spielen deutsche 
Konzerne vor allem im industriellen Bereich - insbesondere in der Automo- 
bilindustrie, aber beispielsweise auch der elektrotechnischen Industrie - eine 
zentrale Rolle, während im Bankensektor Finanzinstitute aus Österreich, Belgien 
und Italien tonangebend sind (vgl. Poptawski 2016: 33f., 48 ff.). Die deutschen 
Aktivitäten waren also hauptsächlich auf die kostensenkende Produktionsaus- 
lagerung in die Visegräd-Länder orientiert. Für die westeuropäischen Konzerne 
sind die Visegräd-Länder ein einträgliches Geschäft. Die Einkommensbilanz 
für Direktinvestitionen ist für die Visegräd-Länder stark negativ. In der Tsche- 
chischen Republik machten die entsprechenden Abflüsse 2015 6,7 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukt (BIP), in Ungarn 5,2 Prozent, in der Slowakei 5,1 Prozent 
und in Polen 3,9 Prozent des BIP aus (Hunya 2016: 31: Tab. 7). Auch in diesen 
Zahlen kommt die Asymmetrie der ökonomischen Eingliederung der Visegräd- 
Länder in die europäische Arbeitsteilung klar zum Ausdruck. 
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Die Rekonfiguration der Machtblöcke im Gefolge 
der großen Krise 


In den frühen 1990er Jahren unterschieden sich die außenwirtschaftspoliti- 
schen Orientierungen der Machtblöcke in den Visegräd-Ländern erheblich. 
In Ungarn mit seiner hohen Auslandsverschuldung und den bereits am Ende 
des Staatssozialismus relativ engen Verbindungen mit dem Auslandskapital 
setzte die Regierung bereits zu Beginn der 1990er Jahre aufdie Anziehung von 
Auslandskapital. Das Auslandskapital und mit ihm eng verbundene innere 
gesellschaftliche Kräfte dominierten den Machtblock. In Polen war das Interesse 
des Auslandskapitals aufgrund der starken Krise in den 1980er Jahren sehr 
begrenzt, hier spielte cher das entstehende einheimische Kapital die zentrale 
Rolle. Sowohl in der Tschechischen Republik als auch in der Slowakei setzten 
sich mit den Regierungen Klaus bzw. Med£iar politische Kräfte durch, die über 
die Privatisierungspolitik eine einheimische Bourgeoisie schaffen wollten (vgl. 
Drahokoupil 2009: 87fE.). 

Mit dem Beginn der Beitrittsgespräche zur EU und dem steigenden Interesse 
des Auslandskapitals an der Region bildeten sich jedoch überall Machtblöcke 
heraus, in dem das Auslandskapital eine zentrale Funktion innehatte (vgl. Draho- 
koupil 2007; 2009). Bei dieser Umgruppierung brachte die Europäische Union 
ihren Leverage voll zum Tagen (vgl. Becker 2004: 10ff.; Vachudova 2005). Das 
einheimische Kapital blieb cher aufdie international nicht exponierten Sektoren 
wie Bauwirtschaft, bestimmte Dienstleistungen und Immobilien beschränkt. In- 
folgedessen spielt beiden Großbetrieben das einheimische Kapital allein in Polen 
und der Tschechischen Republik noch eine relevante Rolle (vgl. Sass 2017: S6fk.). 
Die Privatisierungspolitik kam jedoch auch dem einheimischen Kapital zu Gute. 
Bei größeren Projekten ginges auch Kooperationen mit dem Auslandskapitalein. 
Für die relativ rezente einheimische Bourgeoisie blieben oftmals enge politische 
Verbindungen zu den politischen Parteien und über diese zum Staatsapparat 
von großer Bedeutung, um beispielsweise bei bestimmten Privatisierungen oder 
öffentlichen Aufträgen zum Zuge zu kommen (vgl. Klima 2015; Geist 2018a; 
Müller 2018: 126). Diese Verbindungen haben speziell bei der liberalen Mittel- 
klasse Unmut ausgelöst, zu Debatten über Korruption und Günstlingswirtschaft 
und dem Ruf nach „politischer Anständigkeit“ geführt (Geist 2018a: 14f.). Das 
enge Verhältnis zwischen Auslandsunternehmen und dem Staatsapparat war 
hingegen nicht Gegenstand politischer Debatten. 

Zentral für die Akkumulationsregime in der Region waren von Beginn 
der 1990er Jahre bis zum Jahr 2008 einerseits die abhängige Exportindustrie, 
andererseits Finanzialisierung, die sich durch einen signifikanten Anstieg der 
Verschuldung der Haushalte - für den Erwerb von Immobilien und teils auch 
Konsumgütern - auszeichnete. Die „große Krise“ führte dann zu einer gewissen 


Die Visegräd-4 und die EU 423 


Desillusionierung mit dem europäischen Integrationsprojekt. Für viele Men- 
schen in den Visegräd-Ländern ist deren Prosperitätsversprechen jetzt deutlich 
fragwürdiger. Die Krise zeigte die Verwundbarkeiten der Wachstumsmodelle der 
Visegräd-Länder auf, speziell im Exportbereich. In den drei kleineren Visegräd- 
Staaten mit ihrer engen Exportspezialisierungschlug der krisenbedingte Rückgang 
der Exporte stark auf das BIP durch. Vom Austrocknen der Kapitalzuflüsse war 
unter den Visegräd-Staaten speziell Ungarn betroffen. Die starke Zunahme der 
Kreditvergabe an Privathaushalte war in Ungarn besonders abhängig von Refi- 
nanzierung aus dem Ausland. Die in Ungarn tätigen Banken suchten das damit 
verbundene Wechselkursrisiko aufihre KundInnen abzuwälzen und setzten stark 
auf Fremdwährungskredite. Diese machten in Ungarn am Vorabend der Krise 66,7 
Prozent der Haushaltsverschuldung aus (Becker/Cetkovid 2015: 83, Tab. 7). In 
der Krise verlor der Forint massiv an Wert und die verschuldete Mittelklasse geriet 
stark unter Druck. Der Rückgang des BIP war 2009 mit einem BIP-Einbruch von 
6,8 Prozent in Ungarn stärker als in den anderen Visegräd-Ländern ausgeprägt. 
Allein Polen entging aufgrund seiner stärker diversifizierten Wirtschaftsstruktur 
und der Wechselkursflexibilität 2009 einer Rezession (vgl. Becker 2014: 20f.). 
Die wirtschaftliche Erholung war in allen Visegräd-Ländern relativ stark vom 
Wiederanziehen der Exporte getragen. Die gute Exportkonjunktur ließ die Ar- 
beitslosigkeiten sinken. Hiermit gewannen Gewerkschaften an Verhandlungs- 
macht und in den letzten Jahren sind die Löhne gestiegen, womit auch die Binnen- 
nachfrage belebt wurde. Mit Ausnahme Ungarns, wo die Verschuldungsprobleme 
der Privathaushalte virulent blieben, setzte sich in den Visegräd-Ländern die 
Finanzialisierungin Form zunehmender Kreditvergaben an Privathaushalte fort. 
Besonders rasch wächst die Verschuldung im Eurozonen-Land Slowakei (NBS 
2017: 21). Ein großer Teil der Kredite dient dem Immobilienerwerb. Hierin 
sind deutliche Kontinuitäten in den Akkumulationsregimen der Vorkrisenzeit 
erkennbar. Auch die großen regionalen Ungleichheiten in der wirtschaftlichen 
Entwicklung in Polen, der Slowakei und Ungarn akzentuierten sich weiter. 
Speziell in Polen gewannen mit der großen Krise auch kritischere Einschät- 
zungen der Transformationsprozesse, der ungleichen regionalen Entwicklungs- 
muster und des europäischen Krisenmanagements breitere Resonanz. In diesem 
Kontext gewannen Kräfte in den Visegräd-Ländern an Bedeutung, die für größere 
Spielräume für die EU-Mitgliedsländer eintreten. Da die EU als - vor allem von 
liberalen Kräften genutzter - Identitätsanker an Bedeutung eingebüßt hat (vgl. 
MaruSiak 2013: 158), konnte die politische Ausstrahlungskraft nationalistischer 
Kräfte wachsen. Insbesondere für jene, die keinen Platz in der von liberalen Kräf- 
ten propagierten „Gesellschaft der Mittelklasse“ gefunden hatten, boten natio- 
nalistische Kräfte einen Anteil der „nationalen Gemeinschaft“ (Matyja 2018: 75; 
siehe auch Gdula 2018: 68). Teile der dominanten Machtblöcke waren sich der ge- 
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stiegenen Abhängigkeit schmerzlich bewusst (vgl. ebd.: 27) - und die veränderte 
Konstellation bot Möglichkeiten der Korrektur von Abhängigkeitsbeziehungen. 

In der daraufhin einsetzenden politischen Re-Konfigurierung sind allerdings 
deutliche Unterschiede zwischen Ungarn und Polen einerseits und der Tschechi- 
schen Republik und der Slowakei andererseits erkennbar. In Ungarn und Polen 
gewannen rechtsnationalistische Parteien die Parlamentswahlen, stärkten die 
Komponente des einheimischen Kapitals im Machtblock und veränderten die 
staatlichen Strukturen. Im Fall der Tschechischen Republik und der Slowakei 
ist es noch nicht zu substanziellen Veränderungen der Staatlichkeit gekommen, 
allerdings befindet sich das Parteiensystem in einem Prozess des Umbruchs und 
der extremen Fragmentierung. 

In Ungarn und Polen trugen unterschiedliche Faktoren zum Wahlsieg der 
rechtsnationalistischen Parteien bei. In Ungarn erodierte die WählerInnenbasis 
der sozialliberalen Koalition über mehrere Jahre - Skandale und, in ihrer zweiten 
Amtszeit, restriktive sozialpolitische Maßnahmen spielten hierbei eine Rolle. 
Aufgrund der hohen Fremdwährungsverschuldung der Haushalte war Ungarn 
von der Krise ab 2008 besonders betroffen. Die ungarische Regierung unterzeich- 
nete 2008 als erste EU-Regierung ein orthodoxes Strukturanpassungsabkom- 
men mit dem IWF. Dieses blendete die Frage der Fremdwährungsverschuldung, 
die für viele Mittelklassenhaushalte ein brennendes Problem war, aus. Wie der 
damalige liberale Spitzenpolitiker Bälint Magyar (2018: 59) einräumt, wurde 
diesem Aspekt der Krisendynamik von Seiten der damaligen Regierungsallianz 
in seiner Dramatik verkannt. Damit bot die damalige Regierung der kompakt 
und aggressiv auftretenden Fidesz starke Angriffsflächen. 

Polen kam ungleich besser durch die Krise als Ungarn und vermied als einziges 
EU-Land 2009 eine Krise. Allerdings zeigte sich die rechtsliberale Regierung 
wenig sensibel für die Schattenseiten des polnischen Wachstumsmodells wie 
einen hohen Anteil prekärer Beschäftigung mit sogenannten „Müllverträgen“ 
und großen regionalen Entwicklungsunterschieden. Auch das sich sozialliberal 
gebende Bündnis um die SLD ignorierte soziale Fragen. Damit konnte die na- 
tionalkonservative Prawo i Sprawiedliwosc (PiS) auf die soziale Frage faktisch 
ein Monopol gewinnen und gleichzeitig die soziale Abgehobenheit der liberalen 
Kräfte hervorstreichen (vgl. Müller 2018: 122ff.). Trotz der unterschiedlichen 
Ausgangssituationen spielten ökonomische und soziale Fragen bei den Wahlsie- 
gen von Fidesz (2010) und PiS (2015), die deren Durchbruch zur Staatsmacht 
brachten, insofern eine wichtige Rolle. 

Ein „selektiver Wirtschaftsnationalismus“ (Töth 2014) ist für das Projekt beider 
Parteien zentral. Doch hat ihr Wirtschaftsnationalismus unterschiedliche Kontu- 
ren. Für Fidesz geht es vor allem um die Stärkung des einheimischen Kapitals in 
nicht-exponierten Sektoren (wie Banken, Handel, Bauwirtschaft), während das 
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transnationale Kapital in der Exportindustrie weiterhin als unverzichtbar angesehen 
wird und die Grundzüge des exportorientierten, abhängigen Wachstumsmodells 
nicht infrage gestellt werden (vgl. die Selbstdarstellung bei Matolscy 2015; kritisch 
Becker 2015a). Für PiS hingegen droht Polen in der „Falle mittleren Einkommens“ 
gefangen zu werden, wie im Morawiecki-Plan hervorgehoben wird (Ministerstwo 
Rozwoju 2016). Für die PiS-Regierung geht es damit um eine Modifizierung des 
Wirtschaftsmodells, der Förderung technologisch vielversprechender Bereiche und 
eine proaktive Rolle des Staates, wobei staatlichen Finanzinstitutionen eine wichtige 
Rolle zugeschrieben wird (ebd.). Damit sind bei PiS entwicklungskeynesianische 
Akzente erkennbar, die in ihrer ersten Amtszeit (2005-2007), die wirtschafts- 
politisch neoliberal geprägt war, keine Rolle spielten. Die wirtschaftspolitische 
Positionsveränderung von PiS dürfte eine Konsequenz aus der Krise sein. Aufgrund 
der stärkeren Binnenorientierung der polnischen Wirtschaft und des stärkeren 
einheimischen Kapitals sind für eine entwicklungskeynesianische Ausrichtung in 
Polen auch bessere Voraussetzungen als in den anderen Visegräd-Staaten gegeben. 

In ihrem gesellschaftlichen Adressatenkreis unterscheiden sich Fidesz und PiS 
signifikant. Fidesz ist wirtschafts- und sozialpolitisch klar auf die Mittelklasse 
orientiert (vgl. Becker 2015a; Szikra 2018). Im Vergleich dazu sucht Pi$ ein brei- 
teres Spektrum zu erreichen. Auch für sie ist die Mittelklasse zentral, doch sind 
Maßnahmen wie Absenkung des Pensionsantrittsalters oder Einführung eines 
Kindergeldes von 500 Zloty (ca. 115 Euro) ab dem zweiten Kind auch an ärmere 
Bevölkerungsgruppen adressiert. Für den polnischen Soziologen Maciej Gdula 
(2018: 68) gelang es PiS, eine WählerInnenschaft aus Mittelklasse und popularen 
Klassen zusammenzubringen mit dem Versprechen von Systemkorrekturen, die 
ein gerechtere Verteilung der Früchte des Wachstums und ein würdiges Leben 
ermöglichen würden. PiS wurde bei den Wahlen von 2015 die stärkste Partei 
bei den BäuerInnen mit 53,3 Prozent, den ArbeiterInnen mit 46,8 Prozent, aber 
auch Verwaltungsangestellten mit 35,4 Prozent und Firmeneigentümern mit 
29,1 Prozent. Die liberale PO hatte nur bei Managern die Nase vorn (ebd.: 67). 

Im Staatsprojekt von Fidesz und PiS sind einerseits einige starke Parallelen, ande- 
rerseits aber auch ein paar signifikante Unterschiede zu schen. Einige Unterschiede 
im Staatsprojckt erklären sich aus den unterschiedlichen Konturen des selektiven 
Wirtschaftsnationalismus. Fidesz hat die auf die Anziehung von ausländischen 
Direktinvestitionen fokussierten Staatsagenturen stärker auf den industriellen 
Exportsektor fokussiert, wobei hier weiterhin starke Anreize geboten werden (vgl. 
Becker 2015a: 72). Einige steuerliche Anreize gehen, so Sass (2017: 53), sogar so 
weit, dass sie als Mechanismen eines Steuerparadieses gewertet werden müssten. 
In einigen nicht-exponierten Sektoren hat die Regierung hingegen etwa über 
sektorale Sondersteuern, Lizensierungen versucht, die Präsenz von Auslandskapital 


zurückzudrängen (vgl. Becker 2015a: 72f.; Magyar 2018: 216ff.; Sass 2017: 52£.). 
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Das ist zum Teil auch gelungen. Am signifikantesten ist dies im Bankenbereich, wo 
der Anteil der Auslandsbanken zwischen 2010 und 2016 von etwa 70 Prozent auf 
knapp 40 Prozent zurückgegangen ist (Raiffeisen Research 2017: 6). Über einen 
speziellen Finanzierungsmechanismus der Zentralbank werden in Ungarn Klein- 
und Mittelbetrieben Kredite angeboten. Verändert hat die Fidesz-Regierungauch 
die Ausschreibungspolitik in einer Weise, die politisch gezieltere Auftragsvergaben 
ermöglicht (Magyar 2018: 96 ff.). Bei den stark mit EU-Geldern finanzierten 
öffentlichen Projekten ist laut Recherchen ungarischer JournalistInnen eine 
hohe Konzentration der Vergaben bei Fidesz-nahen Unternehmern festzustellen 
(Morvay 2018: 11). In Ungarn hat sich für Magyar (2018: 108ff.) eine von der 
Regierungspartei politisch abhängige Oligarchie herausgebildet. 

In ihrer Politik gegenüber dem Auslandskapital stellt sich die PiS-Regierung 
weniger ambivalent dar. Polen zeigt sich in dem regulatorischen Herangehen 
an Auslandsinvestitionen unter den Visegräd-Ländern am wenigsten liberal 
und hat in den Jahren 2006 bis 2015 auch im regulatorischen Verhalten recht 
stabil gezeigt (Sass 2017: 50f.). Die Förderung des einheimischen Kapitals ist 
im Fall der PiS-Regierung programmatisch mit der Vorstellung der Schaffung 
von Elementen eines Entwicklungsstaates verbunden. Das ist ein wesentlich 
ambitionierteres Projekt als das Fidesz-Staatsprojekt. Ökonomisch sind für eine 
solche Ambition durch die breiter gefächerte Branchenstruktur, den größeren ein- 
heimischen Unternehmenssektor und eine größere Zahl strategisch bedeutsamer 
Staatsunternehmen auch bessere Voraussetzungen gegeben alsin Ungarn. Einen 
ersten Schritt in Richtung der Stärkung des staatlichen Bankenscktors hat die 
PiS-Regierung durch die Übernahme der Unicredit-Anteile an der Pekao durch 
staatliche Firmen getan. Damit beträgt der einheimische Anteilam Bankensektor 
nun über 50 Prozent (Eon 2018: 91, Abb. 32). Bei industriepolitischen Initiativen, 
beispielsweise in der Werftindustrie, tut sich die PiS-Regierung hingegen schwer. 
Hier kommt der Verlust entwicklungspolitischer Kapazitäten des Staatesin den 
1990er Jahren negativ zum Tragen. Das Verhältnis von PiS und den staatlichen 
Institutionen zu individuellen Kapitalgruppen ist insgesamt distanzierter als im 
Fall von Fidesz und Ungarn. 

Sowohl in wirtschaftspolitischen als auch in anderen Staatsinstitutionen ist 
die Politik von Fidesz und PiS darauf ausgerichtet, den Einfluss der Partei über 
Besetzungspolitik auf staatliche Institutionen auszudehnen. Das betrifft, zu- 
mindest teilweise auch Regulierungsbehörden. Dies ist für beide Länder nichts 
wirklich Neues, allerdings gehen Fidesz und PiS hier deutlich weiter als ihre 
Vorgängerinnen. Die Parteien begründen ihre Interventionen in Gerichtsbarkeit, 
Medien, kulturelle Sphäre etc. damit, dass sie ein Wählermandat hätten und die 
Nation repräsentierten (vgl. Bucholc/Komornik 2016: 87 mit Bezug zu Polen). 
Hierbeitat sich Fidesz aufgrund der Zweidrittelmehrheit an Parlamentsmandaten 
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leichter als PiS. Denn Fidesz konnte sich eine Verfassung nach eigenen Wünschen 
schreiben. Der nationalkonservative Umwandlungsprozess des Staates istin Polen 
politisch und juristisch konfliktiver als in Ungarn. Teile dieses Staatsprojektes 
sind bei der EU auf Widerstände gestoßen - im Fall Polens vor allem die Ein- 
griffe in die Justiz, während die Europäische Kommission sich im Fall Ungarns 
vor allem an der Einschränkung der Unabhängigkeit der Zentralbank stieß, die 
ja eigentlich demokratiepolitisch wünschenswert wäre (vgl. Müller 2013: 35). 

In beiden Fällen gibt es Initiativen, zivilgesellschaftliche Organisationen zu 
gängeln und zu kontrollieren. Diese gehen im ungarischen Fall deutlich weiter. So 
ist derzeit eine extrem restriktive Gesetzgebungfür NGOs im Flüchtlingsbereich 
in Vorbereitung, die unter anderem auch Haftstrafen für FlüchtlingshelferInnen 
vorsieht. Laut Presseberichten soll in Ungarn auch die Versammlungsfreiheit 
eingeschränkt werden (Lauer 2018: 4). Die ungarische Regierung versucht auch, 
über Verteilung von Fördergeldern eine Art gewerkschaftlichen Klientelismus 
zu etablieren (vgl. Neumann i.E.). In Polen hingegen sind bestimmte Konsulta- 
tionsmechanismen zwischen Staat, Kapital und Arbeit wieder in Gang gesetzt 
worden. Und neue Sozialleistungen sind rechtlich verbrieft. Insofern ist der 
Fidesz-Klientelismus viel weitgehender angelegt als entsprechende Tendenzen 
in Polen. Auch ist die politische Praxis von Fidesz deutlich repressiver und zudem 
durch Hasskampagnen gegen Flüchtlinge geprägt, etwa den liberalen Finanzier 
George Soros. Beide Staatsprojekte sind durch nationalkonservative Elemente, 
eine steuernde und kontrollierende Rolle der Regierungspartei und eine Auf- 
weichung der Gewaltenteilung geprägt. Offen autoritäre und klientelistische 
Elemente sind im ungarischen Fall stärker ausgeprägt als in Polen. 

In der Tschechischen Republik und der Slowakei sind die Kontinuitäten 
zur Staatlichkeit der Vorkrisenzeit im Vergleich zu Ungarn und Polen weitaus 
stärker ausgeprägt, im gesellschaftlichen Block an der Macht hat es weniger 
dramatische Veränderungen gegeben. Allerdings deuten starke Umwälzungen 
und Fragmentierungen des Parteiensystems auch hier Veränderungen an. In der 
Tschechischen Republik nutzten die regierenden Rechtsparteien die Krise mit 
etwas Verzögerung, um über eine Austeritätspolitik den Sozialstaat noch weiter 
zurückzudrängen. In Verbindung mit zunehmendem Unmut über Günstlings- 
wirtschaft und Korruption führte dies zu einer Beschleunigung der Erosion 
der WählerInnenbasis dieser Parteien. In die entstehende Lücke stießen Partei- 
en, die ihren Neuigkeitscharakter und Antikorruptionsorientierung betonten, 
sowie xenophobe Formationen. In Tschechien etablierte sich als bedeutendste 
dieser neuen Parteien ANO, die 2011 auflnitiative des Oligarchen Andrej Babis 
gegründet wurde (vgl. Becker 2015b: 426f.). Babi$ präsentierte die Partei als 
Formation neuen Typs, die effizient wie eine Firma geführt werde und die mit 
dem alten Parteienfilz nichts zu tun habe. In wirtschafts- und sozialpolitischen 
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Fragen hielt sich Babi$ relativ bedeckt, setzte sich aber von der explizit antisozialen 
Haltung der neoliberalen Rechten ab. In einem ersten Schritt zog ANO vor 
allem WählerInnen von den Rechtsparteien ab. Besonders stark schnitt sie unter 
WählerInnen bis 29 Jahren, Unternehmern und Selbständigen ab (Klima 2015: 
51). Nach den Wahlen von 2013 gingen die Sozialdemokraten als stimmenstärkste 
Partei eine Koalition mit ANO und ChristdemokratInnen ein. ANO (und die 
ChristdemokratInnen) segneten zwar eine expansivere Sozial- und Lohnpolitik 
ab, stellten sich aber bei Steuererhöhungen und stärker transformatorischen An- 
sätzen quer, wie etwa der Initiierung eines ernsthaften sozialen Wohnungsbaus. 
Mit seinem großen Medienimperium vermochte Babi$ soziale Besserungen vor 
allem für seine Partei zu reklamieren, obwohl die Initiativen eigentlich von der 
Sozialdemokratie kamen. Letztere waren zudem in einen cher großstädtischen 
sozialliberalen und einen auf die BezieherInnen von Niedrigeinkommen und 
kleinstädtische Bevölkerung orientierte sozialkonservativen Flügel gespalten. 

Mit ihrer Profilierung als efliziente und gemäßigt soziale Kraft vermochte 
ANO bei den Parlamentswahlen von 2017 dann auch stark Stimmen von der 
Sozialdemokratie und den programmatisch entleerten Kommunistischen Partei 
abzuziehen und zur stärksten Partei aufzusteigen, obwohl Babi$ sich Ermittlungen 
wegen Subventionsbetrugs gegenübersah und sein „Interessenkonflikt“ zwischen 
seiner Rolle als Finanzminister und Großunternehmer zum Thema geworden war. 
Aufgrund der Ablehnungder traditionellen Rechtsparteien und der Piraten, mit 
Babis eine Koalitionsregierungeinzugehen, und Fragmentierung des Parlaments 
zieht sich die Regierungsbildung seit Monaten hin. Eine Regierung von Babis 
und den SozialdemokratInnen, die durch die KommunistInnen toleriert würde, 
zeichnet sich ab. Ihre Grundlage wäre ein Koalitionsvertrag, der eine liberale 
Wirtschaftspolitik (vor allem Steuerpolitik) mit einigen sozialpolitischen Ver- 
besserungen kombinieren würde (Brodnickovä/Rovensky 2018: 2). 

Anders als in Ungarn und Polen zeichnet sich nicht ab, dass eine ANO-ge- 
führte Regierung das Verhältnis zwischen ausländischem und einheimischem 
Kapital neu austarieren würde. Innerhalb des einheimischen Kapitals gibt es jetzt 
allerdings einen Primus, die Agrofert von Babis. Klima (2015: 46f.) kennzeichnet 
ANDO als „Partei-Firma“ nach dem Beispiel der Forza Italia Berlusconis. Die von 
der Partei rekrutierten Kader wechseln, nur der Kern aus (früheren) Agrofert- 
Managern ist stabil (Jelinek 2018: 6). Wie dauerhaft ANO im Wesentlichen die 
Partei einer Person bleibt, wird sich zeigen. Der Machtblock in der Tschechischen 
Republik ist durch die Interessen des transnationalen Kapitals und ausgewählter 
Oligarchen mit strategischer Unterstützungvon Teilen der Mittelklasse geprägt. 

In der Slowakei bereitete die ausgeprägt antisoziale Politik der neoliberalen 
Rechtskoalition 2006 der Regierungsübernahme durch die sozialdemokratisch 
orientierte Partei Smer den Weg. Smer kombiniert eine gegenüber den neolibe- 
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ralen Vorgängern leicht abgemilderte liberale Wirtschaftspolitik mit einzelnen 
Verbesserungen in der Sozialpolitik, einer gewerkschafsfreundlicheren Arbeits- 
gesetzgebung und einer expansiven Mindestlohnpolitik. Die Balance zwischen 
Auslandskapital und einheimischen Kapitalgruppen haben die Smer-geführten 
Regierungen nicht wesentlich geändert, allerdings hat Smer die großen Privati- 
sierungen beendet und auch die regulativen Rahmen für Auslandsinvestitionen 
nicht weiter gelockert. Zu bestimmten einheimischen Kapitalgruppen hat Smer 
- strukturell ähnlich wie die Vorgängerregierungen - ein Naheverhältnis (vgl. 
Becker 2018; Geist 2018a: 29). Bestimmte strukturelle, auch die WählerInnen- 
basis von Smer betreffende Probleme wie die großen regionalen Unterschiede und 
die strukturelle Unterfinanzierung von Bildung und Gesundheitsbereich hat die 
Partei nicht wirklich abmildern können (vgl. Babo$ u.a. 2016, Kap. 4, 5). In den 
letzten Jahren ist die WählerInnenbasis von Smer erodiert - zuletzt auch unter 
dem Eindruck von Korruptionsskandalen. Die traditionelle, neoliberale Rechte, 
die vor allem von der städtischen Mittelklasse getragen wird, ist in der Slowakei 
stark zersplittert. Es handelt sich um Parteien mit kleiner Mitgliederbasis, oft 
geringer interner Demokratie und engen Bindungen an „enge wirtschaftliche 
Interessen“ (Geist 2018b: 29). Zudem ist die neoliberale Rechte entlang des Ver- 
hältnisses zur EU und zu gesellschaftspolitischen Fragen gespalten. Aufgrund 
der Euro-Zonen-Mitgliedschaft des Landes ist die Spaltung in einen Euro- und 
EU-kritischen Flügel, vor allem die Partei extrem neoliberale Partei Sloboda 
a Solidarita (SaS), und einen euroaffinen Flügel politisch explosiver als in den 
anderen Visegräd-Ländern. Dieser Konflikt führte 2011 auch zum Zerfall einer 
kurzlebigen Rechtskoalition (Just 2018: 82). Eine prononciert wirtschaftsnatio- 
nalistische Kraft nach dem Zuschnitt von PiS oder Fidesz gibt esin der Slowakei 
allerdings nicht, wo das einheimische Kapital seit der schr ausgeprägt neoliberalen 
und außenorientierten Phase von 1998 bis 2006 relativ schwach ist. Zudem ist die 
wirtschaftspolitisch neoliberale Rechte gesellschaftspolitisch in einen liberalen 
und einen konservativen, in Teilen religiös fundamentalistischen Flügel gespalten. 
In das von Smer hinterlassene Repräsentationsvakuum ist in der Slowakeizudem 
eine offen faschistische Kraft gestoßen, Ludovä strana - NaSe Slovensko. 

Es lassen sich also zwischen den Visegräd-Staaten unterschiedliche Konjunk- 
turen des Verhältnisses von in- und ausländischem Kapital und des Grades der 
Außenorientierung des Staates erkennen. Sie sind einerseits vom internationalen 
Kontext abhängig, andererseits von komplexen innenpolitischen Konflikten, in 
welche die externen Interessen direkt eingebunden sind (vgl. Cardoso/Faletto 
1976: 218). Einen Gleichschritt gab es in der Visegräd-Gruppe von Beginn der 
Beitrittsverhandlungen bis zum Ausbruch der Krise ab 2008, als externe Interessen 
und Außenorientierung dominant wurden. Aktuell ist ein Bedeutungszuwachs 
der einheimischen Bourgeoisie in Ungarn und Polen zu konstatieren, während die 
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außenorientierte Staatlichkeit in der Tschechischen Republik und der Slowakei 
bislangweniger infrage gestellt wird. Allerdings stellt sich die Frage, welche Konse- 
quenzen die tiefe Repräsentationskrise in diesen beiden Ländern 4 /a longue haben 
wird. Gemeinsam ist allen Visegräd-Staaten ein Bedeutungsverlust der Mitte- 
Links-Parteien - wenn auch mit noch stärkerer Ausprägung in Polen und Ungarn. 
Weiter links stehende Kräfte sind noch sehr klein, wobei hier die Sichtbarkeit in 
Polen mit Razem am stärksten ist. Stärker geworden sind in den Visegräd-Ländern 
hingegen weit rechts stehende Kräfte - besonders krass in Ungarn mit seinen 
starken reaktionären Traditionen, am wenigsten in der Tschechischen Republik 
mit ihren stärker liberalen, bis 1968 auch linken Traditionslinien. 


Die Visegräd-Staaten und die Europäische Integration 


Die Westorientierung wurde zum integralen Bestandteil der kapitalistischen 
Transformation gleich zu ihrem Beginn. Die liberalen Intellektuellen sprachen 
von einer „Rückkehr nach Europa“ - womit sie kommende Prosperität assozi- 
ierten. Die Gründung der Visegräd-Gruppe im Jahr 1991 war, wie Cabada und 
Walsch (2017: 114f.) bemerken, nicht zuletzt durch eine Abgrenzungnach Osten 
und Südosten motiviert. Die Gründer verstanden sie als zentraleuropäische, west- 
orientierte Gruppierung. Der damalige tschechoslowakische Staatspräsident und 
liberale Intellektuelle, Väclav Havel, war ein entscheidender Protagonist in der 
Gründung der Gruppe (vgl. Vesely 2013: 31). Die tschechische HZDS-Regierung 
war in ihrer Haltung gegenüber der EU-Integration allerdings ambivalent. Bis 
1998 war die politische Kooperation im Rahmen der Visegräd-Gruppe gering 
(Cabada/Walsch 2013: 126f.). 

Mit der Abwahl der ODS- bzw. HZDS-Regierung, die sich auf einen cher na- 
tionalen Machtblock gestützt hatten, und den EU-Beitrittsgesprächen verstetigte 
sich die Kooperation im Hinblick aufden EU-Beitritt. Der damalige tschechische 
Premierminister Milo$ Zeman machte sich für die Integration der Slowakei in 
den NATO- und EU-Erweiterungsprozess stark (ebd.: 127). Die ökonomische 
Seite des EU-Integrationsprozesses - speziell das Binnenmarktprojekt - wurde 
fast vom ganzen politischen Spektrum in den Visegräd-Staaten getragen. Vorbe- 
halte gegen die politische Seite des Integrationsprojektes gab es jedoch vonseiten 
nationalliberaler und nationalkonservativer Kräfte in der Region. In Tschechien 
sprachen sich beispielsweise Politiker der nationalistisch-neoliberalen Ob£anskä 
demokratickä strana (ODS) 2001 in einem „euro-realistischen Manifest“ für 
einen intergouvernementalen Modus der Integration, die Wahrungder nationalen 
Souveränität und klare, demokratisch legitimierte Verantwortlichkeiten aus. 
Sie wandten sich gegen jede Stärkung des supranationalen Charakters der EU 
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(Zahradil u.a. 200]; vgl. Becker 2004: 12f.). Trotz dieser Vorbehalte trugen sie 
den Beitritt zur EU im Jahr 2004 mit. 

Dem engeren institutionellen Kern der EU, die Eurozone, ist von den Visegräd- 
Ländern bislang allein die Slowakei beigetreten. Der Beitritt war von der nco- 
liberalen Regierung Dzurindas vorbereitet und 2009 von der Smer-geführten 
Regierung realisiert worden. Der Beitritt war damals nicht von einer großen 
Debatte begleitet. Bei der Fixierung des Konversionskurses stand eher die Infla- 
tionsbekämpfung denn Produktion und Export im Vordergrund (vgl. Becker/ 
Lesay 2012: 128f.). In Ungarn erklärten die Regierung und die Zentralbank im 
Juli 2003 die Intention, den Euro Anfang2008 einzuführen. Selbst Viktor Orbän 
äußerte sich in seiner ersten Amtszeit 2001 für einen möglichst schnellen Beitritt 
zur Eurozone (Bod o.].: 67). Finanzielle Instabilität ließ dieses Ansinnen allerdings 
bereits im Ansatz scheitern. Die Fidesz-Regierung verabschiedete sich dann nach 
der Krise und den erkennbaren Turbulenzen der Eurozone de facto von dem Bei- 
trittsprojekt. Auch wenn das transnationale Kapital Interesse an der Übernahme 
des Euro hat, gab es in der Tschechischen Republik und Polen unter anderem 
wegen der Implikationen für das wirtschaftliche Entwicklungstempo, die reale 
Konvergenz und wirtschaftspolitische Flexibilität schon vor der Krise der Jahre ab 
2008 deutliche politische Vorbehalte gegen einen schnellen Beitritt zur Eurozone. 
Als Konsequenz ist die Visegräd-Gruppe in ein Eurozonen-Mitgliedsland und 
drei Staaten außerhalb der Eurozone gespalten. Diese Inhomogenität setzt der 
Einheitlichkeit des Auftretens der Gruppe in der EU Grenzen. 

Nach dem EU-Beitritt setzten die Visegräd-Länder die lockere Kooperation 
innerhalb der Gruppe fort. Grundlage dieser Kooperation sind gewisse Interes- 
senkonvergenzen, die sich zum Teil aus der Ähnlichkeit der Position in der euro- 
päischen Arbeitsteilung ergeben, die aber nicht durch eine starke Verdichtung der 
wechselseitigen ökonomischen Beziehungen getragen werden. Hierbei stellt die 
Visegräd-Gruppe für das wichtigste Mitgliedsland, Polen, nur eine von verschiede- 
nen Kooperationsoptionen innerhalb der EU dar (vgl. Cabada/ Walsch 2017: 145). 

In bestimmten Punkten ergeben sich politökonomische begründete Interes- 
senkonvergenzen zwischen den Visegräd-Staaten. Im Einklang mit dem Modell 
abhängiger Exportindustrialisierungund starken Emigration von Arbeitskräften 
betrachten sie das Binnenmarktprojekt als Kern der EU-Integration. Aus einer 
ähnlichen neomerkantilistischen Orientierungwie Deutschland heraus teilen sie 
die deutsche „Austeritätskultur“. Dies unterstrich auch Viktor Orbän vor zwei 
Jahren in einem langen Beitrag für die Frankfurter Allgemeine Zeitung (Orbän 
2016: 6). Da die Visegräd-Staaten im Rahmen der europäischen Arbeitsteilung 
in die Rolle eines industriellen Zulieferers relegiert worden sind, sprechen sie 
sich gegen die Vereinheitlichung steuerlicher oder sozialer Standards aus. Denn 
dies würde ihren „Wettbewerbsvorteil“ gefährden (Geist 2016: 60; 2017: 25). 
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Ein gemeinsames Kernanliegen der Gruppe ist zudem eine gute Dotierung des 
Kohäsionsfonds als Ausgleichsmechanismus in der EU. Bei spezifischen sekto- 
ralen Politiken, speziell der Agrarpolitik (vgl. Cabada/ Walsch 2017: 138), sind 
hingegen auch Unterschiede erkennbar. 

Die große Krise ab 2008 hat die Bruch- und Konfliktlinien in der EU stärker 
zutage treten lassen. Die Kohäsion der EU ist erkennbar geschwächt. Das hat 
zumindest einigen Mitgliedsstaaten die Möglichkeit gegeben, sich eigenständiger 
zu positionieren. Gleichzeitig sind die EU-Mitgliedsstaaten gezwungen, zu den 
unterschiedlichen Zukunftsszenarien Stellung zu beziehen. Gemeinsam ist den 
Visegräd-Staaten, dass sie sich in der Frage der Flüchtlingsaufnahme äußerst rest- 
riktiv positioniert haben. Sie traten für scharfe Grenzkontrollen ein. Ungarn, die 
Slowakei und die Tschechische Republik stimmten gegen verpflichtende Quoten 
bei der Flüchtlingsaufnahme. Ungarn und die Slowakei klagten - erfolglos - ge- 
gen diesen Beschluss beim Europäischen Gerichtshof. Inzwischen ist von einer 
„Hexiblen Solidarität“, d.h. finanziellen Kompensationen, die Rede. Diese Positio- 
nierungen sindzum Teil auch von rechtsnationalistischen Kräften in Westeuropa 
aufgenommen worden. Die Fidesz-Regierung ist mit ihrer aggressiven Rhetorik 
und Praxis sogar zu einem gesamteuropäischen Leitstern bei der Flüchtlingsab- 
wehr geworden. Die Ablehnung von Flüchtlingen ist speziell auf eine Gruppe 
von Flüchtlingen - nämlich „Muslimen“ aus dem Nahen Osten fokussiert. In 
Polen und Ungarn ist die Abwehr von Flüchtlingen Teil einer umfassenderen 
nationalkonservativen Gesellschaftspolitik, die auch weitere Konfliktfelder mit 
der liberalen EU-Politik aufweist. Diese breitere nationalkonservative Linie wird 
von den Regierungsparteien in der Tschechischen Republik und der Slowakei 
nicht geteilt. Sie ist damit auch kein Konsens in der Visegräd-Gruppe. 

Die tiefste Bruchlinie innerhalb der Visegräd-Gruppe betrifft allerdings die 
Frage der Mitgliedschaft in der Eurozone und die Tendenz zu einer Vertiefung 
einer EU der mehreren Geschwindigkeiten. Die Slowakei ist Mitglied der Eu- 
rozone. Strategisches integrationspolitisches Ziel der slowakischen Regierung 
ist, Teil des institutionellen Kerns zu werden. In diesem Sinne erklärte der neue 
slowakische Premier, Peter Pellegrini, jüngst seine Unterstützung für die Reform- 
pläne des französischen Staatspräsidenten Emmanuel Macron (Matisäk 2018: 
2f.). Diese laufen auf eine Vertiefung der Integration in der Eurozone - und 
damit eine Vertiefung der institutionellen Unterschiede zwischen den Ländern 
der Eurozonen und jenen außerhalb hinaus. 

In den anderen Ländern hat angesichts der strukturellen Probleme der Eu- 
rozone seit der Krise die Skepsis gegenüber einem Beitritt zum Euro weiter 
zugenommen, wie beispielsweise eine entsprechende kritische Analyse des PiS- 
Europaexperten und Kabinettschef im Präsidialamt Krzysztof Szczerski (2017: 
66) zeigt. Er hält auch einen Zerfall der Eurozone nicht für ausgeschlossen. Von 
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den politischen Kräften sprechen sich am ehesten Sozialdemokraten für den 
Beitritt zur Eurozonen aus, obwohl dies die wirtschafts- und sozialpolitischen 
Spielräume weiter einschränken würde. Diese Position ist ein Indikator dafür, 
wie weitgehend die SozialdemokratInnen in der Region den Anspruch einer 
aktiv gestaltenden Entwicklungspolitik aufgegeben haben. Ein Beitritt zur Eu- 
rozone ist mit der stärker eigenständigen (rechten) Wirtschaftspolitik Polens 
und Ungarns nicht vereinbar. Speziell PiS (2014: 158) hat sich politisch klar für 
die Beibehaltung des Zloty positioniert. Aber auch der amtierende tschechi- 
sche Premierminister, Andrej Babis (2018: 10), hat sich jüngst eindeutig für die 
Beibehaltung der tschechischen Krone ausgesprochen. Gleichzeitig sind für die 
polnische Seite die Tendenz einer weiteren Verdichtung der Integration in der 
Eurozone und die damit verbundene Marginalisierung Polens in der EU äußerst 
problematisch (vgl. PiS 2014: 158; Szczerski 2017: 123). Diese Problematik gilt 
grundsätzlich für alle Länder außerhalb der Eurozone, doch wird Polen nach dem 
Brexit das größte Land dieser Gruppe sein. Die wichtigsten Regierungsparteien 
Polens, Ungarns und der Tschechischen Republik stehen auch einer Übertragung 
weiterer Kompetenzen an die Kommission ablehnend gegenüber. Tendenziell 
sind sie cher für die Stärkung nationalstaatlicher Kompetenzen. 

Vor diesem Hintergrund hat sich in Polen ein besonderes Interesse an der 
Visegräd-Gruppe entwickelt. Hatte die (national-)liberale Vorgängerregierung 
sich in der EU-Politik eng mit Deutschland abgestimmt, so orientierte sich die 
PiS-Regierung politisch zunächst - bis zum Brexit-Referendum - in Richtung 
Großbritannien um. Grundlage dieser Allianz waren nicht die ökonomischen 
Beziehungen - die sind mit Großbritannien eher begrenzt (Dwilewicz 2017: 
143) - als die gemeinsame Position als nationalistisch-orientierte Regierungen 
eines Staates, der nicht der Eurozone angehört. Mit dem Verlust Großbritanniens 
als Bündnispartner gewann für Polen dann die Visegräd-Gruppe trotz der darge- 
stellten Heterogenität als potenzieller politischer Partner an Relevanz (vgl. Buras 
2017: 137ff.). Mit sehr beschränktem Erfolg hat die PiS-Regierung zudem eine 
„Drei-Meeres-Initiative“ gestartet, welche die Zentral- und südosteuropäischen 
Länder verbinden soll (ebd.: 149ff.). Die EU-Politik der PiS-Regierung spiegelt 
durchaus ihr Bestreben ein etwas stärker eigenständiges Wirtschaftsmodell zu 
schaffen wider. Die Grenzen dieser Bestrebung werden allerdings sowohl in der 
EU- als auch Wirtschaftspolitik deutlich. Im Gegensatz zu Müller (2017: 130) 
würde ich der EU-Politik von PiS eine Kohärenz nicht absprechen. 


Schlussfolgerungen 


Die Visegräd-Länder formieren keinen kohärenten, dissidenten Block in der 
EU. Aufgrund ihrer untergeordneten engen Anbindung an den deutschen Ex- 
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portblock und die westeuropäischen Banken unterstützen die Visegräd-Staaten 
das Binnenmarktprojekt und die neomerkantilistisch grundierte deutsche Aus- 
teritätspolitik. Im Fall Ungarns und, deutlicher noch, Polens gibt es allerdings 
nationalkonservative Projekte, die auf die Stärkung des einheimischen Kapitals 
gerichtet sind. Dies impliziert außerhalb der Eurozone zu verbleiben, aber auch 
für eine Stärkung der Rolle der Nationalstaaten in der EU einzutreten. Speziell 
Polen will aber auch nicht als Nicht-Euro-Zonen-Land institutionell in der EU 
an den Rand gedrängt werden. Ähnlich wie im Fall Großbritanniens läuft eine 
zentrale Spannungslinie zwischen den Visegräd-Ländern - mit Ausnahme der 
Slowakei - und den Kerneuropa-Staaten entlang der Frage des Verhältnisses der 
Euro-Zone zu den anderen EU-Mitgliedern. Insgesamt sind die Positionierungen 
der Visegräd-Länder Teil eines Konfliktes über die künftige Gestalt des Integra- 
tionsprojektes EU, die ähnlich wie im Fall von Jugoslawien in den späten 1980er 
Jahre Symptome eines Desintegrationsprozesses sind (vgl. Becker 2017). Ähnlich 
wie im Fall Jugoslawiens sind das Verhältnis der Föderationsregierung bzw. der 
Kommission zu den Republiken/Mitgliedsstaaten und auch die Mittelverteilung 
zwischen Zentrum und Peripherie zentrale Konfliktgegenstände. In beiden Fällen 
hat eine „große“ Krise die zentrifugalen Tendenzen verstärkt. Hierbei sind die 
eigenständigeren rechten Positionierungen der Regierungen Polensund Ungarn 
nur eine Facette von Desintegrationstendenzen in der EU. 
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Sonja Buckel 


Winter is coming 


Der Wiederaufbau des europäischen Grenzregimes nach 
dem „Sommer der Migration“ 


Die bisherige europäische Imagination der Grenze wurde 2015 erschüttert. Denn 
in diesem für den europäischen Krisenzyklus entscheidenden Jahr überwanden 
zum ersten Mal, seit die Migrationspolitik zwanzig Jahre zuvor europäisiert 
worden war, Hunderttausende gemeinsam die Grenzen der Europäischen Union 
(EU). Ausgelöst durch eine Kombination mehrerer Ereignisse, die mit dem Arabi- 
schen Frühlingihren Anfanggenommen hatten, scheiterte, zumindest temporär, 
das Grenzregime an seinen eigenen Widersprüchen. Bernd Kasparek und Marc 
Speer (2015) haben für dieses Ereignis den Begriff des „langen Sommers der 
Migration“ geprägt. Wenige Monate später waren die Exekutiven Europas damit 
beschäftigt, politische Problemlösungsfähigkeit zu simulieren und dabei aufden 
Ruinen des alten ein neues Grenzregime zu errichten. Es kann durchaus sein, 
dass bei Erscheinen dieses Textes bereits ein weiteres Grenzspektakel (de Genova 
2013) aufgeführt wurde, um einen Anlass für neue politische Maßnahmen zu 
schaffen. Zugleich fügen sich jedoch die Vorschläge und rechtlichen Normen ein 
in die Kontinuität europäischer Migrationspolitik, was mit der Fortdauer jener 
grundlegenden Antagonismen zusammenhängt, die durch die bisherige Politik 
gerade nicht überwunden werden. 

Diesen Prozess des Wiederaufbaus will ich im Folgenden aus der Perspek- 
tive einer materialistischen Staatstheorie analysieren, indem ich die Kämpfe 
um die Migrationspolitik vor dem Hintergrund der imperialen Lebens- und 
Produktionsweise skizziere. Dabei werde ich argumentieren, dass es zwei Ringe 
der Externalisierung sind, die die wesentlichen Stützpfeiler der europäischen 
Grenze darstellen (1.). Daran anschließend zeichne ich zunächst die Erosion 
der alten Politik (2.) sowie die Konturen der neuen nach (3. und 4.). Ich rücke 
die neue „Europäische Grenz- und Küstenwache“ in den Mittelpunkt, weil sie 


l Für weiterführende Kritiken danke ich Markus Wissen, Etienne Schneider und Felix 
Syrovarka. 
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die Gelegenheit bietet, exemplarisch vorzuführen, wie ein genuin europäischer 
Staatsapparat aus diesen Kämpfen hervorgeht (5.). 


1. Die Kontinuität europäischer Migrationspolitik in der Krise 


Auch wenn esbereitsin den 1990er Jahren erste Ansätze zur Europäisierung der 
nationalen Migrationspolitiken in Europa gab, so lässt sich erst seit der Jahrtau- 
sendwende von einer genuin europäischen Migrationspolitik sprechen. Denn 
zu diesem Zeitpunkt wurde sie in den Zuständigkeitsbereich der europäischen 
Gesetzgebung? übertragen. Dadurch hat sich die EU staatstheoretisch betrachtet 
transformiert: Sie ist nicht mehr lediglich, wie Patrick Ziltener dies noch 1999 
festhalten konnte, eine zunehmend „zentrale Schnittstelle“ (Ziltener 1999: 10), 
sondern sie hat sich inzwischen sowohl territorialisiert als auch institutionell zu 
einem multiskalaren Staatsapparate-Ensemble (Buckel u.a. 2014: 37ff.) weiter- 
entwickelt. Erst mit den Verträgen von Schengen und Amsterdam entstanden 
genuin europäische Grenzen, Kontrollen dieser Grenzen, europäische Ausweise, 
Gesetze, Datenbanken und Überwachungssysteme, die darauf zielen, irreguläre 
Grenzübertritte zu verhindern, schließlich ein europäisches Visa-Regime und 
sogar eine eigene Grenzschutzbehörde (Walters 2006: 187). 

Diese europäische Migrationspolitik war von Anfangan durch zwei Konfliktli- 
nien gekennzeichnet: erstens durch das asymmetrische Nord-Süd-Verhältnis (1.1.) 
sowie zweitens durch die innere Spaltung des europäischen Integrationsprojekts 
selbst (1.2.). Diese Konflikte kulminieren, insbesondere in Krisensituationen, 
in der Unfähigkeit, eine gemeinsame und gestaltende Politik zu realisieren. Die 
einzige Einigung, die daraufhin zustande gekommen ist, ist die der zweifachen 
Externalisierung: in die Peripherie Europas und in den globalen Süden. Auch die 
jüngste Krise steht in dieser Kontinuität. Keine der beschlossenen Maßnahmen 
ist neu. Vielmehr werden sie nur auf neuem Niveau wiederholt. 


1.1. Imperiale Lebensweise und die Apparatur der Grenze 


Grenzen sind verdinglichte soziale Verhältnisse, die — wie alle verdinglichten 
Phänomene - genau diesen, ihren gesellschaftlichen, relationalen Charakter 
verdecken. Daher erscheint das, was in Wahrheit eine Krise der Nord-Süd- 
Beziehungen ist, als „Flüchtlingskrise“ (vgl. Castles 2005: 16) sowie als Verlust 


2 Formell werden die Rechtsakte der Union nicht als ‘Gesetze’ bezeichnet, sondern als 
Richtlinien und Verordnungen, um den Anschein eines Staatscharakters zu vermeiden. 
Der Sache nach sind sie aber genau das. 
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der Grenzkontrolle. Verstehen wir die Grenze hingegen „als Kaleidoskop oder 
Brennglas globaler sozialer Konflikte“, so lassen sich „asymmetrische Globali- 
sierungsprozesse kritisch analysieren und herausfordern.“ (Hess u.a. 2014: 16) 

Es ist die imperiale Lebens- und Produktionsweise, die ganz entscheidend, wenn 
auch nicht ausschließlich, die aktuelle Krise der europäischen Migrationspolitik 
prägt. Darunter verstehen Ulrich Brand und Markus Wissen die Verstetigung 
der seit dem Kolonialismus durchgesetzten kapitalistischen internationalen Ar- 
beitsteilung, die herrschaftliche Produktions-, Distributions- und Konsummuster 
hervorgebracht hat, „die tiefin die Alltagspraktiken der Ober- und Mittelklassen 
im globalen Norden und zunehmend auch in den Schwellenländern des globalen 
Südens eingelassen sind“ (Brand/ Wissen 2011: 80). Sie beruht auf Exklusivität 
und externalisiert ihre sozialen und ökologischen Kosten. Imperial ist sie daher 
insofern, „als sie einen prinzipiell unbegrenzten - politisch, rechtlich und/oder 
gewaltförmig abgesicherten - Zugriff auf Ressourcen, Raum, Arbeitsvermögen 
und Senken andernorts voraussetzt.“ (Ebd.: 83f.) 

Entscheidend für die hier verfolgte Perspektive ist die Verankerung in den 
Alltagspraktiken. Denn dadurch rückt die Normalisierung einer zerstörerischen, 
von kapitalistischen Verwertungsprozessen angetriebenen Produktionsweise in 
den Blick, die aufeiner alltäglichen Selbstverständlichkeit beruht, die kaum „die 
Schwelle der bewussten Wahrnehmung oder gar der kritischen Reflexion“ über- 
schreitet (Brand/ Wissen 2017: 13). Stephan Lessenich (2016: 63) spricht auch 
von einem „Schleier des Nicht-Wissen-Wollens“ als psychischer Bewältigungs- 
strategie. Diese Alltagspraktiken, so mein daran anschließendes Argument, erfah- 
ren eine institutionelle Absicherung durch den staatlichen Apparat der Grenze: 
Über Grenzen, die Innen und Außen festlegen, monopolisiert der kapitalistische 
Staat die Verfahren zur Organisierung des Raumes (Poulantzas 1978: 96f.), er 
konstituiert und homogenisiert, was innen ist -— Volk und Nation - (ebd.: 110) 
und schafft zugleich das Außen. Man darf sich die Grenze dabei nicht im Sinne 
einer bloßen physischen Barriere vorstellen. Vielmehr setzt ihre Hegemonie eine 
symbolische Macht voraus, die mittels Hochsicherheitszäunen, (para-)militäri- 
scher und biometrischer Technologie oder Rückweisungen eine Inszenierung der 
Grenze gelingt. Die staatlichen Apparate verfügen, wie Bourdieu (2014/1990: 16) 
gezeigt hat, nicht nur über das Monopol der legitimen physischen, sondern auch 
der symbolischen Gewalt. Diese Raummatrix des kapitalistischen Staates, die eine 
Zäsur etabliert, ermöglicht institutionell die Ausblendung des Verstrickungszu- 
sammenhangs im Nord-Süd-Verhältnis. Denn die politischen und ökonomischen 
Verhältnisse eines jeden Staates werden über Grenzen vermittelt ausschließlich 
auf dessen innere Entwicklung zurückgeführt. Auf diese Weise (re-)produzieren 
Migrationskontrollen den Diskurs einer Nichtzuständigkeit für das Schicksal der 
Nicht-Bevölkerung: Migrantische Leben zählen nicht, argumentiert Nicholas de 
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Genova (2017). Unter dem Begriff der „Migrant*in“ verschwinde zudem die Tat- 
sache, dass an den südlichen europäischen Außengrenzen eine „global colour line“ 
gezogen werde und es sich vor allem um Black Lives handelt, die auf der Hohen 
See oder in den Internierungslagern Tod und Folter ausgesetzt werden (ebd.: 2£.). 

Die „tief verankerte Hegemonie der Grenze“ (Buckel u.a. 2014: 39) lässt in- 
nerhalb Europas den kontingenten, historisch neuzeitlichen Charakter national- 
staatlicher Grenzen in der Unsichtbarkeit des Selbstverständlichen verschwinden 
und entpolitisiert sie, während sich die Grenze zugleich nach außen als Zwang 
geltend macht. Verschafft sich die Realität der imperialen Lebensweise doch 
einmal Geltung im Diskurs, so in der verkehrten Form der „Fluchtursache‘, 
welche die Ursachen gerade nicht benennt, sondern diese ausschließlich in den 
Herkunftsstaaten verortet und zudem einen weiteren Anlass für die räumliche 


Ausdehnung der Migrationskontrollen schafft (Kopp 2017). 


1.2. Das europäische Staatsapparate-Ensemble 


Ungleichheitsverhältnisse durchziehen auch den Europäisierungsprozess selbst 
und das „Migrationsmanagement“ fügt sich in diesem Sinn der „wettbewerbs- 
staatlichen Integrationsweise“ (Ziltener 1999: 200) ein: Solidarität und Ausgleich 
unter den Mitgliedsstaaten suchte man in den letzten beiden Dekaden vergeblich, 
Einigungen kamen aufdem Niveau des kleinsten gemeinsamen Nenners zustande, 
d.h. mit dem geringsten Schutzstandard. Schnelle „Fortschritte“ wurden vor 
allem im Bereich der repressiven Maßnahmen erzielt. 

Staatstheoretisch betrachtet materialisiert sich diese Konstellation in den Ap- 
paraten: Weil der Staat keine substanzhafte Entität ist, sondern ein strategisches 
Feld, nehmen diese Auseinandersetzungen „die Form von internen Widersprüchen 
zwischen den verschiedenen staatlichen Zweigen und Apparaten“ an (Poulant- 
zas 1978: 123), z.B. zwischen dem Arbeits- und dem Wirtschaftsministerium 
oder zwischen der nationalen Grenzpolizei und der supranationalen Grenz- und 
Küstenwache. Daraus resultiert, dass die Politiken der einzelnen Staatsappara- 
te mitunter gegenläufig sind und sich zum Teil sogar diametral widersprechen. 
Europäische Staatlichkeit kann daher nicht mit dem Dualismus „Nationalstaa- 
ten vs. europäische ‘Ebene’“ erklärt werden, sondern muss als ein multiskalares 
Ganzes begriffen werden, bestehend aus sich durchkreuzenden, dezentralen 
und antagonistischen Beziehungen zwischen den verschiedenen Sektoren des 
Staatsapparate-Ensembles, in denen sich je unterschiedliche Kräfteverhältnisse 
ausdrücken. Der entscheidende Unterschied zum Nationalstaat besteht darin, dass 
bisher ein die Staatsapparate einigendes Staatsprojekt, wie etwa die Nation oder 
der Wohlfahrtsstaat, erst im Entstehen ist. Die Konsequenzen dieses Unterschieds 
zeigen sich gerade in der Krise der europäischen Migrationspolitik, denn ein 
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solches Staatsprojckt ist zentral für die Fähigkeit des kapitalistischen Staatstypus, 
gesellschaftliche Kohäsion herzustellen, d.h., sowohl die herrschenden Kräfte auf 
ein gemeinsames langfristiges Projekt zu verpflichten als auch die Subalternen in 
dieses einzubinden (Forschungsgruppe ‘Staatsprojekt Europa’ 2014). 


1.3. Die zwei Ringe der Externalisierung 


Wenn sich die Vertreterinnen derkonkurrierenden Apparate nicht einigen können, 
lautet die Antwort auf das permanente Aufschieben dieser beiden sozial-räumli- 
chen Konflikte stets: Externalisierung. Daher werden die EU-Außengrenzen, kon- 
trär zur symbolischen Inszenierung, weniger über die europäischen Grenzpolizeien 
„gesichert“, sondern über zwei Ringe der Externalisierung: Zunächst verlagerten die 
nördlichen Mitgliedsstaaten die Zuständigkeit für die europäische Grenzkontrolle 
über das Dublin-Regime in die peripheren Mitgliedsstaaten, die ihre Grenzen mit 
Millionenbeträgen aus EU-Fonds aufrüsten und Migrant*innen davon abhalten, 
weiterzureisen. In der Folge verlagerten jene wiederum Kontrollmaßnahmen in 
die nord- und westafrikanischen Staaten oder im Osten in die Ukraine: Über 
bilaterale Rückübernahmeabkommen, Patrouillenfahrten, exterritoriale Lager, Si- 
cherheits- und Überwachungstechnologien blockieren postkoloniale Grenzwächter 
im Austausch für Visa-Erleichterungen und „Entwicklungszusammenarbeit“ den 
Zugangzum europäischen Territorium (Buckel 2013: 186ff.). Die Tatsache, dass 
die Exekutiven nord- und westafrikanischer Staaten, darunter auch diktatorische 
Regime (Jakob/Schlindwein 2017: 253), zu zentralen Stützpfeilern des zweiten 
Rings der Externalisierung werden, muss in „ihrer kolonialen Geschichte und ihrer 
asymmetrischen Position in der internationalen Ordnung“ (Randeria 2006: 231) 
verortet werden. Zäune, Push-Backs, Lager und Schießbefehl waren bereits lange 
vor den aktuellen Debatten um sogenannte Ausschiffungsplattformen Realität 
an den europäischen Außengrenzen, allerdings, aufgrund ihrer Exterritorialität, 
jenseits der alltäglichen Wahrnehmung der EU-Bürger*innen. 


2. Beyond Summer 2015? 
2.1. Border Struggles 


Dass die europäische Grenzapparatur über eine tief verankerte Hegemonie im 
Inneren verfügt und mit repressiver sowie symbolischer Gewalt nach außen ausge- 


3 Soder Titel der durch die Hans Böckler-Stiftung geförderten Forschungsgruppe (NFG 
014), welche die Veränderungen nach dem Sommer 2015 untersucht; siche http://beyond- 
summerl5.eu. 
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stattet ist, verführt dazu, sie zu einer übermächtigen Instanz zu überhöhen - was 
schon angesichts des Umstandes kaum aufrechtzuerhalten ist, dass Migrations- 
kontrollen regelmäßig scheitern (Castles 2005). Auch die gesellschaftlich am wei- 
testen in Zeitund Raum ausgreifenden Institutionen und Strukturen sind prekär, 
da sie täglich durch routinierte Praktiken reproduziert werden müssen - und 
keine Praxis je identisch wiederholt werden kann. Die grundlegenden Konflikte 
der europäischen Migrations- und Grenzpolitik lassen sich nicht stillstellen, sie 
sind kontinuierlichen „border struggles“ (Mezzadra/Neilson 2013: 16) ausgesetzt. 

Es sind zum einen Kämpfe um Hegemonie (Buckel u.a. 2014: 44ff.; 2017), 
zum anderen „stille’ und scheinbar unbedeutende Formen der Subversion und 
des Sich-Entziehens“ (Hess/Karakayali 2017: 32). Sie sind nicht minder trans- 
formative Praktiken des Widerstandes (ebd.: 26) gegen Zwang und Gewalt der 
Grenze. Diejenigen, die vom hegemonialen Konsens ausgeschlossen sind, die 
darin nicht sprechen können, die ihre Rechtssubjektivität faktisch nicht selbst 
einklagen können, sind gleichwohl als relevante Akteur*innen des Grenzregimes 
zu verstehen: Ihr Begehren nach einem besseren Leben (Hess u.a. 2014: 16) 
führt zu teilweise lebensgefährlichen, beschwerlichen und traumatisierenden 
Kämpfen gegen die Grenze. Dabei weigern sie sich, wie es Silvia Federici (2012: 
65) formuliert, „sich in ein von Unterordnung gekennzeichnetes Leben zu fügen“. 
Verbinden sich diese Praktiken, wie im Sommer der Migration, dem „March of 
Hope“, der „Seebrücke“, in der Oranienplatz-Besetzung, den no-border Camps 
(vgl. Plöger 2014), den zivilgesellschaftlichen Seenot-Rettungsinitiativen oder 
auch den juridischen Kämpfen gegen das Dublin-Regime und die Push-Backs mit 
politischen Protesten, dann gelingt es darüber hinaus, in das Feld der Kämpfe um 
Hegemonie einzutreten. Werden erst einmal Kämpfe um Hegemonie geführt, 
ist auch die Möglichkeit der Repolitisierung der Grenze eröffnet. 


2.2.Die Repolitisierung der Grenze 


Ein solcher Prozess der Repolitisierungder Grenze war der Sommer der Migration: 


Tausende [...] Geflüchtete rissen die Sicherheitszäune des europäischen Grenzregimes 
nieder und forderten das Recht ein, die Grenzen Europas zu überqueren. Sie campierten 
und sprangen auf Fähren und Züge; wenn Sicherheitskräfte sich ihnen in den Weg stell- 
ten, marschierten sie hunderte Kilometer bis zur nächstgelegenen Ländergrenze, und sie 
protestierten für das Recht auf Weiterreise. (Hess/Karakayali 2017: 25). 


In der Folge des Arabischen Frühlings endete in zentralen Staaten des zweiten 
Rings der Externalisierung, vor allem in Libyen und Tunesien, die Kollaboration 
mit der europäischen Grenzpolitik. Daher verpufften nicht nur vorübergehend 
Millionen von Euro, die in Apparaturen der Grenzsicherung investiert worden 
waren, auch die symbolische Inszenierung der Grenze geriet ins Wanken. Da- 
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mit schien gleichzeitig die kapitalistische Raummatrix zu erodieren, die Zäsur 
zwischen Innen und Außen und damit zwischen Territorium und „Volk“: „Die 
Staatsgrenze und die praktische Macht zu ihrer Kontrolle sind, so verstanden, 
staatskonstituierend“, schrieb der ehemalige Verfassungsrichter Udo di Fabio 
(2016: 82) in einem Rechtsgutachten für die bayerische Landesregierung. Die 
EU-Außengrenzen waren natürlich nicht wirklich grundlegend infrage gestellt, 
vielmehr erreichte mit den Geflüchteten die Erkenntnis Europa, dass es auf ein 
Außen angewiesen und seine Grenze gleichermaßen prekär ist. Es wurde gewis- 
sermaßen der Schleier des Nicht-Wissen-Wollens gelüftet. 

Das paradigmatische Ereignis des Sommers der Migration war die Ankunft 
von etwa 800.000 Flüchtenden auf den griechischen Inseln sowie die daran 
anschließende Etablierung eines „formalisierten Korridors“ (Speer 2017) von der 
griechischen Grenzstadt Idomeni, über den Balkan bis in Bahnhöfe der europä- 
ischen Metropolen. Auf der bereits seit längerer Zeit existierenden informellen 
Balkanroute wurde die migrantische Mobilität temporär regularisiert. Die Staa- 
ten des Balkans legalisierten im Wissen darum, dass sie lediglich Transitstaaten 
sein würden, die Durchreise nach Österreich, Deutschland und Skandinavien 
(ebd.: 2ff.). Eine Schlüsselrolle (Kasparek/Girogos 2017: 72) spielte dabei die 
Konstellation auf den griechischen Inseln. In der griechischen Politik war zu 
diesem Zeitpunkt zugleich der Höhepunkt der Auseinandersetzungen der Syriza- 
Regierung mit der Eurogruppe erreicht. Griechenland war im Sommer 2015 
der Kreuzungspunkt der beiden europäischen Krisen: der Eurokrise und der 
Krise des europäischen Grenzregimes, die sich gegenseitig verstärkten. Auf den 
Ägäis-Inseln kulminierten die Widersprüche des europäischen Grenzregimes: 

Die zahlreichen Ankünfte wurden zuerst vor allem von Solidaritätsinitiativen und daran 

anschließend von einer Vielzahl von Freiwilligen sowie NGOs bewältigt. Das staatli- 

che System der Registrierung der Flüchtlinge brach vollends zusammen und auch das 

Aufnahmesystem [...] kollabierte. Die Regierung beschränkte sich am Ende darauf, den 

Transit zu beschleunigen. Es wurden also die Überfahrten auf das Festland und dann 

der Weitertransport nach Idomeni organsiert. Mit der Eröffnung des Balkankorridors 

im September 2015 verschob sich die Praxis der Registrierung. Denn in Griechenland 

ausgestellte Papiere waren nun der Fahrschein für den Balkankorridor. [...] Die Regist- 

rierung in Griechenland wurde zur Bedingung für die Weiterreise, die nun nicht mehr 


durch informelle Netzwerke, sondern ofhiziell durch den Staat und Privatunternehmen 


organisiert wurde. (Ebd.: 76) 


Anschließend wurden die griechischen Inseln, die Balkanroute aber auch Lam- 
pedusa und das südliche Italien zu Laboratorien der Migrationspolitik: Von hier 
aus sollten die zwei Ringe der Externalisierung wiederaufgebaut werden. 
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3. Der innere Ring der Externalisierung - Frontex formerly known 
as Frontex 


Sämtliche europäischen Richtlinien und Verordnungen werden zurzeit überar- 
beitet. In den Mitgliedsstaaten findet eine Rückkehr der Lager und der Binnen- 
grenzen statt. Dabei überbieten sich die verschiedenen repressiven Staatsappa- 
rate mit verfassungs-, europarechts- und völkerrechtswidrigen Vorschlägen. Die 
institutionell dynamischste Entwicklung zeigt sich bei der neuen Grenz- und 
Küstenwache, die im Folgenden ausführlicher dargestellt werden soll. 


3.1. Die Drohung mit dem „Schexit” - die Entstehung der neuen 
Verordnung 


Bereits im Herbst 2016, ein Jahr nach dem Sommer der Migration, trat die Verord- 
nungüber die neue Grenz- und Küstenwache in Kraft.“ Sie war - verglichen mit 
derüblichen Langwierigkeit europäischer Verfahren - aus einem Turbogesetzge- 
bungsprozess hervorgegangen. Dies ist auch deswegen bemerkenswert, weil diese 
Krisengesetzgebung, anders als die politischen Reaktionen auf die Finanzkrise 
unmittelbar zuvor (Oberndorfer 2012), trotz Schnelligkeit rechtstaatlich im 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren beschlossen wurden. Die Gründe dafür 
werden im Weiteren erläutert. 

Der erste Grundbesteht darin, dass keine neue Institution geschaffen, sondern 
eine bestehende, nämlich die bisherige Grenzschutzagentur Frontex, reformiert 
wurde. Obwohl der große Durchbruch in Richtung einer eigenständigen euro- 
päischen Grenzpolizei nicht gelang, ist der Reformprozess allerdings auch keine 
Marginalie. Seine volle Bedeutungerschließt sich erst, wenn man die historische 
Konstellation berücksichtigt: 

Bereits seit Anfang des Jahrtausends verfolgten die Europäische Kommis- 
sion sowie einige Mitgliedstaaten das Ziel der Errichtung einer europäischen 
Grenzpolizei. Über Debatten auf diversen Ratstreffen, Machbarkeitsstudien 
und gemeinsame Pilotprojekte versuchten sie, diesem Ziel näherzukommen. 
Doch letztlich scheiterten sie an mitgliedsstaatlichen Vetos im Rat. Großbri- 
tannien und einige osteuropäische Staaten waren nicht bereit, ihre nationalen 
Befugnisse im Bereich der Grenzkontrolle aufzugeben (Wissel 2015: 224f.). 
Daher erfand man eine spezifische Bewegungsform dieses Konflikts: nämlich 
die in den europäischen Verträgen nicht vorgeschene, aber inzwischen verbreitete 
Rechtsform der „Agentur“, in diesem Fall für die „operative Zusammenarbeitan 


4 Verordnung (EU) 2016/1624 des Europäischen Parlaments und des Rats vom 14. Sep- 
tember 2016 über die Europäische Grenz- und Küstenwachg, Abl. L 251/1 v. 16.9.2016. 


Das EU-Grenzregimes nach dem Sommer der Migration 445 


den Außengrenzen“, kurz Frontex. Der Name brachte die Funktionsweise auf 
den Begriff: Frontex hatte die Aufgabe, die Mitgliedsstaaten in ihrer Zusam- 
menarbeit an den Außengrenzen zu koordinieren und zu unterstützen, unter 
anderem bei gemeinsamen Secoperationen, an Flughäfen oder in der Analyse 
der Fluchtrouten. Der Verwaltungsrat von Frontex ist mit Vertreter*innen der 
Schengen-Staaten und der Kommission besetzt und verdeutlicht bereits den 
hybriden Kompromiss eines ersten Europäisierungsschritts bei gleichzeitiger 
Beibehaltung der Kontrolle durch die Mitgliedsstaaten. Die Hoffnung war, dass 
die europäische Integrationsmethode auch hier ihre Wirkung entfalten würde: 
das langsame und fortschreitende Zusammenschweißen von Gewohnheiten und 
Interessen im Rahmen einer europäischen Bürokratie anstelle politischer Ausein- 
andersetzungen (Ziltener 1999: 103). Frontex nahm ihre Arbeit 2005 auf, und 
wurde bereits 2007 durch eine neue Verordnung um sogenannte Rapid-Border- 
Intervention-Teams (RABIT) erweitert.’ Dabei handelte es sich um ein Kontin- 
gent von Grenzpolizist*innen der Mitgliedsstaaten, die sich in außergewöhnlichen 
und dringlichen Situationen auf Anforderungeines Mitgliedsstaates als RABIT 
konstituieren. Diese europäische Grenzschutzeinheit unter Führung des an- 
fordernden Mitgliedsstaates kam erstmals 2010 an der griechisch-türkischen 
Grenze am Evros-Fluss zum Einsatz. Mit der Frontex-Änderungsverordnung 
aus dem Jahr 2011 schließlich wurden die RABITs nicht nur in „Europäische 
Grenzschutzteams“ unbenannt,° sondern konnten jetzt auch in „gemeinsamen 
Operationen“ eingesetzt werden. Mitgliedsstaaten sollten einen Pool solcher 
Beamt*innen vorhalten (Wissel 2015: 240). All dies verschob den „Charakter 
dieser Teams in Richtung eines entstehenden Europäischen Grenzschutzcorps“ 
(Rijpma 2016: 11, Übers.: S.B.). Alles in allem blieb Frontex jedoch eine relativ 
schwache Institution. Auch wenn sich die finanzielle Ausstattung vervielfacht 
hat, alleine zwischen 2005 und 2013 von 6,2 Millionen Euro auf 89 Millionen 
Euro (vgl. Wissel 2015: 235), sind die nationalen Grenzpolizeien die zentralen 
europäischen Grenzschutzeinheiten - nicht zu vergessen: in Kooperation mit 
den postkolonialen Grenzwächtern (Buckel 2013: 186ff.). 

Was geschah nun in der Folge des Sommers der Migration? Ignorierten bis zu 
diesem Zeitpunkt die europäischen Nachbarstaaten die administrative Überfor- 
derungder ärmeren südlichen Mitgliedsstaaten, so führte hingegen die über den 
Sommer 2015 etablierte Praxis der Formalisierungder Weiterreise zu großer Em- 
pörung, Sie kulminierte aufdem Ratstreffen der Innenminister am 3. Dezember 


5 Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates zur Errichtung einer Europäischen Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen, v. 26.10.2007, Abl. L 349/1. 

6 Art. 3b, Verordnung (EU) Nr. 1168/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 
25. Oktober 2011, Abl. L304/1 v. 22.11.2011. 
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2015 in Brüssel: Athen habe kein „ehrliches Interesse“ an einer regelkonformen 
Registrierung der Geflüchteten und lasse die Menschen lieber passieren, hieß es 
hinter den Kulissen (Süddeutsche Zeitung, 3.12.2015). Nachdem die griechische 
Regierung sich geweigert hatte, das europäische Grenzschutzteam von Frontex 
anzufordern, drohten andere europäische Regierungen nach dem „Grexit“ nun 
mit dem „Schexit“, also dem vorübergehenden Ausscheiden Griechenlands aus 
dem Schengenraum. Angesichts des politischen Klimas in der Bundesrepublik 
im Herbst 2015 spielte dabei die deutsche Regierung eine zentrale Rolle: „Die 
Deutschen sind aufgebracht, daher wird davon gesprochen, Griechenland raus zu 
drängen“, erläuterte ein EU-Beamter, „die rote Linie bestand für die Deutschen 
darin, dass Frontex nicht reingelassen wurde, um zu helfen.“ (Financial Times zit. 
n. EU-Observer, 2.12.2015, Übers.: S.B.). Der griechische Außenminister Nikos 
Kotzas verwies hingegen darauf, dass die Unterstützung durch Frontex bei der 
Registrierung das übliche Problem der Agentur habe auftreten lassen: Von 780 
bei den Mitgliedsstaaten angefragten Frontex-Beamt*innen habe die Agentur 
nur 340 zur Verfügung stellen können. Und zudem hätten diese „wie zu Hause“ 
Büroarbeit gemacht: „Nach 15 Uhr war Feierabend, und am Wochenende war 
Wochenende.“ (Kotzias zit. n. taz, 22.1.2016) 

In einem geleakten Ratsdokument (14300/15, 1.12.2015) wurde vorgeschla- 
gen, angesichts der Weigerung Griechenlands die Wiedereinführung interner 
Grenzkontrollen für die Dauer von zwei Jahren zu erwägen. Einige Mitgliedsstaa- 
ten hatten bereits Grenzkontrollen eingeführt. Allerdings können nach Art. 25 
des Schengener Grenzkodex Grenzkontrollen nur für einen Zeitraum von sechs 
Monaten aufrechterhalten werden. Die griechische Regierung, die offensichtlich 
darauf bedacht war, die Kontrolle über ihre Grenzen nicht an Frontex zu verlie- 
ren - nachdem sie ihre finanzielle Autonomie bereits der Troika untergeordnet 
hatte - forderte daraufhin Frontex auf, den Unterhalt für die 1.535 griechischen 
Grenzpolizisten zu bezahlen, was Frontex zurückwies (Frontex News, 4.12.2015). 
Aufdem Ratstreffen akzeptierte die griechische Regierung dann allerdings nach 
massivem Druck die Forderungen und stellte die formelle Anfrage nach einem 
europäischen Grenzschutzteam (Presserklärungder EU Kommission, 3.12.2015). 

Von diesem Treffen ging schließlich, vor allem von deutschen und französi- 
schen Apparaten forciert, der Plan aus, die Frontex-Verordnungso zu novellieren, 
dass die Grenzschutzagentur zukünftig auch ohne Anforderung durch einen 
Mitgliedstaat die europäischen Grenzen schützen könne. So forderten die In- 
nenminister der beiden Staaten die „Stärkung der Einsatzkapazitäten durch ein 
Interventionsrecht, die obligatorische Bereitstellung von Soforteinsatzteams 
seitens der Mitgliedstaaten, [...] eigene technische Einsatzmittel der Agentur, 
ein verstärktes Rückführungsmanagement und die operative Zusammenarbeit 
von Frontex mit Drittstaaten“ (Schröder/Gerdes 2016: 239). 
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Bereits zwei Wochen später sollte ein erster Entwurf für eine entsprechende 
Verordnung vorliegen. Wie ist es möglich, dass dieser in so kurzer Zeit erstellt 
wurde? Denn eigentlich war der Prozess der Überarbeitung der Verordnungerst 
für den darauffolgenden Sommer terminiert. Die Krise war ein so spektakuläres 
Ereignis, dass die Europäische Kommission umgehend die Gelegenheit nutzte, 
um ihr kontinuierlich verfolgtes Projekt einer europäischen Grenzpolizei vor- 
anzubringen: Bereits ein Jahr zuvor, im Juni 2014, hatte die Generaldirektion 
Migration und Inneres eine Machbarkeitsstudie erstellen lassen, welche die Mög- 
lichkeiten eines „Europäischen Systems von Grenzschutzbeamten“ untersuchen 
sollte (Unisys 2014). Daran anschließend begann im Juli 2014 der nach Art. 
33 der alten Frontex-Verordnung vorgesehene externe Evaluationsprozess. Die 
Evaluation wurde durch die internationalen Beratungsunternehmen Ramboll 
Management Consulting und Eurasylum Ltd. durchgeführt und erschien just 
im Juli 2015. Auch diese Evaluation riet zu „weiterführenden Überlegungen zur 
Machbarkeit eines Europäischen Systems von Grenzschutzbeamten.“ (Ramboll/ 
Eurasylum 2015: 10, Übers.: S.B.) Aufdiese beiden Formen der Wissensproduk- 
tion konnte die Kommission nun für ihren Verordnungsentwurfvom 15.12.2015 
zurückgreifen. 

Das Verfahren war beschleunigt worden, der Verordnungsvorschlag wurde 
ohne Folgenabschätzung veröffentlicht (Carrera u.a. 2017: 43), die Verhandlungen 
zwischen Rat, Kommission und Parlament wurden in einem informellen Trilog 
vorverhandelt und daher blieb das Konsultationsverfahren der Mitgliedsstaaten 
und der Zivilgesellschaft stark reduziert. Dies führte zu einem Ungleichgewicht 
bei den kritischen Stimmen: Unternehmensverbände konnten ihre Stellungnah- 
men rechtzeitig publizieren. Sie stellten sich hinter den Kommissionsentwurfund 
sprachen sich deutlich zugunsten einer gestärkten Agentur und für das Interven- 
tionsrecht aus, da andernfalls massive Störungen in den Wertschöpfungsketten, 
Arbeitsplatzverluste und eine Zerstörung des Schengenraums drohten. Der Ein- 
Huss der pro-migrantischen NGOs blieb aufgrund der Schnelligkeit des Prozesses 
und ihrer Ressourcen hingegen beschränkt (Niemann/Speyer 2018: 37). Im 
Großen und Ganzen war es der Kommission durch ihr institutionell überlegenes 
Wissen sowie durch die Wahl des richtigen Zeitpunkts (ebd.: 32f.) gelungen, ihr 
Projekt zu forcieren. Ihr Diskurs setzte erfolgreich auf das Argument, dass die 
Freizügigkeit innerhalb Europas nur mit einem ambitionierten europäischen 
Grenzschutz aufrechtzuerhalten sei und die Mitgliedsstaaten dafür bereit sein 
müssten, Kontrolle abzugeben (ebd.: 37). 
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3.2. Hierarchie als Strategie - die „Europäische Grenz- und 
Küstenwache” 


Während das europäische Primärrecht seit 1999 ein „integriertes Grenzschutzsys- 
tem“ proklamiert (Art. 77 (2)d AEUV), war dieser Grenzschutz in Wirklichkeit 
immer „alles andere als integriert“: 
Immer mehr Akteure sind in die Verwaltung und Überwachung der Seegrenzen der 
EU involviert. Das verwischt, wer was tut und wer wofür verantwortlich ist (oder sein 
sollte). Der Mittelmeerraum entwickelt sich zu einem dicht bevölkerten und zerstreuten 
Bereich von Akteuren und Behörden, von denen einige schr wenig mit schengen- und 


asylrechtsbezogenen Fragen des Schutzes zu tun haben, wie sie das EU-Recht vorsicht. 
(Carrera u.a. 2017: 26) 


Mehr als 50 nationale Behörden sind in Grenzkontrollfunktionen involviert 
und sogar mehr als 300 in solche der Küstenwache (ebd. 27ff.). Darin kommt 
pointiert zum Ausdruck, was ich zuvor als europäisches Staatsapparate-Ensemble 
bezeichnet habe. Auch wenn die neue Verordnung diese Pluralität institutionel- 
ler Akteure nicht grundsätzlich vereinheitlicht, so ist sie dennoch ein weiterer 
Schritt, der die apparativen Logiken zusammenschweißt. Denn sie integriert 
die bisher nebeneinander existierenden Verordnungen und schafft zugleich eine 
geteilte Verantwortung von Agentur und Mitgliedsstaaten unter einem gemein- 
samen Dach: der „Europäischen Grenz- und Küstenwache“ (EGKW). Diese 
besteht danach einerseits aus den nationalen Grenzpolizeien und andererseits 
aus Frontex, die nunmehr „Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwa- 
che“ heißt (Art. 3), aber aus pragmatischen Gründen weiter „Frontex“ abgekürzt 
werden soll (Art. 6 (1)). 

Erscheint dies aufden ersten Blick lediglich als diesymbolische Neubenennung 
einer überlieferten Struktur - denn die primäre Verantwortung für die Grenz- 
kontrolle verbleibt nach wie vor bei den Mitgliedsstaaten (Rijpma 2016: 9) -, so 
ist jedoch eine deutliche Verschiebung erkennbar: Das neue System arrangiert die 
Agentur und die Mitgliedsstaaten in einer hierarchischen Ordnung. Auch wenn 
die politischen Entscheidungen bei den europäischen Institutionen verbleiben, 
ist es die Agentur, welche die operationelle Strategie für den integrierten Grenz- 
schutz festlegt, während die nationalen Strategien damit übereinstimmen müssen. 
„Geteilte Verantwortung“ (Art. 5), so Rosenfeldt (2016), diene vornehmlich 
als Chiffre, um den Mitgliedsstaaten Ermessenskompetenzen im Bereich der 
Grenzkontrolle zu entreißen. 

Die Strategie der Hierarchisierung zeigt sich insbesondere an folgender 
Neuregelung: Die „wesentliche Innovation“ (Rijpma 2016: 14) besteht in der 
neuen Überwachunggrolle von Frontex: Die Agentur wird nun jährlich die Mit- 
gliedsstaaten einer „Schwachstellenbeurteilung“ unterwerfen (Art. 13). Dafür 
sendet sie Verbindungsbeamte in einen Mitgliedsstaat (Art. 12), welche dort das 
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„Grenzmanagement“ überwachen sollen. In einem „permanenten Monitoring der 
verfügbaren Ressourcen, Ausstattung, Systeme sowie möglicher Notfallpläne“ 
(Schröder/Gerdes 2016: 239) werden eine Risikoanalyse erstellt und Empfeh- 
lungen ausgesprochen, die an einen Zeitplan gekoppelt sind. Weigert sich der 
Mitgliedstaat, diese zu befolgen, benachrichtigt Frontex die Kommission und 
den Rat, welche Maßnahmen ihm auferlegt werden können. Bei wiederkehrender 
Missachtung greift schließlich das zweite neue Element der Verordnung: Das 
Interventionsrecht (Neufeld 2018: 63). 

Diese Regelung erinnert frappierend an die Verordnungen der sogenannten 
Economic Governance, die in Reaktion auf die Finanzkrise beschlossen wurden: 
Überwachung der Haushalte, Korrekturmaßnahmenvorschläge entlang eines 
Zeitplans, „Missionen“ und ein Sanktionsverfahren sind auch hier die relevanten 
Techniken. Lukas Oberndorfer (2012: 28ff.) spricht in diesem Zusammenhangin 
Anlehnungan Poulantzas von „institutionellen Präventivdispositiven“, die nach 
der Krise in Stellung gebracht werden. Diese, so lässt sich schlussfolgern, bringen 
die nationalen Apparate durch europäische Überwachung in eine hierarchische 
Ordnung. 

Dies wird besonders deutlich am Interventionsrecht nach Art. 19: Es ermög- 
licht Kommission und Rat, unabhängigvon einer Anforderung durch den betrof- 
fenen Mitgliedsstaat, die Entsendung von Frontex-Grenz- und Küstenwachteams 
aus dem Soforteinsatzpool oder Teams zu Unterstützung der Migrationsverwal- 
tung, die Koordination einer gemeinsamen Operation an den Außengrenzen oder 
auch die Organisation von Rückschiebungseinsätzen (Neufeld 2018: 64). Das 
Interventionsrecht greift nicht nur im Fall einer Missachtungvon Empfehlungen 
nach der Schwachstellenbeurteilung, sondern auch dann, wenn die Ordnung 
des Schengenraums aufgrund „unverhältnismäßiger Herausforderungen an den 
Außengrenzen“ in Gefahr ist (Absatz 1b). 

Das Interventionsrecht war die einzige Regelung, die zu ernsthaften Ausein- 
andersetzungen im Gesetzgebungsprozess geführt hatte (Rosenfeldt 2016). Der 
Entwurf der Kommission vom 15. Dezember 2015 schlug vor, dass die Kommis- 
sion selbst Notfallinterventionen initiieren sollte, die von der Agentur ausgeführt 
und vom Mitgliedsstaat unterstützt werden (ebd.). Hätte dieser Vorschlag Ein- 
gang in die Verordnung gefunden, wäre der Kommission ein sehr weitgehender 
Durchbruch zu einer genuin europäischen Grenzpolizei gelungen: „|[...] die vor- 
geschlagene Verordnung würde Frontex tatsächlich von einer “Tea Lady’ zum 
Vorstandsvorsitzenden befördern“, schrieb der Europarechtwissenschaftler Steve 
Peers (2016). Doch dazu kam es nicht. Das Interventionsrecht wurde durch den 
Rat bedeutsam abgeändert: Die Kommission schlägt nach der in Kraft getretenen 
Regelung nun dem Rat Maßnahmen vor, die von der Agentur implementiert 
werden sollen und verlangt vom betroffenen Mitgliedsstaat zu kooperieren, der 
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Rat beschließt diese mit qualifizierter Mehrheit (Abs. 1). Der Verwaltungsrat der 
Agentur muss mit absoluter Mehrheit seiner hauptsächlich nationalen Mitglieder 
über die Anzahl der Grenzpolizist*innen und den Einsatzplan entscheiden. Die 
Mitgliedsstaaten installierten also beträchtliche mitgliedsstaatliche Kontrollen 
(Ripoll Servent 2018: 92 £.). Vor allem jedoch wurde die „nukleare Option“ der 
Erzwingung von Einsätzen gegen den jeweiligen Mitgliedsstaat (ebd.: 95) ent- 
scheidend entschärft: Kommt nämlich der Mitgliedsstaat dem Beschluss des 
Rates nicht nach, dann kann die Kommission nicht dagegen vorgehen, allerdings 
kann sie nach Art. 19 (4) das Verfahren zur temporären Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen für bis zu zwei Jahre einleiten. Dazu wurde der Schengener 
Grenzkodex entsprechend geändert (Art. 29 VO (EU) 2016/399). Ein Frontex- 
Einsatz entgegen dem ausdrücklichen Willen des Mitgliedsstaates ist nach wie 
vor nicht möglich und die eingesetzten Gastbeamten handeln gemäß Art. 40 
nach wie vor ausschließlich nach den Anweisungen und grundsätzlich in An- 
wesenheit eines Beamten des Einsatzstaates (Schröder/Gerdes 2016: 240). Dies 
entspricht auch den primärrechtlichen Vorgaben: Nach den Art. 72 i.V.m. 77 
AEUV müssen die „essentiellen Staatsfunktionen der Mitgliedsstaaten“ respek- 
tiert werden, d.h. EU-Organe besitzen nicht selbst die Kompetenz, Zwang oder 
Kontrolle auszuüben (Peers 2016). Allerdings verdeutlicht der Vorschlag der 
Kommission, dass es im Ausnahmezustand durchaus auch zu einem Bruch mit 
dem Verfassungsvertrag hätte kommen können. 

Offensichtlich wurde die Praxis auf den griechischen Inseln im Sommer der 
Migration nachträglich kodifiziert: Das, wasin der Ausnahmesituation faktisch 
durchsetzbar war, blieb es auch im Novellierungsprozess. Neben den südlichen 
Mitgliedsstaaten wurde selbst die polnische Regierung in den Konsens einge- 
bunden, indem die niederländische Ratspräsidentschaft den Sitz von Frontex in 
Warschau zunächst infrage stellte und nach Zustimmung von polnischer Seite 
dann den Verbleib zusicherte (Niemann/Speyer 2018: 35). 

Es darf nicht übersehen werden, dass es der Kommission gelungen ist, ne- 
ben diesen unmittelbar auf die Situation im Sommer 2015 zurückgehenden 
Regelungen lang gehegte, und bisher immer nur inkrementell vorangebrach- 
te Stärkungen von Frontex durchzusetzen. Nach Art. 20 (4) verfügt Frontex 
nun erst mal über ein ständig verfügbares Kontingent von 1.500 Europäischen 
Grenzschutzbeamt*innen, die von den Mitgliedsstaaten abgeordnet werden 
müssen. Es handelt sich also um eine „eigenständige grenzpolizeiliche Reserve“ 
(Schröder/Gerdes 2016: 240), die die mühsame und meist unvollständige Ad-hoc- 
Mobilisierung der Grenzschutzteams ersetzt. Doch nicht nur Grenzschutzbeam- 
te, auch drei verschiedene Personalpools für sogenannte Rückführungsaufgaben 
wurden geschaffen (Art. 29-32). 2016 stiegen allein die Einsatztage der deutschen 
Bundes- und Landespolizeien, des BKA und der Bundeszollverwaltungim Rah- 
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men von Frontex-koordinierten Maßnahmen auf 44.000 im Vergleich zu 7.000 
im Jahr 2015 (ebd.). Auch der Haushalt und das Personal von Frontex selbst 
verdoppelten sich erneut (Neufeld 2018: 68). 

Historisch ist die Entstehung des modernen Staats, der über das Gewaltmo- 
nopol verfügt, eng mit der Herausbildung eines stehenden Heers - wovon in der 
EU nicht die Rede sein kann - und eines stehenden Polizeikorps verbunden. 
Staatstheoretisch ist die Entwicklung daher nicht zu unterschätzen, auch wenn 
das Kommando in Einsätzen nach wie vor dem Einsatzstaat unterliegt. Inzwi- 
schen können sogar Gastbeamte nach Art. 40 (9) vom Einsatzstaat beauftragt 
werden, in ihrem Namen die Entscheidungzu treffen, die Einreise zu verweigern. 

Und schließlich wurde mit Art. 54 ein weiteres lang verfolgtes Ziel von Fron- 
tex und der Kommission normiert: Frontex kann nun, auf der Grundlage von 
„Arbeitsvereinbarungen“, operative Einsätze auch in Staaten durchführen, die 
nicht der EU angehören. Dies war bisher nur den einzelnen Mitgliedsstaaten 
möglich, nicht aber Frontex. Durchsetzbar war dies vor dem Hintergrund der 
Ereignisse im formalisierten Korridor, insbesondere in Idomeni. 

Den linksliberalen Kräften waren im Vergleich hierzu nur wenige Erfolge 
beschieden. Der größte Erfolg ist wahrscheinlich die neue Möglichkeit, eine 
Individualbeschwerde gegen die Agentur zu richten, mit denen Menschenrechts- 
verletzungen, z.B. in operativen Einsätzen, adressiert werden können (Art. 72). 
Auf dieser Grundlage können dann Disziplinarmaßnahmen erlassen und Per- 
sonal aus den diversen Personalpools abgezogen werden. Dies entspricht aller- 
dings keinesfalls einem Gerichtsverfahren, sondern lediglich einem exekutiven 
Beschwerdeverfahren. Es gibt weder ein Berufungsverfahren noch Rechtsmittel 
(Moreno-Lax 2018: 130). Als Frontex 2004 durch die erste Verordnung geschaf- 
fen wurde, spielten Menschenrechte keine Rolle, in späteren Novellierungen 
wurden wenige rein deklaratorische Normen hinzugefügt (Rosenfeldt 2016) 
und schließlich wurde die Instanz eines sogenannten Grundrechtsbeauftragten 
2011 geschaffen, der nun für die Individualbeschwerde zuständig ist. Die neue 
Verordnungändert daran nur wenig, obwohl, angefangen mit Art. 1, Menschen- 
rechte in verschiedensten Normen Erwähnung finden. Denn sie lassen allesamt, 
wie Moreno-Lax aufzeigt (2018: 130), Präzisierungen vermissen, die notwendig 
wären, um Veränderungen in der Praxis zu bewirken. Die meisten beschränken 
sich darauf, zu proklamieren, dass die EGKW-Teams an Unions- und Völkerrecht 
gebunden sind (Art. 40 (2)), was sich bereits aus diesen Rechtsmaterien selbst 
ergibt. Frontex hat darüber hinaus keine der dringend notwendigen Seenot- 
rettungskompetenzen erhalten, muss keine Daten zu den Toten an der Grenze 
sammeln und muss seine Operationen weiterhin nicht so organisieren, dass sie 
tatsächlich Leben retten könnte. Die Agentur kann lediglich Operationen abbre- 
chen, wenn schwerwiegende Verstöße gegen Grundrechte vorliegen (Art. 25 (4)). 
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Die Rechtsänderungen sind insofern in dieser Hinsicht rein kosmetisch und als 
symbolisches Zugeständnis an die Kritiker*innen zu verstehen (ebd.). Die bereits 
bei derersten Frontex-Verordnung nachgewiesenen strukturellen rechtstaatlichen 
und demokratischen Defizite (Fischer-Lescano/ Tohidipur 2007: 1273) bestehen 
daher ungebrochen weiter, obwohl die Kompetenzen der Agentur im letzten 
Jahrzehnt kontinuierlich ausgeweitet wurden. 


4. Ausdehnung des äußeren Rings der Externalisierung 


Diese rechtsstaatlichen Defizite werden im zweiten Ring der Externalisierung 
ubiquitär. Das bekannteste, weil demonstrativ in aller Öffentlichkeit verhandelte 
Abkommen, ist dasjenige mit dem türkischen Staat. Weniger geläufig hingegen 
sind die kaum noch zu überblickenden Verflechtungen mit Regierungen des 
afrikanischen Kontinents. Was den Sudan betrifft, sollten sie sogar „unter keinen 
Umständen an die Öffentlichkeit gelangen“, weilandernfalls der „Rufder EU auf 
dem Spiel“ stehe.’ Diese neuen Abkommen stehen zum einen in einer Kontinui- 
tät der europäischen Externalisierungsstrategie, haben diese allerdings zugleich 
radikalisiert. Backhaus u.a. (2017) kommen zu dem Ergebnis, dass inzwischen 
drei europäische „Abwehrzonen“ den afrikanischen Kontinent durchkreuzen: 
„Die erste dieser Abwehrzonen zieht sich durchs zentrale Mittelmeer. Die zweite 
reicht von der Mittelmeerküste bis in die Sahara. [...] Die dritte Zone erstreckt 
sich bis hinein in die Herkunfts- und Transitländer der Flüchtlinge, bis nach 
Niger zum Beispiel.“ 

Gemeinsam ist diesen Zonen, dass sowohl die EU als auch die europäischen 
Staaten, an erster Stelle die Bundesregierung, inzwischen bereit sind, mit Bür- 
gerkriegsmilizen oder per Haftbefehl vom Internationalen Strafgerichtshof 
gesuchten Kriegsverbrechern in der Grenzsicherung zusammenzuarbeiten und 
schließlich sogar mit Verfolgerstaaten (Jakob/Schlindwein 2017: 18). 

Auf dem Mittelmeer wird die libysche Grenzpolizei, die vorrangig aus lo- 
kalen Milizen besteht und in den Erdölschmuggel involviert ist, von der EU- 
Marine-Einheit EUNVAVORMED trainiert (Loschi u.a. 2018: 7). Geflüchtete, 
die von diesen Milizen in den libyschen Küstengewässern oder auf hoher See 
abgefangen werden und diese gefährlichen Manöver überleben, werden nach 
Libyen in Internierungslager verbracht. Die Zustände in den Lagern haben 
sich, verglichen mit den Zeiten Gaddafis, noch zugespitzt. Diverse Berichte von 
NGOs und dem UNHCR haben grauenerregende Schilderungen von sexua- 


7 Fernschreiben Nr. 1273 aus Brüssel an das Auswärtige Amt (23. März 2016), zit. N. 
Jakob/Schlindwein 2017: 22. 
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lisierter Gewalt, Folter, Entführungen und Sklaverei offengelegt (vgl. u.a. The 
Independent, 8.8.2017). Die EU unterläuft in den „Kooperationen“ schenden 
Auges das Refoulement-Verbot, wie es erst 2012 durch die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte durchgesetzt wurde. Jenseits des 
Mittelmeers sterben die meisten Migrant*innen aufihrem Weg nach Europa in 
der Wüste der Sahelzone. Auch hier sind die EU oder ihre Mitgliedsstaaten mit 
diversen Programmen zum Aufbau von Grenzpolizeien und zur Beschränkung 
der innerafrikanischen Freizügigkeit im Dienste Europas initiativ (Backhaus u.a. 
2017). Alle diese vielfältigen Aktivitäten zum Aufbau der EU-Grenze in Afrika 
werden durch den im Oktober 2015 ins Leben gerufenen sogenannten Nothilfe- 
Treuhandfonds der Europäischen Union für Afrika mit 1,88 Milliarden Euro 
finanziert (Bundestagsdrucksache 18/13640, 25.09.2017). 


5. Die Entstehung eines europäischen Staatsapparats 


„Kurz gesagt, Frontex wird zu ... äh ... Frontex“, bringt Rosenfeldt (2016) die 
Einschätzungen der neuen Verordnung in der Literatur auf den Punkt. Die 
Europäische Grenz- und Küstenwache sei „nur ein Name“ (Carrera u.a. 2017: 
48), denn sie habe nach wie vor keine Hoheit über nationale Behörden, ihre 
weitreichenderen Kompetenzen bestünden lediglich in Krisensituationen, 
während die Agentur keine reguläre und stabile Präsenz entlang der externen 
Grenzen der EU sicherstellen könne und die nationale Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates weiter bestehen bleibe (cbd.). Dies ist insofern zutreffend, als 
die materiellen Praktiken, die die Grenzen zwischen Europa und dem globalen 
Süden aufrechterhalten, nach wie vor im Wesentlichen durch den zweiten Ring 
der Externalisierung aufrechterhalten werden. 

Dieser kompensiert gewissermaßen eine sich nur inkrementell entwickelnde, 
immer wieder durch apparative Konflikte gebremste, europäische Grenzpolizei. 
Doch auch wenn diese einmal Realität wäre, ist es unwahrscheinlich, dass sich die 
Grenze ohne den äußeren Ringaufrechterhalten ließe. Denn die Grenzsicherung 
ist aufgrund ihrer Logik der Stabilisierung der imperialen Lebensweise eine ge- 
waltvolle Praxis, die permanent rechtsfreie Räume schafft. Sie erfordert gerade zur 
ihrer Legitimation den „Schleier des Nicht-Wissen-Wollens“ - die Auslagerung 
jener Praxen, die europa- und völkerrechtlich verboten sind, bis in die Sahelzone. 

Die Expansion von Frontex lässt allerdings einen noch ganz anderen, staats- 
theoretischen, Schluss zu: Aus den Kämpfen in den Krisen des Grenzregimes 
entsteht mit Frontex allmählich ein hybrider genuin europäischer Apparat in- 
nerhalb des Staatsapparate-Ensembles (Wissel 2015: 247). Diese Entwicklung 
wiederholt in gewisser Weise die Entstehungsgeschichte des kapitalistischen 
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Staates: Auf dem Boden vielfältiger, verwickelter, streitbarer Mächte, konnte 
sich dieser mit seinen Apparaten „einwurzeln“, indem er sich als Lösung der 
aus dieser Heterogenität entstehenden Probleme darbot (Foucault 1976/1998: 
109f.). Durchbrüche gelingen im Ausnahmezustand, in dem „bekanntlich die 
Stunde der Exekutive schlägt“ (Maus 2018: 66). So vervollkommnet sich all- 
mählich die „Staatsmaschinerie“ (Marx 1852/1975ff: 116, 179). Anders als zu 
Zeiten des kapitalistischen Take-offs muss sich heute nicht der Nationalstaat 
gegen die feudalen, partikularen Gewalten durchsetzen, sondern das europäische 
Apparate-Ensemble gegen die Nationalstaaten. Das Projekt der Europäisierung 
nimmt, im Fall von Frontex, die Dynamik der migrantischen Mobilität auf, „um 
sie in eine Dynamik des Europäisierungsprozesses umzumünzen.“ (Karakayali/ 
Tsianos 2006: 12) Es ist sehr wahrscheinlich, dass die Kommission auf der Ver- 
ordnung aufbauend den weiteren Ausbau betreiben wird, etwa indem sie das 
eigentlich geplante Interventionsrecht bei der nächsten günstigen Gelegenheit 
wieder auf die Tagesordnung setzen wird. Bereits im Mai dieses Jahres schlug 
sie im Rahmen der Haushaltsberatungen vor, das Kontingent von 1.500 euro- 
päischen Grenzpolizist*innen auf 10.000 zu erhöhen (EU Observer, 2.5.2018). 
Auf der Tagung des Europäischen Rates der Regierungschefs am 28. Juni 2018 
erhoben letztere diesen Vorschlag zu ihrer eigenen Forderung und suggerierten, 
erseiihre Antwort aufden innerhalb der deutschen Regierung eskalierten Streit 
um Kontrollen an den Binnengrenzen. Allerdings findet sich diese Zahl in den 
Schlussfolgerungen bereits schon nicht mehr (taz, 30.06.2018). Dort heißt es 
viel allgemeiner, die Agentur solle durch eine Aufstockung der Mittel sowie 
ein erweitertes Mandat ausgebaut werden.* Ein erweitertes Mandat erforderte 
allerdings erneut einen aufwändigen Novellierungsprozess, ohne dass sich an der 
Interessenskonstellation der letzten Phase Wesentliches geändert hätte. 

Die Rekapitulation der Kämpfe um die Grenze hinterlässt den ernüchternden 
Eindruck, dassam Ende des Tages aufden Sommer der Migration ein europäischer 
Herbst gefolgt ist, der noch Schlimmeres befürchten lässt. Die grundlegenden 
Konflikte der europäischen Migrationspolitik werden nicht bearbeitet, vielmehr 
werden die Ringe der Externalisierung weiter ausgebaut. Doch wie lange wird 
das funktionieren? Der Sommer 2015 hat eindrücklich vor Augen geführt, dass 
diese Grenzapparatur prekär ist, gerade weil sie von einem externalisierten Außen 
abhängig ist. Bernd Kasparek und Marc Speer (2015) schrieben vorausschauend 
zu Beginn des Sommers der Migration: „Das europäische Grenzregime wird 
nach diesem Sommer anders aussehen, aber vor allem bleibt die Botschaft, dass 
es überwunden werden kann“. 


8  Schlussfolgerungen des Europäischen Rats (28. Juni 2018), EUCO 9/18, Nr. 10. 
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Über eine Million Menschen haben die Grenzen überwunden - undeskommt 
jetzt daraufan, mit ihnen gemeinsam dafür zu kämpfen, dass sie zu Bürger*innen 
Europas mit allen Rechten werden, eines Europas, das dieses Mal keine staatliche, 
sondern eine demografische Erweiterung erfahren hat (Balibar 2015). An den 
Grenzen sind Kämpfe der rechtsstaatlichen Einhegung zu führen: in den unga- 
rischen und bayerischen Transitzonen, auf der Hohen See, ebenso wie in Libyen 
oder Ceuta und Melilla. Eine wirkliche Migrationspolitik jedoch, die diesen 
Namen verdiente, verfolgt ihre eigene Aufhebung, und das heißt: die Entwicklung 
einer solidarischen Lebensweise (Brand/ Wissen 2017: 165 ff.), mit der die Vielen, 
welche die maßgeblichen Bilder des Sommers der Migration prägten, bereits 
begonnen haben. Sie waren die Gegeninszenierung zur Grenzapparatur — wie 
Europa auch handeln könnte. 
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Phillip Becher 


Mobilisierungspraxen der extremen Rechten am 
Beispiel von Casa Pound Italia’ 


Casa Pound - ein „gemeinsames Haus“ für 
Europas Neofaschisten?? 


Seit einigen Jahren sorgt die Bewegung Casa Pound Italia (im Folgenden kurz CPI) 
für Furore. Für viele BeobachterInnen, die dem Irrtum erlegen sind, dass sich der 
Faschismus rein phänomenologisch an bestimmten unverkennbaren Merkmalen 
(wahlweise Glatze und Springerstiefel oder Schwarzhemd und Stechschritt) er- 
kennen ließe, inszeniert sich die Formation der selbsternannten „Faschisten des 
dritten Jahrtausends“ in einer untypischen Weise: Die Neofaschisten ziehen gegen 
„Wucher“ und Wohnungsnot zu Felde. Das Wort von einer „sozialen Bewegung 
von rechts“ (Kitzler 2014) macht die Runde. CPl organisiert Häuserbesetzungen, 
Theater- und Kunstprojekte, Aktionen unter Schülerinnen und Schülern, Kon- 
zerte, Jugendtreffs und andere gemeinhin als „alternativ“ konnotierte Aktivitäten. 
Zu Parlamentswahlen wird -— zunächst auf dem Ticket anderer Rechtskräfte, 
inzwischen auch selbstständig - angetreten. Sicht man von den Stimmergebnissen 
der CPI-Schülerorganisation Blocco Studentesco in Rom und einigen anderen 
Lokalresultaten ab, geschicht dies noch nicht mit überbordendem Erfolg. Und 
auch bei den jüngsten Deputiertenkammerwahlen im März dieses Jahres ging CPI 
ins Rennen, blieb hierbei jedoch weit unter den Erwartungen und verharrte jenseits 
der in Italien inzwischen geltenden Drei-Prozent-Hürde für einzeln antretende 
Parteien. Auch ohne CPI-ParlamentarierInnen verfügt die Abgeordnetenkammer 
zwar über eine große Anzahl extrem rechter Politiker, die unter anderem in den 
Fraktionen von Fratelli d’Italia und Lega Nord sitzen. Abgesehen von der Beteili- 
gung ihrer AktivistInnen an der Welle extrem rechter Gewalt, die Italien verstärkt 
seit letztem Jahr heimsucht (vgl. Feldbauer 2017), liegt das Hauptaugenmerk von 


1 Fürkritische Anmerkungen zu einer früheren Fassung dieses Textes bin ich Dr. OlafJann 
zu Dank verpflichtet. 

2 Die Hintergründe und die Organisationsgeschichte lassen sich anhand der informativen, 
aber unter theoretischen und analytischen Gesichtspunkten nicht unproblematischen 


Publikation (vgl. Becher 2014) von Heiko Koch (2013) nachverfolgen. 
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CPI jedoch ohnehin auf einer „Kulturrevolution von rechts“ (Poulain 2011), 
mithin also auf dem Kampf um die kulturelle Hegemonie. Ihren ersten Bürger- 
meister, Andrea Bianchi im lombardischen 5.000-EinwohnerInnen-Ort Trenzano, 
gewann Casa Pound durch einen Übertritt: Bianchi war ursprünglich für das 
Berlusconi-Lager in sein Amt gewählt worden. Die Relevanz der CPlerklärt sich 
zum einen wegen ihres Ziels, eine kulturelle Hegemonie nach ihrem Verständnis 
zu erringen, was mit einer spezifischen Demagogie verbunden ist (vgl. allgemein 
Petzold 1983: 22ff.). Zum anderen hat sie Vorbildcharakter für die rechte Szene 
in ganz Europa: Neben Deutschlands neuen Rechten um die Theoriezeitschrift 
Sezession und um das Institut für Staatspolitik, die an Mussolinis Nachfolgern 
Gefallen gefunden haben, orientieren sich auch Ultrarechte in der europäischen 
Peripherie an der CPI, wie das spanische Movimiento Social Republicano (MSR), 
das ebenfalls in aufschenerregender Weise mit Häuserbesetzungen begonnen hat 
(vgl. Streck 2014). 

Die Geschichte von CPI begann am 26. Dezember 2003, und damit wahr- 
scheinlich nicht zufälligerweise am 57. Jahrestag der Gründung des neofaschis- 
tischen MSI (Movimento Sociale Italiano) - in dessen Traditionslinie CPI sich 
in gewisser Hinsicht stellt (vgl. Di Tullio 2014: 7) - mit der Besetzung eines 
leerstehenden Gebäudes in der Via Napoleone III Nr. 8 in Rom durch rechts- 
stehende Aktivisten. Bereits im Sommer des Vorjahres hatte dieselbe Gruppe 
ein öffentliches Gebäude besetzt und es Casa Montag, nach Guy Montag, dem 
Protagonisten in Ray Bradburys dystopischem Roman „Fahrenheit 451“, benannt 
(vgl. Castriota/Feldman 2014: 228). Doch erst mit der Besetzung in der Via 
Napoleone und damit der eigentlichen Schöpfung von Casa Pound als realem Ort 
nimmt die Geschichte der Bewegungim engeren Sinne ihren Lauf. Auch beidem 
neuen Namen ließ man sich durch die Welt der Literatur inspirieren. Diesmal 
diente der US-amerikanische Dichter Ezra Pound als Taufpate. Pound, der sich 
ab den 1920er Jahren dem Faschismus angedient hatte, wurde nach der Befreiung 
der Apennin-Halbinsel 1945 wegen seiner Kriegshetze, die er über Radio Rom 
hatte verbreiten lassen, von den US-amerikanischen Besatzungsbehörden unter 
dem Vorwurf des Hochverrats interniert. Für Italiens Rechtsaußen, die sich 
gerne als eine Gruppe politisch Geächteter in Szene setzen, qualifizierte Pound 
sich damit als ein Märtyrer für ihre eigene Sache, wie die Formulierungen des 
1969 geborenen Anwalts von CPI, Domenico Di Tullio (2014: 80), offenbaren: 
„Casa Pound war geboren, der Name erinnerte an den amerikanischen Dichter, 
der in seinem Kampf gegen den Wucher [die Hauptchiffre seines Antisemitis- 
mus - Anm. Ph.B.] die verkehrte Seite gewählt und deshalb, in einem Käfigdem 
Unwetter ausgesetzt, das Internierungslager erlebt hatte.“ 

Die laut eigenen Angaben inzwischen über 20.000 Mitglieder zählen- 
de Formation, die nun neben dem Hauptquartier in Rom auf weitere lokale 
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Stützpunkte zählen kann, steht seit ihren Anfangstagen unter der Führung 
von Gianluca Iannone. Für die Vorgeschichte von Bedeutung ist auch die 1997 
erfolgte Gründung der Rechtsrockband Zetazeroalfa, die inzwischen eine Art 
Hauskapelle der Bewegung ist. Sänger und Frontmann dieser Band ist Iannone. 
Der Mittvierziger ist das medienwirksame Gesicht von CPI. Ein Rockstar als 
Kopf einer politischen Bewegung - diese scheinbare Novität trägt sicherlich 
mit dazu bei, dass Beobachter vor allem das vermeintlich Neue und noch nie 
Dagewesene in CPl entdecken: „Parallel zu den Besetzungen gründete Casa 
Pound eine Vielzahl von sozialen und kulturellen Organisationen. Zu dieser 
sozio-kulturellen Sphäre gehören Theater-, Kunst- und Kulturzirkel, Sozial-, 
Gesundheits- und Zivilschutzorganisationen, rechte NGOS - die im Ausland 
tätig sind, eine Tier- und Naturschutzorganisation, eine Pfadfinderorganisation 
und eine Müttervereinigung, sowie eine Gewerkschaft. Ungefähr 20 Bars und 
Kneipen, mehrere Restaurants, diverse Tattoo-Läden und 15 Buchhandlungen 
zählen als sozio-politische Treffpunkte ebenso wie die große Anzahl von Par- 
teisitzen zu dieser Infrastruktur.“ (Koch 2016) Trotz all dieser durchaus nicht 
unkreativen Bearbeitungsmodi gesellschaftlicher Konfliktfelder ergibt ein kri- 
tischer Blick, um nicht der CPL-Selbstdarstellung auf den Leim zu gehen, dass 
hier das Präfix „Pseudo“ (also beispielsweise „Pseudo-Gewerkschaft“) angebracht 
wäre, denn bekannte faschistische Muster sind hier deutlich zu erkennen - und 
sollen in diesem Beitrag aufgezeigt werden. Anzumerken ist allerdings schon an 
dieser Stelle, dass Italiens neofaschistische Szene nicht erst seit Kurzem, sondern 
bereits in den späten 1970er Jahren vor allem gegenüber Jugendlichen neue Wege 
der Ansprache, die ein alternatives Odeur versprühen sollten, beschritt (vgl. Di 
Nunzio/Toscano 2014: 252£.). 


Casa Pounds Chance 


Domenico Di Tullionimmt kaum ein Blatt vor den Mund. In Di Tullios 2010 in 
Italien erschienenem Roman, der 2014 in Deutschland unter dem Titel Wer gegen 
uns? bei Antaios, dem Hausverlag des Instituts für Staatspolitik, publiziert wurde, 
entfaltet der CPI-Anwalt mehr als nur eine Erzählung, auch wenn er einschrän- 
kend vorwegschickt, dass das Buch „ein Werk der Phantasie“ (Di Tullio 2014: 4) 
sei. Erbeschreibt seine eigene Rolle bei CPlals die eines „schlechte[n] Vater[s], der 
fordernd ist und niemals zufrieden mit dem, was sie [die CPI-Aktivisten - Anm. 
Ph.B.] tun“, „[d]amit sie immer besser werden, damit sie immer mehr und immer 
besseres leisten“ (ebd.: 139). Zugleich zeichnet er die ideologischen Leitlinien der 
Gruppe in bemerkenswerter Klarheit. Die eigentliche Handlung des Romans 
ist hierbei kaum der Rede wert: Es handelt sich um eine neofaschistische Aben- 
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teuergeschichte mit einer Überdosis Virilismus. Den Wert des Buches macht 
seine Darstellung der CPI-Programmatik aus - auch wenn eine systematische 
Darstellung des Weltbildes der Bewegung hier sicher nicht zu finden ist, was 
angesichts des Eklektizismus der Ideologie des Faschismus allerdings auch nicht 
Wunder nimmt. 

Ein Forscherteam um den Politikwissenschaftler Pietro Castelli Gattinara 
(Gattinara/Froio/Albanese 2013: 237) sieht die sogenannte Eurokrise (die auch 
im Fahrtwind der Finanzkrise seit 2007 segelt) als einen möglichen Katalysa- 
tor für CPI und ihre Interpretation der Realität nebst Lösungsvorschlägen. In 
der Tat bietet die eigene Krisenerzählung von CPI eine Ablenkung von den 
eigentlichen Ursachen, indem davon ausgegangen wird, dass die Unfähigkeit 
der US-amerikanischen Familien, Hypotheken aufihre Immobilien zurückzu- 
zahlen, der eigentliche Grund für die Krise der Jahre 2007. gewesen sei. Casa 
Pounds scheinbarer Antikapitalismus und die Forderung an den Staat, jeder (hier 
streng ethnisch verstandenen) italienischen Familie ein Haus beziehungsweise 
eine Wohnung zur Verfügung zu stellen, in Verbindung mit der an Ezra Pound 
angelehnten Vorstellungvom Haus als heiliger Stätte istso in Wahrheit staatlich 
zu flankierender gesellschaftspolitischer Konservatismus im Protestkostüm (vgl. 
ebd.: 247). 

Aber genau wie sich der Italofaschismus, bevor er als Herrschaftssystem seine 
heute bekannte Gestalt annahm, in seiner historischen Variante in seiner frühen 
Bewegungsphase zu programmatischen Aussagen hinreißen ließ, die in ihrem 
„Protest gegen den Staat, der in die private Sphäre eingreift“, an „Elemente des 
anarchischen Liberalismus“ erinnerten (Togliatti 1973: 30), sicht auch CPI, 
namentlich der mit der Gruppe verbundene Anwalt Di Tullio (2014: 54) „ein- 
heimische[...] Geschäftsleute][...]“ unter dem Druck „lästige[r] Kontrollen und 
Steuerprüfungen“, die ihnen „das Leben schwer“ machen würden. Die Demagogie 
von CPlals Epigone des historischen Faschismus funktioniert also, wie noch zu 
zeigen sein wird, sowohl in die Richtung eines angeblich die soziale Wohlfahrt 
befördernden autoritären Etatismus als auch in die Richtung der antibürokra- 
tischen Kritik am gängelnden Staat - ein Topos, den Silvio Berlusconi, selbst 
mehrmaliger Ministerpräsident, als Vertreter der neoliberalen Rechten für Italien 
agitatorisch perfektioniert hat (vgl. Christen 2001). 

Hiermit wird eine weitere Funktion von Casa Pound offenbar, die soauch von 
den Akteuren selbst reflektiert wird. In dem Maße, in dem die drei Berlusconi- 
Regierungen seit 1994 die Interessen eines Großteils der italienischen Bevölke- 
rungqua politischem Vollzug kapitalistischer Logiken verletzten, entstand rechts 
eine Lücke im politischen Spektrum. Diese Lücke zu füllen ist die selbstgesteckte 
Aufgabe einer „unverbrauchten“ Kraft, die zumindest Teile der möglicherweise in 
Gegnerschaft zum rechten politischen Lager geratenden Oppositionspotentiale, 
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die zuvor aus welchen Gründen auch immer rechts gestimmt hatten, wieder auf 
reaktionäre (vgl. zum Begriff Hirschman 1992) Bahnen zu lenken.’ Obwohl 
oder vielmehr gerade weil CPl aus derselben Traditionslinie stammt wie ein Teil 
des „etablierten“ italienischen Rechtslagers (vgl. Grimm 2016), namentlich aus 
der Tradition des MSI, der sich in den 1990er Jahren unter dem medial allzu 
schnell aufgegriffenen Stichwort des „Postfaschismus“ modernisierte und fit für 
die offizielle Regierungsbeteiligung auf nationaler Ebene machte, ist CPI genau 
dieses Problem offensichtlich bewusst: Die wortgewaltige Abgrenzung von dieser 
etablierten Rechten ist daher ebenso Bestandteil des CPI-Strategierepertoires 
wie die potentielle Zusammenarbeit mit Segmenten genau dieser Rechtskräfte. 
Die vom CPI-Anwalt so bezeichnete und kritisierte „Entideologisierung“ (Di 
Tullio 2014: 52) des einstigen parteiförmigen Neofaschismus wird auf diese 
Weise zum Verrat der rechten Parteien an den rechten Aktivisten, da erstere 
in ihrem Wunsch, „Ordnung und Disziplin aufrechtzuerhalten“ (ebd.: 77), die 
Straßenkämpfer in deren vermeintlich oppositionellen politischen Aspirationen 
behindern würden. 


Die Wohnungsfrage und ihre Lösung 


Casa Pounds bereits im Organisationsnamen aufscheinende Fixierung auf 
die Wohnungsfrage als Hebel ihrer sozialen Demagosgie ist nicht zufällig. In 
der Tat ist diese in Italien in besonderem Maße virulent: „Seit den Jahren des 
Wirtschaftsbooms in den 60ern wird in Italien von einem Wohnungsnotstand 
geredet.“ (Falanga 2012: 146) Zwar führte das italienische Pendant des „Wirt- 
schaftswunders“ zu einer Expansion der Städte und damit auch zur Schaffung 
von neuem Wohnraum, dieser entspricht aber keineswegs den Bedürfnissen der 
Bewohner: „Tausende von Bürgern leben in maroden Gebäuden in Erwartung, 
dass der Staat ihnen eine neue menschenwürdigere Unterkunft zur Verfügung 
stellt.“ (Ebd.) Spekulationen auf dem Wohnungsmarkt führen zugleich zu der 
kuriosen Tatsache massenhaften Leerstandes, und eine verfehlte Politik im Be- 
reich des Sozialwohnungswesens hat der Ghettoisierung bestimmter Sozialräume 
Vorschub geleistet. In diesem Zusammenhang ist auch die statistisch nachweisbar 


3 DasLager deretablierten Rechtsparteien kam bei den Parlamentswahlen 2013 zusammen 
auf nur knapp über ein Viertel der abgegebenen Stimmen. Bei Berlusconis letztem natio- 
nalen Wahlsieg2008 waren es noch beinahe 47 Prozent der Wählerstimmen gewesen. In 
der Zwischenzeit hat mit der Bewegung „5 Sterne“ von Beppe Grillo eine neue Formation 
die politische Arena betreten, die ebenfalls Proteststimmen an sich bindet. Insbesondere 
die Stärke der rechtspopulistischen Lega Nord hat 2018 dazu beigetragen, dass Italiens 
Rechtslager wieder mehr als ein Drittel der Stimmen auf sich vereinigen konnte. 
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in Italien weit verbreitete Erscheinung der mammoni, also der „Muttersöhnchen“ 
zu nennen. Hinter diesem Schlagwort versteckt sich die Tatsache, dass adoleszente 
Italiener (vor allen Dingen junge Männer) länger bei ihren Eltern wohnen, als 
es Gleichaltrige in anderen europäischen Gesellschaften tun. Man mag dieses 
„Nesthocker“-Phänomen einerseits als Beweis für die angeblich besondere Mutter- 
Sohn-Beziehung all’italiana nehmen oder es andererseits als „Zeichen für den 
sozialen Zusammenhalt“ in der italienischen Gesellschaft interpretieren (vgl. 
Gilmour 2013: 404). Ganz ohne Zweifel dürfte eine wesentliche Ursache aber 
auch darin liegen, dass angemessener und bezahlbarer Mietwohnraum sowie 
ein entsprechendes Angebot von Eigentumswohnungen, auf die in Italien im 
Vergleich zu anderen Staaten in Europa besonderes Augenmerk gelegt wird, in 
Folge der oben genannten Umstände rar sind. Auch die in Italien hohen Transak- 
tionskosten beim Erwerb einer Immobilie (vgl. Shlomo 2011: 30) tragen das Ihre 
dazu bei. Das soziale Phänomen weist auf die reale Problematik der ungelösten 
Wohnungsfrage hin. Auch die Turiner Soziologin Chiara Saraceno (2012: 121) 
spricht von „handfeste[n] Schwierigkeiten, aus eigener Kraft eine Wohnung. oder 
ein Haus und einen Haushalt zu finanzieren.“ Neben den bereits erwähnten Fak- 
toren macht sie dafür „ein System der sozialen Sicherung [verantwortlich], das sich 
gegenüber Berufsanfängern und Personen in ungeregelten Arbeitsverhältnissen 
wenigentgegenkommend zeigt“. Insbesondere verschärfte sich im Rom der Jahre 
nach 2007 mit dem Platzen der Immobilienspekulationsblase die Situation auf 
dem Wohnungsmarkt, und die Zahl der Zwangsräumungen, vor allem infolge 
von Zahlungsrückständen, stiegin astronomische Höhen (vgl. Gattinara/Froio/ 
Albanese 2013: 243; Di Nunzio/Toscano 2014: 253). Die materiellen Grundlagen 
für ein öffentlichkeitswirksames Aufgreifen der Wohnungsfrage waren und sind 
also gegeben. 

Dieses Problem anzusprechen folgt aber auch einer gewissen ideologischen 
Tradition innerhalb faschistischer Propagandabestände. Indem es die beson- 
ders brutale Endphase des Faschismus (vgl. Feldbauer 2014: S6ff.) demagogisch 
bemäntelte, stellt das Manifest von Verona vom November 1943 (in Vernier 
1977: 18ff.) die wichtigste Referenz zur Konstruktion einer sozialen faschisti- 
schen Traditionslinie dar. Dieses Dokument bildet gleichsam die inhaltliche 
Gründungsurkunde der sogenannten italienischen Sozialrepublik mit Regie- 
rungssitz in Sald am Gardasee, von wo aus Mussolini die Schlussphase seines 
Regimes orchestrierte. Dieser Schlussakt des italienischen Faschismus an der 
Macht stellte sich als revolutionäres Gesellschaftsprojekt dar, stand unter der 
Regie der deutschen Besatzungsmacht, die seit 1943 das Land beherrschte, und 
ging wegen seiner grausamen Kriegs- und Deportationspolitik in die Geschichte 
ein. Im Manifest von Verona heißt es vollmundig: „Das Recht des eigenen Hau- 
ses ist nicht nur ein Recht am Eigentum, sondern ein Recht auf Eigentum. Die 
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[faschistische - Anm. Ph.B.] Partei nimmt in ihr Programm die Schaffungeiner 
nationalen Gesellschaft für das Volkshaus auf, die unter Übernahme der bisher 
existierenden Gesellschaften und in Erweiterung von deren Tätigkeitsbereich 
vorsicht, den Familien der Arbeiter durch den Bau neuer Wohnungen oder durch 
die stufenweise Schuldabtragung bei den bestehenden Eigentum an einem Haus 
zu verschaffen.“ 

Mit Bezug auf die Wohnungspolitik ihres Landes in den späten 1970er Jah- 
ren hielten die französischen SoziologInnen Pierre Bourdieu und Monique de 
Saint Martin (1998: 158) fest, dass die Orientierung „jener sozialen Schichten 
in Richtung Eigentum [...], die bis dahin am wenigsten in der Lage gewesen 
waren, ihre Wohnbedürfnisse auf diese Art zu befriedigen“, eine „Ausrichtung 
auf eine dauerhafte Bindung an die bestehende Ordnung, also auf eine Form 
des Konservatismus“ bedeutet, zumal „gemeinschaftliche[s] und Mietwohnen 
mit Kollektivismus und Sozialismus“ verbunden würden. Die faschistische 
Bearbeitung der Wohnungsfrage unter kapitalistischen Bedingungen hat also 
weniger mit einer eigentlichen Sozialreform, dafür aber umso mehr mit einem 
stabilisierenden Integrationsversuch qua Bildung kleinen Eigentums zu tun. Es 
handelt sich um eine auch von anderen, gerade auch liberalen, Politikangeboten 
bekannte „Strategie des Aufbaus einer systemschützenden Schicht lohnabhän- 
giger Kleineigentümer mit Mittelstandsbewußtsein“ (Opitz 1972: 304), die im 
Falle von CPI allerdings noch einer subversiv-reaktionär (vgl. Losurdo 2012: 
140f.) aufladbaren Massenbewegung zuzuführen sind, die sich sodann gegen die 
politische Liberalität zu richten hat (vgl. Kühnl 1986; Marcuse 1934 sowie zur 
Würdigung von und Kritik an Marcuse Steigerwald 1969: 124ff.). 

Casa Pounds eigener Vorschlagaufdiesem Politikfeld fordert ein allgemeines 
Recht auf eine eigene Wohnung sowie ein entsprechendes Sozialdarlehen (vgl. 
Gattinara/Froio/Albanese 2013: 254). Über eine konkrete Ausgestaltung und 
den Weg des Erreichens dieser und anderer Zielstellungen schweigt sich CPI 
jedoch bemerkenswerterweise aus (vgl. ebd.: 250). 


Eine „proletarische Nation” von Beherrschten 


Noch bevor sich der Faschismus historisch als Bewegung formierte, wurde ein 
Gutteil seiner programmatischen Substanz von der mit schwerindustriellen 
Interessen verbundenen, 1910 gegründeten, Italienischen Nationalistischen 
Vereinigung (vgl. Alff 1971) vorweggenommen (vgl. Togliatti 1973: 41). Die 
italienischen Nationalisten sprachen vom Kampf der proletarischen Nation 
Italien gegen andere Nationen, um das Ringen des eigenen Imperialismus um 
einen Platz an der Sonne mit antikapitalistischen Vorzeichen zu verschen. Ebenso 
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wie andere Ideologen und Propagandisten seines Regimes äußerte sich auch 
Mussolini als Duce ganz in diesem Sinn. Der Topos der proletarischen Nation 
ist CPI ebenfalls nicht fremd (vgl. Koch 2013: 79). Für die ProletarierInnen 
innerhalb dieser angeblich proletarischen Nation wartet CPI sogar mit einer 
eigens gegründeten Pseudo-Gewerkschaft auf: dem Vereinten Arbeiterblock 
BLU (Blocco Lavoratori Unitario). Rechtsgerichtete Pseudo-Gewerkschaften 
findet man in Europa derzeit durchaus nicht selten: In Österreich existieren die 
sogenannten „Freiheitlichen Arbeitnehmer“ als Betriebsgruppen der FPÖ undin 
Deutschland schickt sich die AfD an, ein vergleichbares Vehikel dauerhaft zu eta- 
blieren. Die Mutter aller nationalistischen Pseudo-Gewerkschaften dürfte jedoch 
die bereits lange vor dem BLU aus der Taufe gehobene UGL (Unione Generale 
del Lavoro) sein. Sie behauptet, in Italien zwei Millionen Mitglieder zu vereinen. 
Die 1950 gegründete UGL firmierte die längste Zeit ihres Bestehens unter dem 
Namen CISNAL (Confederazione Italiana Sindacati Nazionali dei Lavoratori) 
und war mitdem MSI verbunden. Der Historiker Gerhard Feldbauer (1996: 48) 
führte zur Tätigkeit dieser eigentümlichen Arbeitnehmervertretung aus: „Die 
CISNAL bekämpfte vor allem die von Kommunisten, Sozialisten und anderen 
linken Kräften getragene mitgliederstärkste CGLL, aber auch die beiden anderen 
Gewerkschaften, die sich 1949/50 von dieser abspalteten [...]. Die CISNAL trat 
seit ihrer Gründung offen für Programm und Politik des MSI ein, propagierte 
den Korporativismus und forderte, in den Betrieben den Arbeitsfrieden’ herzu- 
stellen. Sie verzichtete als Gewerkschaft auf das Mitbestimmungsrecht, trat bei 
Arbeitsniederlegungen als Streikbrecher auf, leistete für Unternehmer in den 
Betrieben Spitzeldienste und vermittelte - hauptsächlich im Mezzogiorno - für 
Unternehmer und Großagrarier nichtorganisierte bezichungsweise nur ihrer 
Organisation angehörende Arbeitskräfte.“ Und für den Fall eines politischen 
Generalstreiks sollte CISNAL die bemerkenswerte Aufgabe zufallen, „den Staat 
zu verteidigen“ (Silj 1998: 73). 

BLU scheint nun, allerdings in einer noch stärker verbalradikalen Variante, 
in die Fußstapfen von UGL beziehungsweise CISNAL treten zu wollen. Es ist 
daher angebracht, sich an dieser Stelle das von BLU explizit angerufene Sozial- 
ordnungsmodell vor Augen führt: die faschistische Carta del Lavoro (Verfassung 
der Arbeit) von 1927 (vgl. Gattinara/Froio/Albanese 2013: 252). Diese Carta (in 
Mussolini 1943: S1ff.), durchaus vergleichbar mit dem Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit der Nationalsozialisten von 1934, ist ein zentrales Dokument 
des faschistischen Korporatismus. In der Carta wird die Arbeit zur „soziale[n] 
Pflicht“, die „nur aus diesem Grund“ vom „Staate geschützt“ werde, zumal der 
Beschäftigte als „aktiver Mitarbeiter am wirtschaftlichen Unternehmen“ gefor- 
dert ist. Sie dekretiert „die Solidarität zwischen den verschiedenen Faktoren der 
Erzeugung durch die Versöhnung [...] der entgegengesetzten Interessen [...] der 
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Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie deren Unterordnung unter die höhe- 
ren Belange der Erzeugung.“ Zugleich wird klargestellt: „Der korporative Staat 
erachtet die private Initiative auf dem Gebiete der Erzeugung als das wirksamste 
und als das nützlichste Werkzeug im Interesse der Nation.“ Die Carta kündigt 
außerdem bereits noch näher zu bestimmende Ahndungen von „Verfehlungen 
der Arbeitnehmer gegen die Disziplin und Handlungen, die den regelrechten 
Fortgang des Unternehmens stören“ an. Die von CPI beziehungsweise BLU 
angerufene Carta sieht im Zusammenhang mit der Ausschaltung von Italiens 
genuiner Gewerkschaftsbewegung vor und nach dem sogenannten Marsch auf 
Rom 1922 und deren Ersetzung durch staatsofliziöse faschistische Syndikate 
sowie entsprechender Gesetzgebungzwecks des Verbots von Arbeitsniederlegun- 
gen und der Heraufsetzung der Arbeitszeit bereits 1926 (vgl. De Luna 2006: 65) 
nach vielem aus - nur nicht nach einer Interessenvertretung der lohnabhängig 
Beschäftigten. 

Ganz in diesem Sinne ist auch CPI-Anwalt Di Tullio (2014: 180) in seiner 
Kanzlei Herr im Haus, der es schätzt, „Mitarbeiter zu strafen.“ Als der Abtrün- 
nige der Elite, für den Di Tullio (ebd.: 186) sich zu halten scheint, dürfte er sich 
auch selbst als Träger des „angeborenen Charisma“ identifizieren, mit dem „[m] 
anche Menschen [...] auf die Welt kommen‘, „das jenem der Masse überlegen 
ist.“ (ebd.: 109) Der Masse der Proletarier innerhalb der „proletarischen Nation“ 
Casa Pounds würde es vermutlich ähnlich schlecht gehen wie zuvor den lohnab- 
hängig Beschäftigten und weiteren nichtmonopolistischen Bevölkerungsteilen 
im ursprünglichen Faschismus. Casa Pounds Verweis auf die Sozialpolitik des 
Mussolini-Regimes „scheint von einem breiteren A.ntiausteritätszeitgeist angetrie- 
ben [oder diesem vielmehr angepasst - Anm. Ph.B.] zu sein, der in der Form einer 
romantischen Inanspruchnahme eines imaginären Faschismus“ daherkommt 
(Gattinara/Froio/Albanese 2013: 250), den es so nie gegeben hat. Casa Pound 
qualifiziert sich damit — folgt man dem Verständnis Werner Hofmanns (1971) 
- keinesfalls als die soziale Bewegung, als die sie durchgehen möchte, und für die 
sie allenthalben gehalten wird, sondern als offen reaktionäre Formation, deren 
vermeintliche soziale Alternative tatsächlich eine romantisierte Darstellung des 
historischen Faschismus bildet. Diese Zusammenhänge werfen ein bezeichnendes 
Schlaglicht auf CPI, die sich gegenüber ihren Anhängern als Gruppe, die sich 
um die vom bestehenden politischen System Vergessenen kümmert, darzustellen 
sucht (vgl. Bartlett/Birdwell/Froio 2012: 46f.). Der portugiesische Politikwissen- 
schaftler Jose Pedro Züquete (2015: 247ff.) erkennt in der „alternativen Demo- 
kratie“, die sich CPlaufdie Fahnen geschrieben hat, denn auch ein Konzept, das 
an die Ideen des faschistischen Esoterikers Baron Julius Evola gemahnt und in 
dem eine „natürliche Aristokratie“ aufder Grundlage von „Stellung, Tüchtigkeit 
und Leistung“ (ebd.: 249) obsiegt. 
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Gianluca Iannone hat die politische Stoßrichtung des von CPI gepflegten Ak- 
tivismus im Jahr 2008 offen bekundet. Ihm geht es darum, Besetzungen von 
Wohnraum „unter der nationalen und nicht der roten Fahne“ durchzuführen 
(zit. n. Koch 2013: 15). Bereits der italienische Neofaschismus der Nachkriegszeit 
reflektierte seine eigene Funktion in diesem Sinne. Der MSI-Aktivist Bruno Zo- 
ratto bekannte offen, seine Partei verkörpere „nicht den ‘Klassenkampf’, sondern 
die Klassenharmonie”“ (Zoratto/ Lechner 1976: 30) Und sein Parteichef Giorgio 
Almirante verkündete „die höchst bedeutsame Aufgabe unserer Partei, einen 
wachsenden Teil der Arbeiterschaft vom marxistischen Bazillus zu befreien“ 
(zit. n. Kühn] 1990: 278). 

Was man an den MSI-Erben und angeblichen Sozialaktivisten von rechts vor 
dem Hintergrund dieser Zielstellung hat, weiß man bei bestimmten Organen des 
bürgerlichen Staates unterdessen allem Anschein nach zu schätzen. Ein Anfang 
2016 öffentlich bekannt gewordenes Papier aus dem römischen Innenministeri- 
um, das auf April 2015 datiert (vgl. im Folgenden Constantini 2016), reiht sich ein 
in die unrühmliche und lange Geschichte der Beziehungen und wechselseitigen 
Sympathien zwischen Neofaschisten und Teilen des Staatsapparates in Italien 
(vgl. Feldbauer 1996: 57ff.). Das Dokument trägt die Unterschrift des Chefs der 
zentralen Leitung der Polizia di Prevenzione, die der Abteilung für Öffentli- 
che Sicherheit im Innenministerium angegliedert ist. Zu ihren Hauptaufgaben 
zählt diese Institution laut Eigenauskunft die Abwehr von inländischem und 
ausländischem Terrorismus. Die Polizia di Prevenzione ist der auf sogenannte 
„Extremismusbekämpfung“ spezialisierten Abteilung für allgemeine Ermitt- 
lungen und Sonderoperationen, die unter dem italienischen Kürzel DIGOS 
firmiert, zugeordnet. Die CPI kann sich dem Wohlwollen des Hauses, dem die 
DIGOS angehört, sicher sein. In besagtem Bericht taucht beispielsweise der Be- 
griff „Faschismus“ selbst gar nicht auf. CPI wird stattdessen zur Organisation der 
Gewährsleute der „Aspekte der innovativen und sozialen Entwicklung“ während 
der „zwei Jahrzehnte“ (im Original: veztennio) erklärt: „Ventennio nero“ („zwei 
schwarze Jahrzehnte“) ist eine im Italienischen gebräuchliche Bezeichnung für 
die Zeit der faschistischen Diktatur. Die Bezeichnung „schwarz“ rührt an dieser 
Stelle von der Farbe der Hemden her, die Mussolinis Schlägertruppen trugen. 

Der Bericht bedient insgesamt ein Bild des Faschismus als einer „Rosenwas- 
serdiktatur, die auch gute Dinge tat“ - so hat der Schweizer Historiker Aram 
Mattioli (2010: 57ff.) den in Italien eben keineswegs nur von gesellschaftlichen 
Randgruppen geführten Diskurs über die Jahre 1922 bis 1943/45 als Moder- 
nisierungs- oder Entwicklungsdiktatur zusammengefasst. Diese Form der 
Apologie kann indessen auch akademische Schützenhilfe in Anspruch nehmen 
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(vgl. Gregor 1979). Die CPI-Aktivisten selbst werden im inkriminierten Bericht 
nur in Anführungsstrichen als „Faschisten“ bezeichnet - ganz so, als wären 
ausgerechnet der politischen Polizei die Selbstbezeichnung Casa Pounds als 
„Faschisten des dritten Jahrtausends“ oder Domenico Di Tullios (2014: 265f.) 
sinngleiche Selbstdarstellungen unbekannt und als wäre diese Charakterisierung 
gar eine Erfindung ihrer Gegner. Die 11,8 Millionen Euro Steuergelder, die der 
zwischen 2008 und 2013 regierende rechte Bürgermeister Roms und ehemalige 
MSI-Aktivist Gianni Alemanno zugunsten von CPl aufwendete, dürften zumin- 
dest aus Sicht der Autoren aus dem Innenministerium gut angelegt gewesen sein. 
Bei diesem hohen Maß an Relativierung erübrigt es sich beinahe zu erwähnen, 
dass der Rassismus Casa Pounds in dem Gutachten keinerlei Rolle spielt. Den 
CPI-Slogan „0% Rassismus, 100% Identität“, der auf der neurechten Klaviatur 
des Ethnopluralismus spielt (vgl. Opitz 1996: 254ff.), haben die Beamten offen- 
sichtlich akzeptiert. Es gibt allerdings auch gegensätzliche Erkenntnisse: Die 
Neue Zürcher Zeitung nennt SympathisantInnen von Casa Pound und Forza 
Nuova, einer weiteren neofaschistischen Gruppierung mit vergleichbaren Wur- 
zeln, als Verantwortliche für die als „Banglatour“ verbrämten Gewaltexzesse: 
„[...] das gezielte Verprügeln von dunkelhäutigen Betreibern kleiner Geschäfte, 
vor allem Immigranten aus Bangladesh.“ (Haas 2016) In der jüngsten Zeithaben 
Angriffe von Aktivisten von Casa Pound und Forza Nuova aufFlüchtlingshelfer, 
Journalisten (vgl. Feldbauer 2017) sowie auf Gewerkschaftler (vgl. FIOM-CGIL 
2017) noch einmal unterstrichen, dass der Faschismus mit mehr aufwartet als 
einer scheinbar innovativen Ideologie und vermeintlichen Sozialprojekten. Den 
Bericht des Innenministeriums durchzieht hingegen eine „[vJerharmlosende 
Darstellungder Gewaltbereitschaft, die zudem hauptsächlich aufEinzelpersonen 
zurückgeführt wird,“ sowie eine „Hervorstreichungund Betonungder angeblich 
sozialen Gesinnungund grundsätzlichen Gesetzeskonformität der Organisation“ 
(Constantini 2016). Auch das Attentat im toskanischen Florenz vom Dezember 
2011, bei dem zwei senegalesische Straßenhändler von einem CPI-Anhänger 
erschossen wurden (vgl. Gensing2011), findet im Dokument des Innenministe- 
riums keine Erwähnung, Dass Casa Pounds postwendende Distanzierungen, die 
den rassistischen Mörder, der auch für eine CPI-Online-Publikation schrieb, zum 
„herrenlose[n] Hund“ erklärten (vgl. Langer 2011), ausgerechnet bei einer für 
„Lerrorismusbekämpfung“ zuständigen Institution Glauben finden, verdeutlicht 
das ganze beunruhigende Ausmaß des Problems. 

Den einen werden die Köpfe, mit staatlichem Gütesiegel verschen, ideologisch 
vernebelt - den anderen werden sie eingeschlagen. Für die faschistische Praxis 
besteht hierbei ein enger Zusammenhang. So sprach Mussolini (1937: 153) 1921 
von „Schlägen an die Schädel der Widerspenstigen“, die notwendig seien, „um 
unsere Ideen den Gehirnen aufzuzwingen“. Bezeichnenderweise lautet ein von 
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CPI-Anwalt Di Tullio (2014: 108) dokumentierter Slogan aus dem Milieu seiner 
Mandanten: „Im Zweifel, schlag zu!“ Das Motto geht auf einen Songtitel von 
Zetazeroalfa zurück. Und auch Di Tullio selbst scheint mit dem Verständnis 
Casa Pounds hinsichtlich des Konzepts der Gewalt, die der eigenen Vorstellung 
von Recht zum Durchbruch verhilft, daccord zu gehen (vgl. ebd.: 51). Eine Po- 
litik, die an die Wurzel sozialer Probleme geht, sicht anders aus. Terroristische 
Gewalt ist zwar das, mit der „ideologischen Wende“ (Eatwell 2011: 165) in der 
Faschismusforschung zusehends aus dem Blick geratene (vgl. kritisch hierzu Ela- 
zar 2001) „Hauptmerkmal des Faschismus“, aber ebenso wichtigist die Tatsache, 
dass der Faschismus als Bewegung demagogisch danach trachtet, eine „breite 
Massenbasis“ für den Übergang zu einer terroristischen Diktatur herzustellen 
(Gossweiler 2012: 31). Der Produktion dieser Massenbasis nimmt sich CPI mit 
ihrer behördlich geprüften Sozialdemagogie an. 

Dass die „rechten Hausbesetzer“ im Mai 2016 ausgerechnet mit einem Im- 
mobilienmakler als Kandidaten über sechs Prozent der Stimmen bei den Bür- 
germeisterwahlen in der Südtiroler Stadt Bozen erringen konnten, ist mehr als 
ein bloßes Kuriosum. Bereits ein Jahr zuvor hatte Casa Pounds Abgeordneter im 
Bozener Stadtrat, Andrea Bonazza, klargemacht, auf welcher Seite der Barrikade 
seine Bewegung auch im parlamentarischen Raum steht. Mit folgenden Worten 
begründete Bonazza seine Zustimmung zu einem umstrittenen Projekt in der 
Bozener Innenstadt: „Politisch bin ich eigentlich dagegen, weilich gegen Konzerne 
bin. Doch ich erhoffe mir, dass das viele Geld, das durch diese Operation in die 
Gemeindekassen gelangt, sinnvoll ausgegeben wird“ (zit. n. Vikoler 2015). In 
Bozen möchte das größte private Immobilienunternehmen des Nachbarlandes 
Österreich, die unter anderem auch wegen der Übernahme des Karstadt-Konzerns 
2014 bekannte Signa Holding, ein „Luxuskaufhaus“ errichten, wie es die liberale 
Wochenzeitung Die Zeit aus Hamburg nannte (vgl. Siebenhaar 2014). In der 
Öffentlichkeit wird der Plan unter dem Namen des Gründers der Signa Hol- 
ding, dem Österreicher Rene Benko, auch unter dem Stichwort „Benko-Projekt“ 
diskutiert. Zwar wird der sozialen Demagogie in Bonazzas Begründung für sein 
Abstimmungsverhalten noch einmal eine Reverenz erwiesen, aber wie viel dies 
wert ist, wird deutlich, wenn es um die realen Interessen von Konzernen geht und 
ein entsprechendes Abstimmungsverhalten folgt. Wie eng diese Interessen im 
konkreten Fallmit reaktionärer Politik verbunden sind, zeigt sich auch daran, dass 
dem Unternehmensbeirat von Benkos Signa Holding auch Susanne Riess, ihres 
Zeichens ehemalige Chefin der extrem rechten FPÖ, angehört (vgl. ebd.). Die 
lautstarke Kritik an hohen Kosten für die öffentliche Hand, am Verlust öffentlicher 
Grünflächen im lokalen Bahnhofspark und an den befürchteten Auswirkungen des 
Benko-Projekts auf den Einzelhandel, auf den öffentlichen Personennahverkehr 
sowie auf die Wohnsituation lässt Casa Pound an dieser Stelle kalt. 
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Ungeachtet ihres verbalen Antikapitalismus fügt sich Casa Pound den Ansprü- 
chen der ökonomisch Herrschenden. Der pragmatische Rekurs auf das angeblich 
vom Tisch der Konzerne als Brosamen herabfallende, hier noch nicht einmal 
eingeforderte, sondern von Bonazza lediglich „erhoffte“ Plus für die Allgemein- 
heit ist Usus in bürgerlicher Politikrhetorik (frei nach dem Motto „Wenn es der 
Wirtschaft gut geht, geht es allen gut“). Italiens Faschisten bleiben sich treu. Es 
ist daher hilfreich, sich den Befund von Anna Castriota und Matthew Feldmann 
(2014: 224) zu vergegenwärtigen, wonach es an dieser Stelle „wenig an ideologi- 
scher Substanz gäbe, das neu unter der italienischen Sonne ist.“ Weiterhin gilt 
es zu beobachten, ob und wie CPI unter dieser Sonne gedeiht - insbesondere 
vor dem Hintergrund der in diesem Jahr gebildeten Regierung Conte, unter 
Einschluss der Lega Nord. Es ist davon auszugehen, dass Casa Pound als rechte 
Reserve mit dem Ruf der „sozialen Bewegung“ in Stellung bleiben wird, um 
in absehbarer Zeit Lega-Anhänger, die durch die eine oder andere politische 
Maßnahme der Regierung enttäuscht werden, politisch einzusammeln. Noch 
blicken die „Faschisten des dritten Jahrtausends“ jedoch erklärtermaßen mit 
„vorsichtiger Hoffnung“ (Casa Pound Italia 2018) auf Roms derzeitige Regierung. 
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Neue Hoffnung im Süden? 


Erfahrungen linker Regierungspolitik 
in Zeiten der Austerität 


Die Wahl der SYRIZA-Regierung im Januar 2015 wurde von der europäischen 
Linken euphorisch begrüßt. Endlich regierte nach Jahren der Austeritätspolitik 
und der antidemokratischen Troika eine Partei, die versprach, alldem ein Ende 
zu setzen. Als es dann am 4. Oktober desselben Jahres nach den portugiesischen 
Parlamentswahlen zu einer überraschenden Regierungsbildung des sozialdemo- 
kratischen Partido Socialista (PS) unter Tolerierungder anderen linken Parteien 
kam, waren die - positiven wie negativen - Reaktionen schon weit gedämpfter. 
Zwischen diesen Monaten war es zu den äußerst konfrontativ geführten Neuver- 
handlungen über das Troika-Programm für Griechenland gekommen, an dessen 
Ende ein drittes Memorandum stand. Dieses bedeutete die vollständige Niederla- 
gederSYRIZA-Regierung. Sie setzte nun das härteste der drei Memoranden für 
Griechenland um, das keinerlei Spielraum für umverteilende Politiken zugunsten 
breiter, verelendeter Bevölkerungsteile zuließ. Von einem linken, gegenhegemo- 
nialen Projekt, das nicht nur die radikale Krisenbearbeitungspolitik der letzten 
Jahre, sondern auch die dominante neoliberal ausgerichtete Politik innerhalb 
der EU umwälzen könnte, war da schon lange nicht mehr die Rede. Entspre- 
chend nüchtern waren die Erwartungen an die neue portugiesische Regierung, 
Hoffnung aufeine politische Wende wurde nur noch von Teilen sozialdemokra- 
tischer Kräfte geäußert (Ferreira 2017). Im Gegenteil zur griechischen hat die 
portugiesische Regierung jedoch für keinerlei Enttäuschung bei ihrer eigenen 
Wählerklientel gesorgt. Stattdessen hat sie eine Reihe von Reformen umgesetzt, 
die für eine bescheidene Verbesserung der Lebensumstände geführt hat. Zudem 
hat sie es geschafft, trotz anfänglichen Widerstands seitens der Europäischen 
Kommission und der Eurogruppe, bestimmte von der Troika oder der vorherigen 
Regierung auferlegte Reformen wieder rückgängig zu machen. 

Der Frage, warum zwei linke Parteien in der südeuropäischen Peripherie solch 
unterschiedliche Erfahrungen gemacht haben, soll im Folgenden nachgegangen 
werden. Hierbei wird deutlich, dass beide Parteien nie für einen Bruch mit der 
Eurozone oder der EU standen. Beide wollten die Austeritätspolitik in ihren Län- 
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dern beenden, ohne jedoch die durch die europäische Krisenbearbeitungspolitik 
gesetzten neuen Parameter eines „entbetteten Neoliberalismus“ aufzubrechen. 
Da beide Regierungen die EU-Stabilitätskriterien einhalten, wird sich die schon 
jetzt gravierende gesellschaftliche Instabilität weiter vergrößern. 

Im ersten Abschnitt werden kurz die politökonomischen Zusammenhänge re- 
kapituliert, die dazu führten, dass ich die beiden Länder einem Troika-Programm 
unterziehen mussten. Danach werden die bedeutendsten Transformationen ihrer 
wohlfahrtsstaatlichen Regimes durch die Memoranden der Troika nachgezeich- 
net. Diese hatten immense Auswirkungen auf die strukturellen und institutio- 
nellen Machtressourcen der potenziellen gesellschaftlichen Träger progressiver 
Politik. Vor diesem Hintergrund werden im darauffolgenden Abschnitt die 
Entwicklungen in Griechenland und Portugal nach der Regierungsübernahme 
von SYRIZA bzw. PS nachgezeichnet. 


Abhängigkeitsstrukturen in Europa 


Das grundlegende politökonomische Merkmal innerhalb der EU ist eine stark 
ausgeprägte strukturelle Heterogenität, die sich auf einer Vielzahl von Ebenen 
äußert und auf sie auswirkt (Hürtgen 2015). Sie teilt die EU in ein ökonomisch 
stark entwickeltes Zentrum sowie eine ökonomisch abhängige Peripherie (Be- 
cker/Jäger 2012). Der politische Charakter der EU stellt sich dadurch bedingt 
in Form eines Empires dar, das die vielfältigen und umfangreich regulierten 
Beziehungen der Mitgliedsstaaten untereinander asymmetrisch und hierarchisch 
strukturiert (Bieling/Kompsopoulos 2016). Die jahrzehntelange Entwicklung 
der europäischen Integration hatte deshalb einen Prozess der kombinierten aber 
ungleichen Entwicklung zur Folge (Schmalz 2013). Dieser Entwicklungsmodus 
ist das strukturierende Element bei der Bestimmungder Bedingungen und Mög- 
lichkeiten linker Politik in Europa. 

Im Verlauf der europäischen Integration bis zur Krise wurden die Handels-, 
Produktions- und Kapitalströme innerhalb der EU enger und größer. So wurden 
im Zentrum Europas die exportorientierten Branchen gestärkt, die immer mehr 
Güter in der Peripherie absetzen konnten. Gleichzeitig verschlechterte sich die 
Binnennachfrage im Zentrum. Spiegelbildlich verstärkte sich der Binnenkonsum 
in den Peripheriestaaten, während ihre Außenhandelsbilanzen negativ wurden 
(Simonazzi u.a. 2013). Die dadurch bedingten Zahlungsungleichgewichte wurden 
durch eine vergrößerte Kreditvergabe der Finanzinstitute aus den Zentrumsstaa- 
ten gedeckt (Heine/Sablowski 2015). 

Aus dieser Konjunkturentwicklung ergab sich in der südlichen und punk- 
tuell auch in der östlichen Peripherie eine ökonomische Grundlage für die 
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Herausbildung einer Klassenallianz, die mehrheitlich für sozialdemokratische 
Parteien stimmte. Sie ergab sich aus den Beschäftigten im öffentlichen Sektor, 
die entsprechend seines Ausbaus zahlenmäßig mitgewachsen waren, sowie den 
neuen Mittelschichten aus gut qualifizierten Fachkräften, für die es nun auch 
in der Peripherie verstärkt Bedarf gab. Zu diesen kamen die Beschäftigten aus 
Branchen, in denen die Gewerkschaftsbewegung noch stark war, obwohl sie mit 
der Zeit mit dem öffentlichen Sektor zusammenfielen. So konnte die europäische 
Sozialdemokratie unter Berücksichtigungaller einzelstaatlichen Spezifika - trotz 
einer immer weniger redistributiv und dekommodifizierend ausgerichteten Poli- 
tik - eine Auflösungder sie tragenden Klassenfraktionen zeitweise verlangsamen 
(Becker 2016). Die Regulierung der sich aus dieser Konstellation ergebenden 
gesellschaftlichen Widersprüche verlief verstärkt über den Modus eines eingebet- 
teten Neoliberalismus (van Apeldoorn 2002). Er vermochte es jedoch im Verlauf 
der 2000er Jahre immer weniger, die steigende soziale Unzufriedenheit in vielen 
europäischen Staaten einzudämmen. Diese äußerte sich sowohl in zunehmenden, 
teils gewalttätigen Protesten als auch in Wahlverlusten für sozialdemokratische 
Parteien. 


Krise und Troika-Programme 


Der Verlauf der Krise seit 2008 und ihre austeritätspolitische Bearbeitung seit 
2010 hat die innereuropäische Heterogenität weiter verstärkt und vertieft. Dies 
entfaltete sich ebenfalls in einem Prozess der kombinierten aber ungleichen 
Entwicklung. Nach einer kurzen Phase einer relativ koordinierten Politik der 
Unterstützung der Finanzmärkte sowie einer nachfragestützenden Wirtschafts- 
politik divergierten die politischen Reaktionen. Dies lag an der Erholung der 
Exportbranchen im EU-Zentrum sowie an der Verschiebung der Finanzkrise in 
die Verschuldungskrise der Staatshaushalte (Bieling/Buhr 2015). Diese Verschie- 
bung führte zur Konzipierung verschiedener Kreditprogramme. 

Mit der Gründung der Troika und den Memoranden begann ein Prozess 
einer beispiellos radikalisierten Neoliberalisierung. Die Regulationsweisen der 
südlichen Peripheriestaaten erfuhren eine starke Transformation, mithin ihrer 
spezifisch ausgeprägten Modi des eingebetteten Neoliberalismus (vgl. Komp- 
sopoulos 2017). 

Die hierfür angewandten Instrumente dienten der radikalen Transforma- 
tion der wohlfahrtsstaatlichen Regimes, die die sozioökonomische Relevanz 
des öffentlichen Sektors durch Massenentlassungen und Privatisierungen re- 
duzierten sowie das Lohnverhältnis zuungunsten der Arbeiterschaft durch eine 
sogenannte interne Abwertungüber Nominallohn- und Rentenkürzungen, einer 
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Herabsetzung der Mindestlöhne und erleichterter Bedingungen für Entlassungen 
verschoben (Schulten/Müller 2015). Strategisches Ziel war die institutionelle 
Schwächungder organisierten Arbeiterschaft über die Dezentralisierungder Kol- 
lektivverhandlungen und abgeschaffter Erga-Omnes- und Günstigkeitsklauseln 
sowie geänderter Nachhaltigkeitsbedingungen für abgelaufene Tarifabkommen 
(vgl. Hermann/Hinrichs 2012). 

Die bis dahin bestehenden Klassenkompromisse in Form spezifischer Akku- 
mulations- und wohlfahrtsstaatlicher Regimes wurden in den betroffenen Staaten 
weitgehend aufgelöst. Dieser Prozess wurde gegen den aktiven Widerstand breiter 
Bevölkerungsgruppen durchgesetzt (vgl. Campos Lima 2016; Bielingu.a. 2013). 
Die so eingeleiteten Restrukturierungsprozesse haben strukturell wie institutionell 
die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse weiter zugunsten der Interessen transnati- 
onalagierender Kapitalfraktionen verschoben. Der gesteigerte Interventionismus 
der supranationalen Ebene in die einzelstaatlichen Akkumulationsregimes und 
Regulationsweisen bedeutete für die überwältigende Mehrheit der Subalternen 
in den von der Krisenpolitik betroffenen Ländern hingegen eine Einschränkung 
ihrer sozialen und arbeitspolitischen Rechte sowie oftmals den direkten Weg in 
Armut und soziale Ausgrenzung (Lux/Kompsopoulos 2018). Die Tiefe der Krise 
und ihre Bearbeitung transformierten den eingebetteten Neoliberalismus in der 
Peripherie hin zu einem radikal entbetteten Neoliberalismus (vgl. Ban 2016). 


Politische Entwicklungen in der südlichen Peripherie am 
Beispiel Griechenland und Portugal 


Anders als im europäischen Norden führten diese Prozesse im europäischen 
Süden dazu, dass linke Parteien mehrheitsfähig wurden. Sie vertraten in ihren 
Programmen gesellschafts- und sozialpolitische Leitbilder, die dem Krisenkon- 
stitutionalismus und dem autoritären Populismus diametral entgegenstanden. 
Ein Grund für diese gegensätzlichen Entwicklungen ist wiederum der Stand der 
ungleichzeitigen Entwicklung innerhalb der EU. Dies gilt auch für die verschie- 
denen Phasen, in die die verschiedenen Wellen neoliberaler Politik einzelstaatlich 
umgesetzt wurden (vgl. Peck/Tickell 2002). 

So hatte die Roll-Back-Phase des Neoliberalismus zwar auch im Süden Europas 
schon vielfältige Effekte hinsichtlich von Deregulierung, Liberalisierung und 
Privatisierung gezeitigt (Karamessini 2008). Die Roll-Out-Phase der Vertie- 
fung neoliberaler Leitbilder im Alltagsleben war jedoch im Vergleich zu den 
Zentrumsstaaten und der östlichen Peripherie von kürzerer Dauer, weit ober- 
Nächlicher geblieben und auch weniger in der Gesellschaft verankert. Die von der 
Mehrheit der Bevölkerungen geteilten (sozial-)staatlichen Leitbilder hatten sich 


Erfahrungen linker Regierungspolitik in Zeiten der Austerität 479 


nicht geändert. Sie sahen weiterhin die Wiederherstellung politischer Rechte als 
grundlegend für die Garantie sozialer Rechte an (vgl. Kouvelakis 2011). 

Die beiden Länder, die von der Krise besonders stark getroffen wurden, waren 
Portugal und Griechenland. Sie waren auch die Länder, die durch die Troika-Pro- 
gramme am stärksten transformiert wurden. In der Krise wurden die tragenden 
Säulen ihres Akkumulationsmodells - staatlicher und privater Konsum - zum 
Einsturz gebracht (Rodrigues/Reis 2013; Chasoglou 2014; Kompsopoulos 2016). 
Hunderttausende Klein- und Familienbetriebe, das Rückgrat der inländischen 
Industrie, mussten Insolvenz anmelden (EC 2017; EC 2017a). Die Arbeitslo- 
sen- und Armutsraten wuchsen in beiden Ländern rasant (vgl. Matsaganis u.a. 
2014). Zudem bedeutete das Troika-Programm eine tiefgreifende Intervention in 
Arbeitnehmerrechte und Tarifverhandlungssysteme sowie einen Abbau wichtiger 
Sozialleistungen (Iheodoropulou 2014). 

Insgesamt begünstigten die ökonomischen und politischen Entwicklungen 
den Aufstieg linker Parteien, die sich vehement gegen die Troika und die mit 
ihr verbundenen Austeritätspolitik stellten. Ihr politisches Programm versprach 
einen Bruch mit der Troika und eine Verbesserung der sozialen Situation. 

Obwohl beide Länder äußerst hart von der Krise getroffen wurden, so müssen 
auch die Differenzen zwischen Griechenland und Portugal betont werden. In 
Griechenland dauerte die Rezession länger, die Arbeitslosenrate stieg höher, die 
gesellschaftliche Textur transformierte sich stärker. Während in Portugal das 
Parteiensystem vergleichsweise stabil blieb, veränderte es sich in Griechenland 
durch die Krise fast vollständig. 


Griechenland 


Schon die beiden Wahlen im Mai und Juni 2012 hatten den Zusammenbruch 
des bisherigen Zwei-Parteien-Systems Griechenlands markiert. Die beiden das 
bisherige politische System prägenden Parteien, die konservative ND und die sozi- 
aldemokratische PASOK, hatten stark an Wählerstimmen verloren (Kompsopou- 
los/Chasoglou 2014). SYRIZA ging mit dem Versprechen in den Wahlkampf, 
das Troika-Programm sofort zu beenden und die sozial- und arbeitspolitischen 
Reformen der letzten Jahre rückgängigzu machen. Mit diesem Programm konnte 
es einen Großteil der ehemaligen PASOK-Wähler_innen, also Angestellte des 
öffentlichen Diensts, sowie einen großen Teil der Arbeitslosen für sich gewinnen. 
Alte PASOK-Wähler_innen machten 30 Prozent ihrer neuen Stimmen 2012 aus, 
während im Laufe der Zuspitzung der wirtschaftlichen Entwicklung und der 
Eskalation der Verhandlungen mit der Troika auch ein nicht unbeträchtlicher Teil 
der Stimmen von der Kommunistischen Partei zu SYRIZA hinüber wanderte. 
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Von größerer Bedeutung für die Parteistruktur war jedoch das rasche Übertre- 
ten früherer PASOK-Funktionär_innen und -Abgeordneter bis hin zu früheren 
Minister_innen in die SYRIZA. Dort bekamen manche auch sofort hohe Partei- 
positionen und nach dem Wahlsieg 2015 auch wichtige Minister_innenposten 
übertragen. SYRIZA transformierte sich in kurzer Zeit personell, funktionell wie 
auch von der Wähler_innenbasis her von einer linksradikalen Kleinstpartei in 
eine sozialdemokratische Partei klassischen Typs. Die Parteispitze um ihren Vor- 
sitzenden Alexis Tsipras reagierte darauf und vollzogeine „realistische Wende“, 
mit moderaterer Rhetorik und Wahlversprechen. Am besten wurde der Erfolg 
dieser Wende in der positiven Haltung deutlich, die der Industriellenverband 
SEV seitdem gegenüber der Partei einnahm (To Vima 2013). 

Die Versuche der SYRIZA-Regierung, nach ihrem Wahlsieg im Januar 2015 
ihr gegenhegemoniales Projekt umzusetzen, stieß umgehend auf den kompro- 
misslosen Widerstand der EU-Regierungen, besonders innerhalb der Eurogruppe, 
wie auch eines Großteils der europäischen Medien. Doch nicht nur der zu er- 
wartende Widerstand der Regierungen aus der Eurozone war ein Faktor, der die 
180-Grad-Wende in der griechischen Regierungspolitik mit sich brachte. Grund 
dafür war vielmehr der absolute Wille der SYRIZA-Regierung, nicht mit der 
Eurozone und auch nicht mit den Leitbildern des Krisenkonstitutionalismus wie 
Wettbewerbsfähigkeit und fiskalische Stabilität zu brechen (Kouvelakis 2016). 
Die EU-Mitgliedschaft mit all ihren Verpflichtungen in Wirtschafts-, Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik wurde als unumstößlicher Parameter angeschen, auf 
dessen Grundlage SYRIZA Politik zu machen plante. Die zuerst formulierte 
fundamentale Kritik am Troika-Programm wurde in cher technischen Details 
für die Neuverhandlungen kanalisiert. Gleichzeitiglegte die neuelinke Regierung 
Wert darauf, dass diese Verhandlungen auf politischer Ebene und nicht mehr auf 
technokratischer Ebene der Troika-Repräsentanten erfolgen sollten. 

SYRIZA bildete schon einen Tag nach den Wahlen eine Koalition mit der 
ND-Rechtsabspaltung ANEL, was sich bereits bei den Wahlen 2012 andeutete, 
nachdem die beiden Parteien eine „strategische Allianz“, also ein gemeinsam 
abgestimmtes Vorgehen im Parlament verabredeten. Übereinstimmend lehnten 
beiden Parteien die Memorandum-Politik ab. Aufgabe aller patriotischen Grie- 
chen sei es, diese zu beenden. Beide Parteien sahen den politischen Kampf gegen 
das Memorandum als das zentrale Element ihrer politischen Programmatik. So 
erklärte der neue Ministerpräsident Tsipras in seiner Rede nach dem Wahlsieg 
2015: 


Griechenland lässt die katastrophale und autoritäre Austerität hinter sich. [...] Der Wille 
des Volkes schließt den Zyklus der Austerität ab und erklärt die katastrophalen Memo- 
randen für ungültig. Die Troika ist die Vergangenheit für unsere gemeinsame europäi- 
sche Existenz. Wir werden eine Regierung für alle Griechen bilden. [...] Heute wurde 
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das Griechenland der Eliten [und] Oligarchen [...] besiegt. Es hat das Griechenland der 
Kreativität und der Zivilisation gesiegt, das Griechenland, das hofft [...] Es wird keinen 
einseitigen Bruch mit Europa geben aber auch keine Unterwerfung. Unser vorrangiges Ziel 
ist die Wiederherstellung der Volkssouveränität in unserer Heimat. Wir werden überall 
tiefgehende Reformen durchführen. 


Eine Analyse dieses Redeausschnitts zeigt alle zentralen Elemente des gegenhe- 
gemonialen Projektes, das die SYRIZA-Regierung in den ersten sechs Monaten 
verfolgte. Im Zentrum dieses Projekts stand die kategorische Ablehnung eines 
Bruches mit dem Projekt der Eurorettung. Diesem Ziel wurde höchste Priorität 
eingeräumt, womit Solidarität, Souveränität und Gerechtigkeit diesem unterge- 
ordnet wurden. Diese Priorisierung stand zu keinem Zeitpunkt infrage. Sowohl 
für die nationalen als auch für die supranationalen Eliten hatte die Abwendung 
eines Bruchs mit der Eurozone höchste Relevanz. Dies zeigte sich insbesondere 
in der Zeit zwischen Januar 2015 und Juni 2015, die durch irrational geführte 
Auseinandersetzungen und kafkaeske Irrungen und Wirrungen innerhalb der 
Eurogruppe geprägt war. Die griechische Regierung agierte widersprüchlich, 
lehnte sie doch aufder einen Seite ein weiteres Memorandum ab, wollte zugleich 
jedoch um jeden Preis in der Eurozone bleiben. 

Zudem wurden die Themen Solidarität und Gerechtigkeit immer mit dem 
Begriff der Verantwortung verknüpft. Verantwortliche Politik bedeute, keine 
politischen Ziele zu verfolgen, die das Vertrauen der Finanzmärkte in Griechen- 
land nicht noch weiter erschütterten. Die Wiederherstellung des Sozialstaates 
und der Arbeitnehmer_innenrechte müssen daher mit einer Stabilisierung der 
Refinanzierungsbedingungen auf den Finanzmärkten einhergehen. 

Den politischen Vertrauensvorschuss, den SYRIZA zu Beginn der Regie- 
rung von breiten gesellschaftlichen Gruppen erhalten hatte, hat die Partei daher 
wieder verloren. Mit der SYRIZA-Regierung war keine Rückkehr zu den alten 
klientelistischen Einstellungspraktiken mehr zu erwarten. Der deutlichere Ver- 
trauensverlust resultierte jedoch aus der Zustimmung zum dritten Memorandum 
und der Kontinuität der Austeritätspolitik und der zügigen und konsequenten 
Umsetzungder darin festgehaltenen Auflagen. Diese enthielten nicht nur immer 
weitere Kürzungsrunden bei den Renten, sondern auch eine Verallgemeinerung 
der vollständig deregulierten Arbeitsgesetzgebung, Das Privatisierungsprogramm 
wurde ebenfalls stark beschleunigt (vgl. EC 2015). 

Von existentieller Bedeutung war die Erleichterung der Räumung von 
Wohneigentum, wenn Hypothekenkredite nicht mehr bedient werden. Über 
Jahrzehnte galt Wohneigentum in Griechenland als einzige soziale Sicherheit, 


1 „AAtEng Toimpac: TIaper96v n Tpöına. O Ands uds Edwae kadapı) evroAN“, www.news247. 
gr (25.1.2015), Übers.: I.K. 
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die der überwiegende Anteil der Bevölkerung zu erwarten hatte. Die Troika 
erhöhte jedoch ausgerechnet hier den Druck, um die Hypothekenerstattung zu 
stärken. Seitdem können Immobilien geräumt werden, wenn die Schuldner mehr 
als 90 Tage in Rückstand mit ihren Zahlungen sind. Des Weiteren können die 
Hypothekenkredite nun aufSekundärmärkten weiter gehandelt werden, was eine 
Reihe von kanadischen und US-Finanzmarktakteuren angezogen hat. Sie können 
Schuldtitel erwerben und profitträchtig weiterverkaufen, wobei die Restitution 
durch erleichterte Räumungen stärker gesichert erscheint. Dieses Gesetz führte 
ein weiteres Mal zu einer Welle von Protesten gegen die Regierung. 

Als Konsequenz der rigoros durchgeführten Austeritätspolitik und der Erhö- 
hung der Steuern verzeichnete der griechische Haushalt ab 2016 einen Primär- 
überschuss, das heißt einen Überschuss nach Abzug der Zinszahlungen. Dieser 
Betrag wurde nun von der Regierung als einziges Mittel von unterstützender 
Sozialpolitik in Form von Einmalzahlungen ohne rechtlichen Anspruch an Rent- 
ner_innen und arme Haushalte eingesetzt. Die Troika erhob massiven Einspruch 
gegen dieses Vorgehen, ließ Athen dann aber gewähren. Diese Form moderner 
Almosenverteilung wiederholte sich 2017 wieder mit dem Argument, dass der 
Primärüberschuss dieses Jahr sogar noch höher ausgefallen sei. 

SYRIZA liegt derzeit in Umfragen weit hinter der konservativen Nea De- 
mocratia (ND). Ihr Rückstand betrug im Juli 2018, vor dem Hintergrund des 
beigelegten aber umstritten gebliebenen Namensstreites mit Nord-Makedonien, 
13,4 Prozent. Premierminister Tsipras hofft, mit dem im August 2018 stattfin- 
denden Ende des Troika-Programms zu punkten und konzentriert sich daher 
auf den Ausstiegsprozess und die Verhandlungen über die Bedingungen des 
Post-Programms. Zugleich kann er mit einer weitergehenden konjunkturellen 
Erholung rechnen, die 2017 nach acht Jahren fast ununterbrochener Rezession 
eingetreten ist. 

Der Versuch der SYRIZA-Regierung, ein gegenhegemoniales Projekt gegen 
den europäischen Krisenkonstitutionalismus umzusetzen, ist gescheitert. Das 
liegt nicht nur an der unversöhnlichen Haltung der Troika und der Regierun- 
gen der übrigen EU-Mitgliedsstaaten, besonders der Eurogruppe. Da sich linke 
Kritik per definitionem gegen die Interessen der herrschenden Eliten richtet, 
kann diese Feststellung nicht Maßstab für eine linke Politik sein. Deshalb wird 
vermehrt kritisiert, dass SYRIZA die Mitgliedschaft in der Eurozone und der 
damit einhergehenden Bedingungen prioritär gegenüber den Forderungen und 
Bedürfnissen der eigenen Wählerklientel und der Mehrheit der griechischen 
Bevölkerung behandelt hat. 
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Die Bildung einer neuen PS-geführten Regierung unter Premierminister Antö- 
nio Costa am 26.11.2015 kam für viele Beobachter_innen überraschend. Die 
bisherige konservative Regierungskoalition von PSD und CDS-PP hatte zwar 
die meisten Stimmen bekommen, dies reichte aber nicht für eine Parlaments- 
mehrheit aus. Im Verlauf der Konsultationen zur Regierungsbildung kam es zu 
einer überraschenden Wende im innerportugiesischen Verhältnis der Linken. 
Zum ersten Mal kam es zur Unterstützung einer Minderheitsregierung des PS 
durch den Linksblock Bloco de Esquerda und dem Bündnis der Kommunisten 
und Grünen (CDU) - dadurch sicherte sich der PS eine Mehrheit bei wichtigen 
Abstimmungen. 

Der PS entschloss sich zu diesem Vorgehen, weil die Parteibefürchten musste, 
als Juniorpartner der stimmenstärkeren PSD dasselbe Schicksal wie viele andere 
sozialdemokratischen Parteien in Europa zu erleiden. Die Kommunistische Partei 
war zur Zusammenarbeit bereit, weil sie weitere Privatisierungsrunden einer 
erneuten konservativen Regierung erwartete. Diese hätten besonders Branchen 
getroffen, in denen die Partei noch eine starke Basis hatte. Den größten An- 
passungsdruck hatte aber der Linksblock, der in Zusammensetzung und pro- 
grammatischer Ausrichtung SYRIZA schr ähnlich ist. Seit dem Ergebnis der 
Verhandlungen zwischen der SYIRIZA-Regierung und der Troika waren in 
der Partei die Stimmen stärker geworden, die einen Austritt aus der Eurozone 
forderten. Von solchen Forderungen hatten sich PS und ihr Generalsekretär 
Antönio Costa eindeutig distanziert (Morais 2018). 

Die PS-Regierung konnte unter viel günstigeren Bedingungen beginnen als 
SYRIZA. Portugal hatte das Troika-Programm seit einem knappen Jahr verlassen 
und, obwohl es bis zur Tilgung eines Großteils der Troika-Kredite in einem 
sogenannten Post-Programm ist, waren die Spielräume für eine eigenständige 
Politik größer. Hinzu kam, dass die Kommission zwar mit einer Reihe von PS- 
Vorhaben nicht einverstanden war, aber über ein Defizitverfahren nicht zu hart 
intervenieren wollte. Dies lag daran, dass auch in Spanien Parlamentswahlen 
anstanden und die Kommission nichts unternehmen wollte, was auch dort linke 
Kräfte gestärkt hätte. Außerdem hatte sich die wirtschaftliche Entwicklung seit 
2014 zunehmend erholt, mit positiven Impulsen auf Beschäftigungund Konsum. 

Premierminister Costas wollte, „das Blatt der Austerität umblättern“, um mit 
Investitionen die Wirtschaft anzukurbeln (Journal de Negocios 2015). Erentwarf 
eine wirtschaftspolitische Strategie, die aufeiner Modernisierungund Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft abzielte und auf die Herstellung von 
Gütern auf einer höheren Stufe der Wertschöpfungskette fokussieren sollte. 
Dafür sollte es nicht nötig werden, so die Kalkulation, sich außerhalb der Bud- 
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getrestriktionen des Eurostabilitätspaktes und des Post-Programmes zu bewegen 
(Finn 2016). Wie dies geschehen soll, blieb bis heute unklar. 

Die PS-Regierung verpflichtete sich weiterhin, die Haushalsdefizite zu reduzie- 
ren, weshalb die staatliche Nachfrage seit 2015 bei der wirtschaftlichen Wieder- 
belebungkeine relevante Rolle spielt (Morais 2018). Gleichzeitig nahm die neue 
Regierung zügig eine Reihe von Reformen aus der Troika-Periode zurück. Dies 
betraf größtenteils allerdings nur jene Maßnahmen, die von der konservativen 
Vorgängerregierung über die Vorgaben der Troika hinaus umgesetzt worden 
waren. So wurde die 40-Stunden-Arbeitswoche im öffentlichen Dienst auf das 
vorherige Niveau von 35 Stunden zurückgesetzt. Die abgeschaftten staatlichen 
Feiertage wurden wiedereingeführt und nominale Lohnkürzungen graduell 
zurückgenommen. Der Mindestlohn, der jahrelang eingefroren war, aber noch 
unter der alten konservativen Regierung seit 2014 langsam wieder erhöht wur- 
de, wurde erneut angehoben. Auch setzte die Regierung die Abschaffung einer 
Extraabgabe auf die Einkommenssteuer sowie einer „Solidaritätsabgabe“ durch. 
Die Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters wird, wenn auch etwas langsamer, 
weitergeführt (ETUI 2017). Das Versprechen, das vor der Krise dominierende 
sektorale Kollektivverhandlungssystem und eine ganze Reihe weiterer Maßnah- 
men zur Stärkung der gewerkschaftlichen Macht wieder herzustellen, wurde 
bisher nicht erfüllt. 

Eine Reduzierung des Haushaltsdefizits konnte 2016 vor allem durch erhöhte 
Einnahmen der Sozialversicherungskassen sowie der lokalen Verwaltungsein- 
heiten erreicht werden, die auf weiterhin eingefrorene Gehälter und Aufstiegs- 
möglichkeiten im öffentlichen Dienst sowie Kürzungen bei öffentlichen Inves- 
titionen zurückgingen. Zusätzlich wurden aufgrund der im Troika-Programm 
eingeführten strengeren Bedürftigkeitskriterien 130.000 Personen weniger von 
den sozialen Sicherungssystemen erfasst, während weniger als 29 Prozent aller 
arbeitslosen Personen Unterstützungsleistungen erhalten. Gleichzeitigbleiben die 
Ausgaben für den Schuldendienst schr hoch und machen mehr als das Doppelte 
des Betrages der öffentlichen Investitionen aus. Der Staat kann so seiner weiterhin 
wichtigen Rolle als Wachstumsgenerator nicht nachkommen (Rosa 2017a). Vor- 
her eingeführte Kürzungen der Renten wurden zwar wieder abgeschafft, aber die 
durch das Troika-Programm eingeführten Änderungen im Rentensystem wurden 
aufrechterhalten, sodass zukünftig weniger Personen von dieser Verbesserung 
profitieren werden können (Rosa 2017b). 

Der inländische Konsum als die traditionell tragende Säule des Wirtschafts- 
wachstums konnte so nicht gestärkt werden (Pestana 2016). Durch die Maß- 
nahmen der Regierung wurden aber immerhin lohnabhängige Haushalte ge- 
stärkt und konnten vielfach aus ihrer existenziellen Notlage befreit werden. Es 
war jedoch vor allem die anziehende Konjunktur der Weltwirtschaft, welche 
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diese Entwicklung ermöglichte, und weniger die progressive Politik der linken 
Regierung. So konnte im Verlauf des Jahres 2017 wieder ein BIP in Höhe der 
Vorkrisenzeit erreicht werden. Den größten Beitrag zu dieser Erholung hatten 
die Bruttoinvestitionen, die aus dem Ausland stammen und vorwiegend in den 
Bausektor flossen. Hinzu kommen ein wachsender Tourismussektor und das 
stete Wachstum der Exporte (Morais 2018). 

Die Arbeitslosenrate ist von einem Höchststand von 16,5 Prozent im Jahre 
2013 auf8 Prozent gefallen, wobei die große Zahl derjenigen Personen fehlt, die 
ökonomisch inaktiv sind, sich aber nicht mehr arbeitslos melden. Dies betrifft 
besonders die stark gestiegene Zahl der Langzeitarbeitslosen. Würden sie mit 
gerechnet, würde sich die ofliziell angegebene Arbeitslosenrate auf 12 Prozent 
erhöhen. Hinzu kommen diejenigen, die unfreiwillig kürzere Arbeitszeiten in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen hinnehmen, von denen sie kaum leben 
können (Rosa 2018a). 

In ihrem Stabilitätsprogramm für die Jahre 2018 bis 2022 hat die Regierung 
Antönio Costas ihre politische Linie bekräftigt: Defizitreduzierung hat Priorität 
und der wirtschaftliche Erfolgist weiterhin das Kriterium, nach welchem die So- 
zialpolitik inhaltlich bestimmt wird. Die Sanierung des Haushalts soll weiterhin 
über Ausgabenkürzungen bei den Angestellten im öffentlichen Dienst erfolgen. 
Weitere Kürzungen sind im Bereich der Sozialabgaben vorgesehen, während 
öffentliche Investitionen auf dem derzeitigen niedrigen Niveau verbleiben sollen 


(Rosa 2018b). 


Fazit 


Die anfangs konfrontativ ausgerichtete Politik der SYRIZA-Regierung und die 
konziliantere Politik der PS-Regierungzeichnet ein gemeinsamer Grundzugaus. 
Sowohl die Regierung Tsipras als auch die Regierung Costa haben die Prinzipien 
der neuen europäischen economic governance anerkannt. Diese fordern eine stetige 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und die gleichzeitige Einhaltung der 
Stabilitätskriterien. Zudem haben beide Länder die Rettung des Banken- und 
Finanzsystems weitergeführt und Ressourcen für die Bankenrekapitalisierung 
eingesetzt. Dem Finanzkapital wurden neue Profitquellen eröffnet wie etwa der 
Handel mit nicht bedienten Hypotheken. 

Sozialpolitische Leistungen werden nur erhöht oder überhaupt erst gewährt, 
wenn die Kassenlage es zulässt, wenn also die Sparauflagen der Troika und die 
Kriterien des Stabilitäts- und Wachstumspaktes nicht verletzt werden. Sozial- 
politische Prinzipien von sozialen Rechten und Solidarität werden marginali- 
siert und nicht verfolgt, obwohl Umfragen wiederholt aufgezeigt haben, dass 
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die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung sowohl Griechenlands als auch 
Portugals nur diese Ideen als legitim ansehen. Den Wiederaufbau bisher beste- 
hender Machtressourcen für die organisierte Arbeiterschaft wurde bestenfalls 
rhetorisch geleistet. Die Möglichkeiten, gesellschaftlichen Widerstand über die 
vormaligen institutionalisierten Mechanismen zu leisten, sind so gut wie nicht 
mehr vorhanden. 

Der durch die Troika-Programme durchgesetzte entbettete Neoliberalismus 
wurde also nicht rückgängig gemacht. Im Gegenteil wurden seine Parameter 
anerkannt und von beiden Regierungen weiter praktiziert. Darüber hinaus erfährt 
er sogar einen gewissen Grad an Zustimmung, solange beide Regierungspartei- 
en weiter die mehrheitliche Zustimmung der Wähler_innen erhalten. Diese 
Zustimmung erhalten beide Parteien auch von supranationaler EU-Ebene, da 
durch ihr Vorgehen die Parameter der neuen europäischen economic governance 
stärker auf nationaler Ebene etabliert werden. Wirtschaftspolitische Strategien, 
die Wachstum über eine Modernisierung der Wirtschaft statt einer Strategie von 
Lohnabwertungen und längerer Arbeitszeiten ermöglichen, sind in diesem Rah- 
men schwer umzusetzen. Dafür bedürfte es entweder eines Technologietransfers 
dank ausländischer Direktinvestitionen oder verstärkter einheimischer Investiti- 
onen. Letzteren sind durch die Fiskal- und Defizitregeln ein Riegel vorgeschoben. 
Ausländische Direktinvestitionen gehen momentan entweder in den Aufkauf pri- 
vatisierter Grundversorger, etwa Energie- und Infrastrukturunternehmen, oder 
in traditionelle Branchen wie Tourismus, Immobilien sowie Hypothekenkredite. 

In Griechenland herrscht derzeit eine Situation des Abwartens oder der Re- 
signation. In Portugal hingegen hat sich die Zustimmung zur Politik der PS- 
Regierung vergrößert. Die Gefahr hierbei ist jedoch, dass dies nur eine momentane 
Erleichterung über die bescheidene Verbesserung der Lebensumstände breiter 
Bevölkerungsteile ist. Daher bleibt abzuwarten, inwiefern die linke Regierung 
Costas langfristig ihre derzeitigen Zustimmungswerte halten kann. Denn eine 
Politik, die die verelendeten Lebensumstände hunderttausender ihrer Bürger_in- 
nen nicht verbessert und die die Sozialstaatlichkeit mithilfe supranationaler Ins- 
titutionen immer weiter infrage stellt, wird mittelfristigwohl kaum Erfolghaben. 

Es bleibt daher festzustellen, dass eine Linke mit ihrem Programm die Forde- 
rungen und Bedürfnisse der überwältigenden Mehrheit der Subalternen in der 
südlichen Peripherie artikulieren muss. Angesichts der Radikalität, mit der die 
herrschenden Eliten Europas in den letzten zehn Jahren ihre gesellschaftlichen 
Ziele realisiert haben, muss die Antwort der Linken um ein Mehrfaches radikaler 
als bisher sein. 
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Heide Gerstenberger 


Über direkte Gewalt in 
kapitalistischen Arbeitsverhältnissen - und über 
Geschichtsphilosophie 
Zur analytischen Konzeption von Gewalt im Kapitalismus 


Soll Gewalt im Kapitalismus analysiert werden, so ist es womöglich nicht ratsam, 
sich ausschließlich auf die von Marx im Kapital vorgeschlagene theoretische Kon- 
zeption zu verlassen. Denn aller konkreten Hinweise auf gewalttätige Praktiken 
zum Trotz - behandelte Marx im Kapital nicht „Gewalt im Kapitalismus“, son- 
dern „Kapitalismus als Gewalt“. In heutigen Termini wäre von Gewaltstrukturen 
die Rede. Und damit erklärt sich auch schon der fortdauernde Erfolg des von 
Johan Galtung vorgeschlagenen Konzepts der „strukturellen Gewalt“, obwohl 
dieses zunächst nicht mehr zum Ausdruck bringen sollte, als dass von Imperi- 
alismus auch dann die Rede sein kann, wenn die Ausbeutung fremder Völker 
nicht mittels Waffengewalt erfolgt (Galtung 1973). 

Dass wir Marxals einen Vertreter des Konzepts „strukturelle Gewalt“ avant la 
lettre verstehen können, hat zwei Gründe. Beide finden sich besonders ausgeprägt 
im Kapitel über „Die sogenannte ursprüngliche Akkumulation“, dem 24. im 
ersten Band des Kapital. Der eine ergibt sich aus der grandiosen theoretischen 
Leistung, die fundamentale Differenz der kapitalistischen Produktionsweise 
zu ihr voraufgehenden Produktionsweisen zu erklären, der zweite aus dem Ge- 
schichtsoptimismus, welcher im Kapital cher selten, im 24. Kapitel aber aus- 
drücklich formuliert ist. Beide Argumentationen sind im Folgenden zu erläutern. 
Zuvor ist aber festzuhalten, dass die Gleichsetzung der Grundstrukturen des 
Kapitalismus mit Gewaltverhältnissen dazu verleitet, jenem „Mehr“ an Gewalt 
im historischen Alltag des Kapitalismus, welches nicht als notwendig für den 
Erhalt der Grundstrukturen der kapitalistischen Produktionsweise zu erklären 
ist, keine theoretische Relevanz zuzusprechen. Und das ist im Zusammenhang 
einer durch Marx angeregten Argumentation auch deshalb schlüssig, weilMarx ja 
unterstellt, die kapitalistische Produktionsweise sei die Vorstufe für jene bessere, 
weil sozialistische Produktionsweise, auf welche die Geschichte der Menschheit 
zustrebe. Zu den Voraussetzungen für die historische Möglichkeit des Sozialismus 
zählt Marx den zunehmenden Rückgang „außerökonomischer Gewalt“ (MEW 
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23: 765), womit im Umkehrschluss -— once again - kapitalistische Ökonomie 
insgesamt als Gewaltstruktur bezeichnet wird. 

Es handelt sich bei den Grundstrukturen des Kapitalismus, beim Kapitalver- 
hältnis und der Konkurrenz, aber um Strukturen, deren Formen und Funktions- 
weisen staatlich geregelt sind. Agieren Menschen innerhalb der so bestimmten 
Strukturen, so nutzen sie ihre gesetzlich sanktionierte Verfügungsgewalt über 
privates Eigentum. Solche Verfahrensweisen können Menschen in Armut und 
in Krankheit stürzen und sie womöglich auch ums Leben bringen. Das ist aber 
nicht (oder jedenfalls nicht notwendig) die Folge einer auf konkrete Personen 
oder konkrete Gruppierungen gerichteten Gewaltpraxis. Es gab und gibt im 
Kapitalismus jedoch auch gewalttätige Aneignungspraktiken, die den Rahmen 
des staatlich als legal definierten Aktionsradius sprengen. Um Missverständ- 
nissen vorzubeugen, bezeichne ich sie als „direkte Gewalt“. Sie richtet sich auf 
die körperliche Unverschrtheit von Personen, seien diese der Androhung oder 
tatsächlichen Ausübung von Gewalt in unmittelbarer Anwesenheit oder aber 
in weit entfernten Orten ausgesetzt. In aller Regel ist für die Verletzung oder 
Bedrohung von Leib und Leben Intention zu unterstellen, mindestens aber die 
Inkaufnahme solcher Beschädigung. Ist in einer Gesellschaft das staatliche Ge- 
waltmonopol gesetzlich verankert, so ist Privaten die Praxis von direkter Gewalt 
- von staatlich zugestandenen Ausnahmen abgeschen' - verboten. Das garantiert 
freilich nicht, dass entsprechende Praktiken auch tatsächlich verfolgt werden. 


Von der ursprünglichen zur kapitalistischen Akkumulation 


Marx galt die Vorgeschichte des Kapitalismus nur insoweit als relevant, als sie den 
zeitgenössisch gängigen Erklärungen für die Etablierung dominanter kapitalisti- 
scher Verhältnisse widerspricht. Nicht etwa Fleiß, Intelligenz und Sparsamkeit 
auf der einen sowie Faulheit und Leichtfertigkeit auf der anderen Seite hätten 
Verhältnisse geschaffen, die Warenproduzenten mit ausreichend Kapital und Ar- 
beitskraft versorgten, vielmehr sei dies mittels weltweiter Praktiken des Raubs und 
der Vertreibung bewerkstelligt worden. Was die historischen Einzelheiten dieser 


1 Zusolchen Ausnahmen zählten bzw. zählen das Züchtigungsrecht von Lehrherren, Ka- 
pitänen, Eltern und Lehrern, zudem das Recht von Ehemännern, über die Sexualität 
ihrer Frauen auch gewaltsam zu verfügen. Dazuhin ist Polizei auch in modernen Verfas- 
sungsstaaten eine „Organisation mit Gewaltlizenz“. Das resultiert aus dem Erfordernis, 
Polizeikräften für die Umsetzung der an sie ergangenen Weisungen ein bestimmtes Maß 
an Autonomie zuzugestehen (Herrnkind/Scheerer 2003). Innerhalb dieses Handlungs- 
rahmens kommt es dann vielfach auch zu - institutionell nicht gedeckter - direkter 
Gewalt. 
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Prozesse betrifft, so hat sich Marx mehrfach geirrt,? seiner theoretischen Leistung, 
kapitalistische Praktiken der Ausbeutung in der staatlich sanktionierten Institution 
des Privateigentums, im Vertrag und in der Wirkungsweise von Konkurrenz zu 
verorten, tut das jedoch keinen Abbruch. Im Kern geht es um die strukturelle 
Voraussetzung kapitalistischer Produktion: um die "Iransformation von Arbeits- 
kraft in Ware und ihren Einsatz unter dem Kommando von Kapitaleignern. Dafür 
mussten Menschen nicht nur arm, sondern auch gefügiggemacht werden. Die dafür 
erforderliche Disziplin wurde Marx zufolge in Arbeitskräfte „hineingepeitscht, -ge- 
brandmarkt, -gefoltert“ (MEW 23: 265). Widerstand wurde (und wird) gebrochen, 
wenn zusätzliches Angebot an Arbeitskraft vorhanden ist. Einmal historisch durch- 
gesetzt, ist die Herrschaft von Kapitaleignern über die Vernutzung der ihnen gegen 
Lohn überlassenen Arbeitskraft den kapitalistischen Produktionsverhältnissen auf 
Dauer immanent. Eben deshalb können Kontrakte zwischen rechtlich Freien zur 
„formelle[n] Vermittlung des Kapitalverhältnisses“ (MEW 23: 417) werden. Die 
damit gegebene Möglichkeit der Mystifikation von Ausbeutungsverhältnissen ist 
aber nicht die Ursache ihrer tatsächlichen Durchsetzung. 


Historische Möglichkeit ist nicht historische Notwendigkeit 


Dass Verträge dazu dienen können, die kapitalistische Form der Ausbeutung 
undurchschaubar zu machen, Verträge demzufolge der Aufrechterhaltungkapita- 
listischer Produktionsverhältnisse nützlich sind, heißt weder, dass sie durchgängig 
unabdingbar wären, noch erklärt sich aus diesem funktionalen Zusammenhang, 
warum sie wann und wo dominant wurden. Aus den von Marx analysierten 
Grundstrukturen des Kapitalismus lässt sich nicht mehr ableiten, als dass die 
konkrete Entwicklung kapitalistischer Gesellschaften unter historisch geschaf- 
fenen grundlegenden Bedingungen erfolgt. Urs Lindner (2013: 390) hat dafür 
die schöne Formulierung „strukturierte Kontingenz“ vorgeschlagen. Anders 
gesagt: Die Analyse des Kapitalismus ist ohne die Analyse seiner historisch realen 
Funktionsweise nicht zu haben. 

Solche Forschung macht deutlich, dass die Praxis direkter Gewalt nicht re- 
duziert wurde oder wird, weil sie durch das Angebot an mystifizierten Formen 


2 Marx zufolge waren Handelskriege von Europäern sowie der Opiumkrieg „Hauptmo- 
mente der ursprünglichen Akkumulation‘(MEW 23:779). Inzwischen wissen wir, dass 
Marx die Bedeutungdes internationalen Handels für die Durchsetzung des Kapitalismus 
in den Herkunftsländern der bewaffneten Kaufleute weit überschätzte, und auch, dass 
der für kapitalistische Produktion erforderliche Kapitalstock bis in die Hochzeit der 
Industrialisierung hinein nicht sehr groß sein musste. Für eine ausführlichere Diskussion 


vgl. Gerstenberger 2017: 58-64. 
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der Ausbeutung unnötig gemacht worden wäre. Von Ausnahmen abgesehen 
haben Kapitaleigner den Einsatz direkter Gewalt praktiziert beziehungsweise 
angeordnet, wann und wo immer ihnen dies möglich schien. Mögen Kritikerund 
Befürworter des Kapitalismus auch übereinstimmend konstatieren, in kapitalis- 
tischer Produktion sei die Praxis direkter Gewalt dysfunktional, weshalb denn 
auch zu erwarten gewesen sei, dass sie zunehmend nur noch in Ausnahmefällen 
angewandt werde, die historische Realität des Kapitalismus hat dieser Annahme 
nicht entsprochen. Überall ist Kapitaleignern die theoretisch als ökonomisch 
rational bestimmte Form der Ausbeutung von Arbeitskraft durch sozialen Protest 
und dadurch veranlasste politische Regulierung aufgezwungen worden.° 

Strukturfunktionale analytische Konzepte würden nahelegen, dass die staat- 
liche Freisetzung von Arbeitsverhältnissen aus „außerökonomischer Gewalt“ 
erfolgte, wenn kapitalistische Verhältnisse im nationalen Rahmen einen Grad 
der Entwicklungerreicht hatten, der diese Trennungvon Politik und Ökonomie 
erforderlich machte. Doch selbst die Entwicklung in den ersten kapitalistischen 
Gesellschaften steht derartigen Annahmen entgegen. 

Kapitalistische Produktion erfordert die systematische Vernutzung von Ar- 
beitskraft unterdem Kommando von Kapitaleignern, „freie Lohnarbeit“ erfordert 
sie dagegen nicht. Tatsächlich ist ausgerechnet in England freie Lohnarbeit im 
heute verstandenen Sinne erst eingeführt worden, nachdem Arbeitskräfte bereits 
seit Jahrzehnten in industrialisierter Produktion ausgebeutet worden waren.‘ Bis 
1875 waren Arbeitskräfte in England zwar frei gewesen, einen Arbeitsvertrag 
abzuschließen, sie hatten aber nicht das Recht, einen solchen Vertrag von sich 
aus wieder zu beenden. 

Die entsprechende Strafbestimmung war in einem seit Jahrhunderten gel- 
tenden Gesetz, dem sog. Master and Servant Act, enthalten. 1823, also mitten 
im Prozess der Industrialisierung, wurde sie drastisch verschärft. Ebenso wie 
andernorts gab es auch in England Unternehmer, die darauf verzichteten, staat- 
liche Gewaltmittel zur Aufrechterhaltung von Arbeitsverhältnissen in Anspruch 
zu nehmen, viele andere aber nutzten die ihnen durch das Arbeitsstrafgesetz 


angebotene Möglichkeit.’ Weigerten sich Arbeitskräfte nach dem Verbüßen 


3 Derhistorisch eindrucksvollste Beleg dieser These ist die Tatsache, dass Sklaverei - vom 
erfolgreichen Aufstand in Haiti abgeschen - überall politisch abgeschafft werden musste 
(vgl. Blackburn 1988: passim). 

4 Es war vor allem Robert J. Steinfeld, der die Annahme kritisiert hat, „freie Lohnarbeit“ 
im heute verstandenen Sinne sei ein strukturelles Erfordernis kapitalistischer Produktion 
(vgl. Steinfeld 1991; 2001). 

5 Marx kannte die in England geltende Strafbestimmung gegen Kontraktbruch (MEW 
23: 768). Ihren Widerspruch zur Privatisierung der Herrschaft über den Einsatz von 
Arbeitskraft hat er hingegen nicht thematisiert (MEW 23: 742). 
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einer Strafe wegen Kontraktbruches, in das eigenmächtig beendete Arbeitsver- 
hältnis zurückzukehren, so konnten sie wieder und wieder verurteilt werden 
(Hay 2004: 59£.). Und diese Verurteilungen haben nicht etwa im Laufe der Zeit 
abgenommen. In den Jahren 1870 bis 1875 waren sie häufiger als jemals zuvor 
(Hay 2000: 109). Sehr viele britische Unternehmer nutzten die ihnen im Gesetz 
offerierte Möglichkeit, ihrer Direktionsgewalt mithilfe staatlicher Disziplinie- 
rung Nachdruck zu verleihen (Deakin 2001: 27). Das Ende dieser Einbettung 
kapitalistischer Lohnarbeit in staatliche Gewaltkompetenz war nicht Folge öko- 
nomischer Kalkulation, sondern politischer Kämpfe. Sie bewirkten zunächst eine 
erneute Ausweitung des Wahlrechts und in dessen Folge einen Wahlkampf, der 
die Führer der Konservativen Partei veranlasste, der organisierten Arbeiterschaft 
Zugeständnisse zu versprechen. Nach dem Wahlsieg der Konservativen wurde 
1875 die strafrechtliche Sanktionierung von Arbeitsverhältnissen denn auch 
tatsächlich aufgehoben. Erst damals also erhielt Lohnarbeit in England jene 
rechtliche Form, die uns heute geläufig ist und von welcher Marxistinnen und 
Marxisten lange angenommen haben, dass sie die Durchsetzungeiner Dominanz 
kapitalistischer Produktionsverhältnisse erst möglich machte. 

Auch die Entwicklung der freien Lohnarbeit in Frankreich ist mit den in 
marxistischer Argumentation lange geltenden Selbstverständlichkeiten nicht 
in Einklang zu bringen. Denn in Frankreich ist freie Lohnarbeit bereits in der 
Französischen Revolution eingeführt worden - schr lange also vor der Ausbrei- 
tung kapitalistischer Produktion in diesem Land. Als die Revolution alle zuvor 
staatlich sanktionierten Formen der Ungleichheit beseitigte, machte dies die 
rechtliche Gleichheit von Vertragspartnern - auch bei Arbeitsverträgen — po- 
litisch unabweisbar. Selbst wenn in der napoleonischen Zeit das Zivret wieder 
eingeführt wurde, in welchem vor der Revolution das von Meistern akzeptierte 
Ende einer Beschäftigung vermerkt worden war, so hat es nach der Revolution 
doch nie mehr zur polizeilichen Kontrolle von Arbeitsverhältnissen gedient. 
Stattdessen wurde jetzt eingetragen, ob etwaige Lohnvorschüsse abgearbeitet 
worden waren (Cottereau 2000: 211). 

Von der Chance, einen Arbeitsvertrag zu kündigen, um anderweitig bessere 
Bedingungen zu finden, konnten angesichts der ökonomischen Verhältnisse in 
Frankreich nur wenige profitieren, und sobald Arbeitskräfte beschlossen, ihre 
Lage durch gemeinsam erhobene Forderungen zu verbessern, hatten sie die staat- 
liche Repression zu gewärtigen, die in Frankreich wie anderswo genutzt wurde, 
um gewerkschaftlichen Protest zu verhindern. Dass Lohnarbeit in Frankreich 
seit Ende des 18. Jahrhunderts im heute verstandenen Sinne „frei“ war, hat die 
materielle Situation französischer Lohnarbeitskräfte kaum positiv beeinflusst, 
es belegt aber die Kritik an der Unterstellung, „freie Lohnarbeit“ resultiere aus 
ökonomischem Erfordernis. 
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Auch in deutschen Staaten waren Strafen auf Kontraktbruch weit verbreitet. 
In Preußen und anderswo wurde die eigenmächtige Kündigung mit bis zu 20 
Talern oder 14 Tagen Gefängnis bestraft. In Sachsen galt seit 1838 ein Gesetz, 
demzufolge Kontraktbrüchige sogar mit Gefängniszwang bis zu sechs Mona- 
ten rechnen mussten. Mit der 1869 beschlossenen Deutschen Gewerbeordnung 
wurde der Kontraktbruch gegen heftigen Unternehmerprotest entkriminalisiert. 
Für Alt-Preußen sollte dies allerdings nicht gelten. Mit dem Aufschwung der 
Konjunktur in den 1870er Jahren wurde die Forderung schr laut, dem „Geist 
der Rechtlosigkeit und Ungebundenheit“ (Brentano 1874 zit. n. Schmidt 1993: 
165) unter Arbeitskräften, will sagen: ihrer Ausnutzung von Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt, durch Wiedereinführung der Strafbestimmungzu begegnen. Erst 
mit der Depression in den 1890er Jahren endeten diese Forderungen.“ 


Freie Lohnarbeit als Voraussetzung für Revolution? 


Es war die internationale Bewegung zur Abschaffung der Sklaverei, die um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts den Arbeitsvertrag zum Zentrum der Rechtfertigung 
des Kapitalismus werden ließ. Abolitionistinnen und Abolitionisten deklarierten 
das Vorhandensein von Verträgen - und seien sie auch lediglich unterstellt - zum 
Beweis von Nicht-Sklaverei und Verträge damit zum Inbegriff persönlicher Freiheit. 

Die Geschichtsmächtigkeit der Definition von Sklaverei als eines nicht durch 
Vertragzwischen Freien begründeten Arbeitsverhältnisses belegen auch Ausfüh- 
rungen von Marx. Im Kapitel über „Maschinerie und große Industrie“ bezeich- 
net er Familienväter, die sich wegen der Freisetzung männlicher Arbeitskraft 
auf Grund von technischen Entwicklungen gezwungen sahen, ihre Frauen und 
Kinder der Fabrikarbeit auszuliefern als Sklavenhändler (MEW 23: 418). Auf 
diese Weise habe die von der großen Maschinerie bewirkte Revolution im Rechts- 
verhältnis zwischen Käufer und Verkäufer der Arbeitskraft „selbst den Schein 
eines Kontraktes zwischen freien Personen“ verloren (MEW 23: 419). Marx 
zufolge war es eben dieser Umstand, der „dem englischen Parlament später den 
juristischen Entschuldigungsgrund für Staatseinmischung in das Fabrikwesen“ 
bot (ebd.). Hinsichtlich der Vorstellungen von der historischen Entwicklung 
des Kapitalismus, die Marx seinen politischen und theoretischen Nachfahren 
hinterlassen hat, ist dieser Staatstätigkeit aber eine Bedeutung zuzuschreiben, 
die über Deskription hinausgeht und auf Notwendigkeit deutet. Denn obwohl 
sich bei Marx zu fast jeder Aussage über die konkrete historische Ausprägung 
kapitalistischer Arbeitsformen auch gegenteilige Aussagen finden lassen, so steht 


6 Belege in Gerstenberger 2017: 65-73. 
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der Hinweis aufdas Vorhandensein „freier Arbeiter“ als einer Bedingungder ka- 
pitalistischen Produktionsweise doch im Zentrum seiner Argumentation (MEW 
23:184). Und damit sind dann nicht nur jene historischen Voraussetzungen ange- 
sprochen, die in Prozessen der ursprünglichen Akkumulation geschaffen wurden, 
vielmehr geht es auch um die Dynamik historischer Entwicklungen, die aus den 
„immanenten Gesetzen der kapitalistischen Produktion selbst“ resultieren (MEW 
23: 790). Nun haben die immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktion 
zwar tatsächlich Konzentrationsprozesse’ hervorgebracht, doch machen sich diese 
die dort zusammentreffenden Arbeitskräfte nicht zunutze, um Sozialismus zu 
erkämpfen. Nach wie vor könnten sich Kapitaleigner zumeist darauf verlassen, 
dass „für den gewöhnlichen Gang der Dinge“ der Arbeiter den „Naturgesetzen 
der Produktion“ überlassen bleiben kann (MEW 23: 765). 

Des ungeachtet haben sich in der realen historischen Entwicklung des Kapi- 
talismus sehr viele darauf nicht verlassen. Weltweit wurden nach der formalen 
Abschaffung der Sklaverei Formen der Ausbeutung entwickelt, die Yves Benot 
im Terminus „Ersatz-Sklaverei“ zusammengefasst hat (2003: 247).° Und ganz 
ebenso wie die legale Sklaverei ist keine dieser Formen abgeschafft worden, weil 
sie sich als ökonomisch wenig profitabel erwiesen hätte.’ In den USA dauerten 
Formen der Ersatzsklaverei bis in die 1920er Jahre fort und immer wieder wur- 
den Streikende sowohl durch Privatarmeen von Unternehmern als auch durch 
Regimenter der US-Armee angegriffen. Im Ersten wie im Zweiten Weltkrieg 
sind in den am Krieg beteiligten europäischen Staaten viele der zuvor leidvoll 


7 Marx spricht nicht von „Konzentration“, sondern von „Zentralisation“ der Kapitale 
(MEW 23: 790). 

8 Inden USA wurde die Schuldsklaverei drastisch ausgeweitet. Auch wurde, wer schwarz 
war und außerhalb einer Arbeitsstelle angetroffen wurde, als Vagabund behandelt und zu 
Zwangsarbeit verurteilt. Gefängnisinsassen wurden Privaten zur Ausbeutungüberlassen. 
Auf den Zuckerinseln wurden zwangsweise Lehrlingsverhältnisse für ofliziell Emanzi- 
pierte eingeführt. Vielerorts wurden Arbeitskräfte gewaltsam requiriert oder aber am 
Verlassen ihres Arbeitsplatzes gehindert. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts entwickelte sich 
ein umfangreicher Handel mit den Verträgen in Asien angeworbener Kulis. Schr viele 
dieser Verträge waren gefälscht, viele der Arbeitskräfte wurden über ihren Export in weit 
entfernte Gegenden im Unklaren gelassen und schr vielen wurde die formal zugesagte 
Heimkehr am Ende ihrer Verträge verwehrt. Konkrete Formen sind ausführlich erläutert 
in Gerstenberger 2017: passim. 

9 Marxkonnte diese Entwicklungen noch nicht kennen. Wilhelm Backhaus hatallerdings 
dargelegt, dass ihm Veröffentlichungen bekannt waren, aus denen deutlich hervor ging, 
dass sich seine Behauptung vom ökonomischen Widerspruch zwischen Kapitalismus und 
Sklaverei empirisch nicht beweisen ließ. Warum er sich dieser Einsicht verweigerte oder 
sie jedenfalls nicht öffentlich machte, erklärt sich Backhaus damit, dass Marx die Skla- 
vereiin den Südstaaten der USA als „Störfaktor der internationalen Arbeiterbewegung 


betrachtete“ (1974: 244). 
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erkämpften Arbeitsrechte außer Kraft gesetzt worden, um die Ausweitung und 
Intensivierung der Ausbeutung mittels außerökonomischer Gewalt erzwingen 
zu können. Vor allem aber: Die staatliche Etablierung von Gewaltverhältnissen 
der Ausbeutung in der Zeit des Nationalsozialismus widerspricht jeglicher An- 
nahme einer säkularen Entwicklung zur Verbannung direkter Gewalt aus den 
Alltagsgeschäften kapitalistischer Arbeitsregimes. Und ganz ebenso wie jedwede 
gesetzlich eingeführte Sklavenwirtschaft in der Moderne, ist auch das terroris- 
tische Arbeitsregime des Nationalsozialismus nicht an seinen ökonomischen 
Problemen zusammengebrochen. 


Politische Begrenzungen und politische Entgrenzungen 
kapitalistischer Ausbeutung 


Sobald wir die Ebene der Analyse verlassen, in der es um die Grundbedingun- 
gen kapitalistischer Produktion und Reproduktion gehen soll, treffen wir nicht 
mehr auf jene Personifikationen gesellschaftlicher Positionen, die Marx mit 
dem zu seiner Zeit üblichen Ausdruck für eine auf der Bühne auszuführende 
Rolle als Charaktermasken bezeichnete. Stattdessen hat sich die Analyse den 
Profitstrategien realer Personen und Unternehmensleitungen zu stellen. Weil 
sie ihre ökonomische Existenz nur erhalten können, wenn sie ihr Verhalten 
den jeweils herrschenden Bedingungen der Konkurrenz anpassen, lassen sich 
Rahmenbedingungen historisch dominanter Verhaltensmuster aus politischen 
Regulierungen und konjunkturellen Bedingungen erschließen. Die Reichweite 
möglichen Verhaltens ist ökonomisch aber weniger determiniert, als allgemeinen 
Analysen des Kapitalismus zufolge zu vermuten wäre. Insbesondere hat sich 
die Annahme, dass der Einsatz direkter Gewalt zum Zwecke der Ausbeutung 
durch die Wirkung versachlichter Verhältnisse nicht nur unnötig, sondern sogar 
ökonomisch obsolet geworden sei, nicht bestätigt. Vielmehr hat sich direkte 
Gewalt vielfach als durchaus funktional für die Erzielung von Profiten erwiesen. 
Sie wurde und wird deshalb weiterhin praktiziert. Warum Einzelne auf derartige 
Praktiken verzichten, obwohl sie in ihrem Umfeld gebräuchlich sind, entzieht sich 
der allgemeinen Analyse. Dagegen erfordert eine Auseinandersetzung mit den 
in kapitalistischen Alltagen gängigen Praktiken direkter Gewalt die Ergänzung 
der Strukturanalyse um die Analyse der Wirkungsweise des für die Handelnden 
relevanten sozialen Umfelds. Dabei kann es sich um international oder national 
dominante Diskurse handeln, aber auch um dominante Auffassungen in geogra- 
fischen und sozialen „Nachbarschaften“. Dass direkte Gewalt vielfach in sozialen 
Zusammenhängen praktiziert wird, in welchen Rassismus sowie nationaler und 
männlicher Chauvinismus verbreitet sind, liegt auf der Hand. Bislang weniger 
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zur Kenntnis genommen wurde die zunehmende Vorstellung, dass Praktiken 
ethisch gerechtfertigt seien, wenn sie zum Wohle eines Unternehmens getätigt 
wurden. Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass die Analyse historisch realer 
Entwicklungen in kapitalistischen Gesellschaften eine Verbindung der struk- 
turierten Kontingenz ökonomischer Entwicklungen mit Analysen der sozialen 
Reproduktion kapitalistischer Verhältnisse in den Blick nehmen muss.!° 

Die Analyse der historischen Funktionsweise des Kapitalismus legt die Schluss- 
folgerung nahe, dass die staatlich regulierte Umwandlung von Ausbeutung in 
versachlichte Beziehungen von vielen Kapitaleignern cher als eine Möglichkeit 
denn als eine grundlegende Voraussetzung ihrer Profitproduktion verstanden 
wurde. Tatsächlich erweist sich die Versachlichung von Aneignungsstrukturen 
cher als das Resultat politischer Kämpfe innerhalb des bereits durchgesetzten 
Kapitalismus denn als seine Voraussetzung. 

Politische Begrenzungen der prinzipiell als zulässig konstituierten Ausbeu- 
tung erfolgten zunächst im nationalstaatlichen Rahmen des metropolitanen Ka- 
pitalismus. Sie waren das Resultat der vielfach leidvollen Kämpfe organisierter 
Arbeitskräfte. Indem Lohnarbeiter und Lohnarbeiterinnen sich das Recht auf 
gewerkschaftliche Vereinigung und schließlich auch das Recht von Gewerkschaf- 
ten auf Kollektivverhandlungen erkämpften, bekräftigten sie die Bedeutung von 
Lohnarbeitsverträgen für die Regulierung kapitalistischer Formen der Ausbeutung. 
Kollektivverhandlungen intendieren den Schutz von Arbeitskräften vor Arbeits- 
bedingungen, die sie - so inakzeptabel sie auch sein mögen - angesichts ihrer 
materiellen Lage nicht ablehnen können. Vor allem solange Arbeitsmärkte tenden- 
ziell geografisch begrenzt waren, verlichen Streiks ihren Forderungen Nachdruck. 

Als nach dem Ende des Ersten Weltkrieges die Internationale Arbeitsorga- 
nisation (ILO) gegründet wurde, sollte damit die nationale Begrenzung der 
Regulierungkapitalistischer Arbeit überwunden werden. Dieses Ziel wird auch 
mit dem Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (ECOSOC) verfolgt. Mit den 
1998 beschlossenen Kernarbeitsnormen hat sich die ILO den Bedingungen des 
globalisierten Kapitalismus angepasst. Statt des zunächst in den Metropolländern 
des Kapitalismus durchgesetzten Normalarbeitsvertrags verfolgt sie international 
heute die Realsierung des weniger weitreichenden Programms decent work. 

Weil nationale Souveränität Grundlage des internationalen Rechts ist, bleiben 
die Kompetenzen der ILO und anderer internationaler Institutionen dramatisch 
begrenzt. Das macht sie nicht bedeutungslos. So beschränkt die Sanktionsmög- 
lichkeiten der ILO auch sind, ihre Beschlüsse offerieren den von gewaltsamen 
Formen der Ausbeutung Betroffenen eine international anerkannte Bestätigung 


10 Zum aktuellen Stand der Theorie sozialer Reproduktion vgl. T. Bhattacharya 2017. 
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ihrer Forderungen. Denn internationale Konventionen definieren, welche For- 
men kapitalistischer Ausbeutung als unzulässig gelten sollen. Damit definieren 
sie den national jeweils zu ratifizierenden Unterschied zwischen Legalität und 
Gewalt, anders formuliert: zwischen legaler und entgrenzter Ausbeutung. 

Die Globalisierung des Kapitalismus hat das geografische Außen der kapi- 
talistischen Welt beseitigt. Zwar haben Marxistinnen und Marxisten immer 
betont, dass sich kapitalistische Verhältnisse nicht nur in den unterschiedlichen 
nationalen Bedingungen entwickeln, sondern von Anfang an auch durch die 
Verhältnisse aufdem Weltmarkt bedingt und geprägt wurden, doch sind erst mit 
der Globalisierung die Arbeitsverhältnisse in den Metropolen mit jenen in weit 
entfernten Regionen zusammengewachsen. Gewaltverhältnisse, die Arbeitskräfte 
bei Foxconn in China zu Selbstmorden veranlasst und Frauen in Bangladesch an 
der Flucht vor Feuer gehindert haben, sind dadurch im Innern des Kapitalismus 
angekommen. Seither ist die Unterscheidungzwischen metropolitanem Kapitalis- 
mus und dem großen Außen, die in der Analyse kolonialer und imperialistischer 
Ausbeutungimmer gegenwärtig war, nicht mehr zulässig. Dies umso weniger als 
die Integration nicht nur in ökonomischen Prozessen erfolgt, sondern auch in 
politischen Strukturen verankert ist. 

Mit der Konstitution von export processing zones (EPZ) sind weltweit Struk- 
turen für die politisch nahezu uneingeschränkte Durchsetzung kapitalistischer 
Herrschaft geschaffen worden. Anders als die Wortwahl vermuten lässt, han- 
delt es sich vornehmlich nicht um geografische Orte, sondern um Rechtsräume. 
Ganzähnlich wie für Unternehmen der Finanzbranche und des internationalen 
Seetransports werden mit Offshore-Strukturen der Produktion Exklaven vom 
nationalen Rechtsraum geschaffen. Ausländischen Investoren wird von den 
zuständigen Regierungen der Verzicht auf Einfuhr- und Ausfuhrzölle ange- 
boten, dazuhin ein langjähriger oder auch dauerhafter Verzicht auf Steuern. 
Alle weiteren Bedingungen werden ausgehandelt. Bis vor gar nicht langer Zeit 
haben anbietende Regierungen das von Investoren geforderte Verbot von Gewerk- 
schaften akzeptiert. Heute sind derart formelle Zustimmungen seltener, an der 
Verfolgung von Gewerkschaftsmitgliedern und Streikenden hat das kaum etwas 
geändert. Und kaum irgendwo werden Kollektivverhandlungen akzeptiert. Selbst 
in der ILO war das Recht aufKollektivverhandlungen bislang nicht durchsetzbar 
(Stübig 2015: 193 ff.). 

Mit EPZs sind politische Strukturen geschaffen worden, in denen sich - wie 
Marx gesagt hätte - ein Kapitalismus sans phrase entfalten kann. Die Voraus- 
setzung dieser Entwicklung ist nationale Souveränität und damit die weltweit 
gültige Voraussetzung internationalen Rechts. Sie eröffnet Kapitaleignern heute 
die Möglichkeit, jenem Druck auszuweichen, der Marx zufolge dazu führte, 
dass das Kapital durch den Staat zu einer wenigstens minimalen Rücksicht auf 
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Gesundheit und Lebensdauer des Arbeiters gezwungen wurde (MEW 23: 285). 
Die seinerzeit entscheidenden historischen Grundlagen für solchen Druck sind 
heute nicht mehr gegeben. Für die „langwierigen Klassenkämpfe“, die Marx 
als Ursache solchen Drucks ausmachte, fehlen heute alle Voraussetzungen. 
Auch heute gibt es weltweit Menschen, die ihre Freiheit und manchmal sogar 
ihr Leben riskieren, um für sich selbst und andere bessere Lebensbedingungen 
durchzusetzen. Aber Klassenkämpfe, in dem von Marx unterstellten Sinne gibt 
es nicht. Die Vorstellung von der „selbst geschulten, vereinten und organisierten 
Arbeiterklasse“ (MEW 23: 791) ist ein Produkt des 19. Jahrhunderts. Geoff Eley 
und Keith Nield (2007: 165) zufolge gab es in den industrialisierten Regionen 
Europas damals, vor allem aber zwischen 1880 und 1920, proletarische Welten, in 
denen sich kulturelle und organisatorische Solidaritäten kristallisieren konnten, 
aus denen dann die Programmatik sozialistischer und kommunistischer Parteien 
und beider Kampfkraft erwuchs. Die Vorstellung von Klassen als sozialen Grup- 
pen, die bis heute in kritischer Gesellschaftstheorie herumschwirrt, war damals 
zulässig, heute ist sie es nicht. Der prinzipielle Interessengegensatz zwischen 
Kapitaleignern und Arbeitskräften wird fortbestehen, solange es Kapitalismus 
gibt, aber eine weltweite „proletarische Existenzsituation“ (Reitter 2011: 120) 
macht keine weltumspannende Klasse. Und der weltweite Schrei, von welchem 
sich John Holloway Veränderungerhofft (2002: 10-20), ist doch allzu heftigdurch 
die Kakophonie der Konkurrenz gestört, die aus der Abwehr von Fremden und 
Anderen erwächst. 

Angesichts des nahezu unbegrenzten Angebots an Arbeitskräften, die sich 
in der Situation befinden, angebotene Arbeitsbedingungen nicht ablehnen zu 
können, erfolgen Kampfmaßnahmen von Betroffenen nicht nur unter der auch 
früher schon oft praktizierten Drohung, Streikbrecherinnen und Streikbrecher zu 
engagieren, von bestreikten Unternehmen ausgesperrt oder entlassen zu werden, 
sondern darüber hinaus auch unter der Gefahr, dass Produktionsstätten geogra- 
fisch verlagert werden, um auf diese Weise an gefügigere Arbeitskräfte zu gelangen. 

Diese Situation weist der kritischen öffentlichen Meinung ein besonderes 
Gewicht zu. Von den Verletzungen menschlicher Würde und Sicherheit erfah- 
ren wir heute nicht zuletzt durch Menschen, die sich ihre Veröffentlichung zur 
Aufgabe gemacht haben. Auch wenn diese Gruppierungen unermüdlich sind, 
verbreiteter öffentlicher Druck ist es nicht. Umso wichtiger ist es, die Verantwor- 
tung transnational agierender Unternehmen für die Arbeitsbedingungen aller 
ihnen zuarbeitenden Arbeitskräfte im Recht der Staaten zu verankern, in denen 
solche Unternehmen ihren Stammsitz haben.'! 


11 Über die bisher wenigerfolgreichen Verhandlungen des Menschenrechtsrates eine solche 
Verantwortungin internationalen Beschlüssen zu verankern, berichtet Jean Feyder (2017). 
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National gibt es erste Versuche, Betroffenen im Land des Stammsitzes von Unternehmen 
Gerichtskostenhilfe zu gewähren. Erforderlich ist vor allem das Recht auf Sammelklagen. 


Am 1. Mai 2018 verstarb Elmar Altvater (siehe PROKLA 191). Unter www. 


altvater.prokla.de haben wir alle Beiträge von ihm, die er (zum Teil mit anderen 


zusammen) in der PROKLA veröffentlichte, frei zugänglich gemacht. Wie rele- 
vant, aktuell und weitsichtig seine wissenschaftliche Arbeit war und wie aktuell 


sie noch heute sind, wollen wir in den kommenden zwei Ausgaben zeigen. An- 


hand jeweils eines PROKLA-Artikels werden wir auf insgesamt vier thematische 


Schwerpunkte seiner Arbeit eingehen. 


Ingo Stützle 


Tragödie und Farce 
Zu Elmar Altvaters Kritik der Austerität 


Das Editorial der PROKLA 32 aus dem 
Jahr 1978 sowie Elmar Altvaters Aufsatz 
im gleichen Heft lesen sich wie ein Kom- 
mentarzulinker Politik in der „Eurokrise“: 
„Wir meinen‘, heißt es im Editorial, „daß 
das von der [...] Linken oft geübte Auf 
und Ab der Identifikation [...] die beste 
Methode ist, von dem widersprüchli- 
chen Lernprozeß der kommunistischen 
Arbeiterbewegung Südeuropas nichts 
zu lernen. In der der [...] Linken eigenen 
Kommunikationsstruktur hatten sich be- 
reits regelrechte ‘Lager’ herausgebildet, die 
sich zwar im Grade ihrer Ablehnung oder 
Verteidigung des ‘eurokommunistischen 
Modells’ oder ihrer Fixiertheit auf‘Basisbe- 
wegungen’ unterschieden, gleichzeitigaber 
ihre Praxisschnsucht und den Schauplatz 
ihrer ideologischen Kämpfe auf das un- 
gefährlichere, weil weit entfernte Terrain 
anderer gesellschaftlicher Wirklichkeiten 
verlagerten.“ 

Das Editorial der PROKLA 32 wirkt 
nach wie vor höchst aktuell, eskönnte auch 
aufdas gegenwärtige Verhältnis der Linken 
zu SYRIZA oder anderen neu gegründe- 
ten Parteien („neuen Typs‘) in Südeuropa 
gemünzt sein. Damals wie heute pflegte 


man lieber die „Fernstenliebe“ zu einem 
politischen Projekt, das stellvertretend der 
herrschenden Politik die Stirn bietet, statt 
sich an die eigene Nase zu fassen. Altvaters 
Aufsatz in demselben Heft vermeidet das 
angesprochene Lagerdenken. Er diskutierte 
schon damals, was erst mit Schäuble & Co 
wieder in den allgemeinen Sprachgebrauch 
Eingang fand: die Austerität als Antwort 
der politischen Klasse aufdie neuen Krisen 
des Kapitalismus.! 

Viele der im Beitrag über die „politi- 
schen Implikationen der Krisenrettung“ 
aufgeworfenen Fragen hatte er bereits in 
den Jahren zuvor empirisch und theore- 
tisch analysiert; vieles, was angesprochen 
wird, sollte er in den kommenden Jah- 
ren systematisieren. Genau das zeichnet 
Altvaters wissenschaftliche Arbeit aus: 
Anstatt neue, konkrete politökonomische 
Phänomen mit einfachen marxistischen 
Kalendersprüchen zu unterlegen, gilt es 
empirisch zu zeigen, was und warum ein 
an Marx orientierter Zugang das Neue 


1 Siehe PROKLA-Aufsätze von Elmar 


Altvater unter www.altvater.prokla.de. 
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erklären kann, und zugleich die Grenzen 
für den kategorialen Rahmen der Theorien 
kritisch zu überprüfen. 

Altvater interpretierte die Krise seit 1973 
nicht allein als eine „guantitative Reduzie- 
rung ökonomischer Größen“ (43)?, etwa 
des Wirtschaftswachstums. Diese Krise leite 
vielmehr „eine qualitative Veränderungder 
kapitalistischen Entwicklung“ ein (ebd.) - 
er sollte recht haben. Später wird er hierfür 
die Unterscheidung zwischen „kleinen“ 
und „großen“ Krisen entwickeln (Altvater 
1983), die dazu veranlassen sollte, die Krise 
seit 2008 „nur“ als kleine Krise zu deuten. 
Eine Krise, so Altvater, sei mit Marx als 
spezifische Lösungsform der dem Kapita- 
lismus eingeschriebenen Widersprüche zu 
verstehen: „Als ein Prozess der Restruktu- 
rierung schafft die Krise gerade die Voraus- 
setzung für eine neue Entwicklungsphase 
der kapitalistischen Gesellschaft, indem 
die hypertrophierten Widersprüche redi- 
mensioniert werden‘ (Altvater 1983: 84) 
„Große Krisen“, so nun Altvaters wichtige 
Unterscheidung, „sind strukturelle Krisen, 
Formkrisen; in ihnen reicht eine bloße 
Reduzierung von Gegensätzen auf ein den 
tradierten gesellschaftlichen Formen ver- 
mittelbares Maß nicht aus. Die Form selbst 
steht zur Disposition“ (ebd.: 94). Altvater 
weiter: „Wenn es also in der ‘kleinen’ Krise 
genügt, bei einer Störung des “Verteilungs- 
gleichgewichts’ [...] durch die Mittel der 
Umverteilung diese periodisch zu stabilisie- 
ren, steht in der ‘großen’ Krise die Form zur 
Disposition, in der primäre und sekundäre 
Verteilungen vollzogen werden. Es geht also 
nicht allein um die Höhe von Profit und 
Profitrate, sondern um die gesellschaftli- 
chen Formen der Lohnfindung, z.B. um das 


2 Seitenzahlen ohne weitere Angaben 
beziehen sich auf Altvater 1978 in PRO- 
KLA 32. 
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komplexe System industrieller Beziehungen 
mit einer Vielzahl von Kompromissinsti- 
tutionen“ (Ebd.: 95) Als derartige „Form- 
krisen“ deutet Altvater die Krise von 1929 
und die Entwicklung ab Mitte der 1970er 
Jahre. Mit der Weltwirtschaftskrise 1929 
setzte ein, was später unter den Begriffen 
„Fordismus“ und „keynesianischer Klassen- 
kompromiss“ firmiert. Ab Mitte der 1970er 
Jahre wurde diese Phase schließlich im Zuge 
der großen Krise von einem „neoliberalen“ 
Regime abgelöst, dessen Grundprinzipien 
auch in der Finanzkrise seit 2008 nichts 
an politischer Geltung und realer Macht 
eingebüßt haben. 

In PROKLA 32 differenzierte Altvater 
noch nicht zwischen großen und kleinen 
Krisen. Der Sache nach war die Unterschei- 
dung jedoch präsent: eine Begrifflichkeit, 
die darauf abzielte, ein theoretisches In- 
strumentarium zu entwickeln, das nicht 
nur Aussagen über „den“ Kapitalismus als 
solchen erlaubte, sondern den je historisch- 
konkreten Kapitalismus zu begreifen im- 
stande ist - und zwar jenseits der damals 
dominanten Theorien des „Staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus“ (vgl. dazu kritisch 
Altvater 1975). 

In seinem PROKLA-Beitrag betont 
Altvater zwar auch die „ideologische“ und 
„moralische“ Seite (68) als „herrschaftli- 
ches Mittel“ (44) zur Durchsetzung von 
Austerität, worauf er wenige Nummern 
später ausführlicher eingehen sollte (Altva- 
ter 1981), aber ihn interessiert vor allem der 
Zusammenhang von ökonomischer und 


3 Nicht ohne Grund sollte(n) wenige 
Jahre später die (Mitarbeiter_innen der) 
PROKLA, die Regulationstheorie im 
deutschen Sprachraum bekannt machen 
(vgl. Cartelier/de Vroey 1988; der Sam- 
melband Mahnkopf 1988 wurde explizit 
als PROKLA-Buch gekennzeichnet und 


beworben). 
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politischer Krise. Die politische Krise sei 
gerade nicht als bloßes „Entsprechungsver- 
hältniszur ökonomischen Krise“ (46 Fn. 6) 
zu verstehen, und nicht jeder Verwertungs- 
krise des Kapitals folge notwendigerweise 
eine politische Krise. Wohlaber müsse die 
ökonomische Krise durch die Politik „hin- 
durch“; sie schreibe sich, vermittelt über die 
Klassenverhältnisse und -kämpfe, in dem 
Sinne politisch fort, dass sie auch wichtige 
öffentliche und soziale Institutionen er- 
fasst und beeinflusst. 

Die Wirtschaftspolitik der neolibera- 
len Ära sei auf doppelte Weise vorgeprägt: 
durch die Erfolglosigkeit keynesianistischer 
Politik (ausführlicher Altvater u.a. 1979; 
1983) und durch eine ideologische Wende, 
in der neoklassische und monetaristische 
Prämissen „mittlerweile die wirtschaftspo- 
litischen Konzeptionen von Regierungen 
und internationalen Instanzen weitgehend 
beherrschen“ (58, ausführlicher Altvater 
1981). Nach dieser vorgetäuschten Sachlo- 
gik läuft alles auf Kostenreduzierung für das 
Kapital hinaus, die sich im „Dreiklang“ aus 
Senkung der Lohnstückkosten, Haushalts- 
disziplin und institutioneller Rahmung 
durch überstaatliche Instanzen (wie dem 
IWF) Geltung verschafft. Realpolitisch 
bedeutet das einen „Angriff auf materielle 
und politische Errungenschaften der Arbei- 
terbewegung‘“ (52). Derselbe Dreiklang war 
auch in der jüngsten Krise zu beobachten: 

(a) Lohnstückkosten. Das Zauberwort 
ist „Wettbewerbsfähigkeit“, die etwa durch 
die Begrenzung der Lohnstückkosten 
durchgesetzt wird - damals wie heute: 
„die Strategie der Senkungder Lohnstück- 
kosten [läuft] letztlich darauf hinaus, die 
Verteilung des Wertprodukts zugunsten 
des Kapitals zu verändern, indem die Pro- 
duktivitätszuwächse ungleich verteilt wer- 
den.“ (56) - so Altvater 1978. Dass World 
Economic Forum (2010:4) hat dies 2010 
ganz ähnlich formuliert: „Wir definieren 
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Wettbewerbsfähigkeit als die Kombination 
aus Institutionen, Politiken und Faktoren, 
die das Produktivitätsniveau eines Landes 
bestimmt. [...] Das Produktivitätsniveau 
determiniert auch die Renditen von 
Investitionen.“ 

(b) Haushaltsdisziplin. Mit der Krise 
1973 setzten die Regierungen Europasaalles 
daran, die Verwertungsbedingungen des 
Kapitals zu verbessern - auch hier finden 
sich altbekannte Rezepte: Erleichterung 
von Abschreibungen, Steuererleichterun- 
gen für Unternehmen und hohe Einkom- 
men, Erhöhung der Verbrauchersteuern, 
Subventionierung von Lohnkosten, 
Frühverrentung etc. pp. Hinzu kommen 
Einsparungen im Staatshaushalt. Das 
Editorial zur PROKLA 44 fasst den Klas- 
sencharakter dieser Strategie zusammen: 
„Die in der Senkung der Sozialleistungen 
angelegte Reduktion des Kollektivlohns 
[....] bewirkt nicht nur eine Erhöhung der 
Mehrwertrate, sondern hat darüber hinaus 
Bedeutung für den Gesamtreproduktions- 
prozeß des Kapitals. [...] Kreislauftheore- 
tisch folgt daraus eine Verringerung der 
privaten und staatlichen Konsumquote.“ 
Derartige Restriktionsprogramme zielen 
„also nicht bloß auf eine Behebung der 
strukturellen Fiskalkrise des Staates, son- 
dern darüber hinaus und vorrangig aufeine 
Förderung des Akkumulationsprozesses 
durch die Schaffung neuer Profitanreize. 
Während ökonomisch die Wiederher- 
stellung der Profitabilität des Kapitals 
sichergestellt werden soll, kommt dem 
Abbau der Sozialleistungen die Funktion 
zu,einen veränderten politischen, sozialen 
und ideologischen Rahmen für die erneute 
Verwertung von Kapital zu schaffen.“ 
(PROKLA Redaktion 1981: If) 

Und heute? Das Vertrauen der Finanz- 
märkte solle wiederhergestellt werden, hieß 
es, als Griechenland 2010 erstmals „Hil- 
fen“ gegen Auflagen bekam. Austerität ist, 
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„unvernünftig‘, weil sie die gesellschaftli- 
che Nachfrage schwächt, sie ist vielmehr, 
wie auch Altvater immer wieder gezeigt 
hat, ein Klassenprojekt, das selbst die Idee 
eines vernünftig regulierten „Gebrauchs- 
anleitungs-Kapitalismus“, wie Sabine Nuss 
(2010) es passend ausdrückt, Lügen straft. 

(c) Internationalität der Austerität. Die 
„austerity-Tendenzen“ seien, so Altvater, 
ein internationales Phänomen. Das Trans- 
portmittel der ökonomischen „Zwänge ist 
das Geld als internationales Zahlungsmit- 
tel“ (62). Diese Rolle spielten nach 1973 
der US-Dollar und die Bretton-Woods- 
Institutionen, allen voran der IWF - in 
Europa nach 2008 waren es der Euro und 
die Troika aus IWF, EZB und Europäi- 
scher Kommission. Damals wie heute ko- 
ordinieren „Absichtserklärungen“ (letters 
ofintent) und Memoranden die Austeri- 
tätspolitik international. Dabei gewinne 
nicht einfach „das Kapital“, so Altvater, 
sondern einzelne Kapitalfraktionen seien 
von der Krise und den politischen Gegen- 
maßnahmen unterschiedlich stark betrof- 
fen. In dieser Phase der notwendigen ‘Wi- 
derspruchsbereinigung’ des Kapitalismus 
gibt es für Altvater keine „falsche“ Politik, 
noch weniger aber sind nationalstaatliche 
Illusionen am Platze: „Wenn durch inter- 
nationale Organisationen die [ Austeritäts-] 
Politik befördert wird, dann heißt das 
eigentlich nichts anderes, als daß es die 
Arbeiterklasse bei ihrer Programmatik 
und mit ihren Aktionen [...] mit dem ka- 
pitalistischen System im Weltmaßstab zu 
tun hat. Darin besteht der Druck, der vom 
IWF ausgeübt werden kann. Empörung 
über Eingriffe in souveräne Rechte der 
Nationen ist nicht am Platz, zumal durch 
die Internationalisierung des Kapitals dem 
traditionellen, politischen Souveränitäts- 
begriff sowieso schon die materielle Basis 
entzogen war.“ (66) Die neue „materielle 
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Basis“ ist also die Internationalität des 
Kapitals. Die Möglichkeiten, dieser Logik 
der Lohnstückkostensenkung in transna- 
tionalen Wirtschaftsräumen (62f.) etwas 
entgegenzusetzen, sind begrenzt. In seiner 
Besprechung von Fritz W. Scharpfs Buch 
Sozialdemokratische Krisenpolitik in Eu- 
ropa wird Altvater deutlicher: Die „Größe 
der Akkumulation ist die unabhängige 
Variable, die Lohngröße die abhängige, 
nicht umgekehrt“ zitiert er Marx, (MEW 
23: 648) und präzisiert damit den Zusam- 
menhang zwischen dem globalem Kapita- 
lismus, den erweiterten Möglichkeiten der 
Mehrwertproduktion und den Grenzen 
einzelstaatlicher Interventionen: „Wirt- 
schaftspolitisch ist dies von nicht geringem 
Interesse. Paradoxerweise wird nämlich die 
passive, ‘abhängige Variable’ in der natio- 
nalstaatlichen Wirtschaftspolitik zur akti- 
ven Eingriffsvariablen. Die ‘unabhängigen 
Variablen’ sind der Zins, dessen Höhe den 
Mindestprofit bestimmt. Den politischen 
Handlungsspielraum können wirtschafts- 
politische Instanzen nur noch ausweiten, 
indem sie an den variablen Lohnkosten 
ansetzen.“ (Altvater 1988: 132) Der D- 
Mark als „mittlerer Hegemonialmacht“ 
(Altvater/Hübner 1988) kam seit den 
1970er Jahren ein größerer Spielraum zu, 
ein Spielraum, den die Bundesbank damals 
- wie heute die EZB - verweigerte bzw. 
ausnutzte: Als erste Zentralbank der Welt 
entschied sich die Bundesbank 1973, ofh- 
ziell ein Geldmengenziel festzulegen und 
damit die Fiskalpolitik wie die Lohnpoli- 
tik unter Zugzwang zu setzen, nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in anderen 
Ländern der damaligen EWG (Altvater/ 
Hübner 1988: 22). 

Was tun angesichts dieses bis heute fort- 
dauernden „Dreiklangs“? Elmar Altvater 
warnte immer davor, sich aufeinen „Refor- 
mismus des Kapitals“ (71) einzulassen, wo- 
bei er diese Warnung mit der realistischen 
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Erkenntnis verband, dass die Linke mit 
Problemen konfrontiert ist, „die nicht 
nuraufgrund subjektiv zu verantwortender 
Fehler, falscher Politik zustandekommen, 
sondern von der Struktur von Staat und 
Gesellschaft in bürgerlichen Gesellschaf- 
ten zumindest begünstigt werden.“ (71) 
Deshalb greift für ihn auch jede Kritik 
zu kurz, die gegenwärtig etwa der griechi- 
schen SYRIZA „Verrat“ vorwirft. Für die 
„Realisierungsversuche“ einer alternativen 
Politik komme es vor allem „auf die politi- 
sche Konfliktfähigkeit“ an, „mit der gegen- 
über der Bourgeoisie die Veränderungen 
errungen werden müssen.“ (69) Aber weder 
die „politische Konfliktfähigkeit“ noch die 
dafür notwendige Gegenmacht folge der 
Krise des Kapitalismus einfach auf dem 
Fuße. Im Gegenteil: In Gesellschaften, in 
denen Lohnarbeit zugleich die maßgebli- 
che Möglichkeit der sozialen Existenzsi- 
cherung ist, beeinflussten, so Altvater, vor 
allem die Erfahrungen der Lohnarbeit 
und die von ihr geprägte soziale Lage die 
Betroffenheit und das Bewusstsein von der 
Krise: „Die individuellen und kollektiven 
Verarbeitungsformen von gesellschaftli- 
chen Erfahrungen der Arbeitslosigkeit re- 
sultieren eher in einer Destruktion von so- 
zialer Identität, von lebensperspektivlichen 
Hoffnungen und Planungen, in Ängsten, 
in der Ausschaltungder - nicht nur negativ 
zu bewertenden - Sozialisationsleistungen 
des kapitalistischen Arbeitsprozesses.“ 
(49) Während Altvater auf Paul Mattick 
(1969) und zeitgenössische Studien zum 
Thema zurückgreift, bestätigen neuere 
Studien, dass gerade solche Krisenerfah- 
rungen den Nährboden für Prozesse der 
Entsolidarisierung bilden, die sowohl die 
individuelle als auch die kollektive Kon- 
fliktfähigkeit schwächt (Detje u.a. 2013; 
Dörre u.a. 2018). 

Der „widersprüchliche Lernprozess“ der 
Linken, das lehrt uns die Gegenwart nach 
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der Lektüre des inzwischen 40 Jahre alten 
Textes von Elmar Altvater, durchlebt, um 
noch einmal Marx zu bemühen, augen- 
scheinlich mindestens zwei Phasen: das 
eine Mal in den 1970er Jahren als Tragö- 
die, das zweite Mal, in den letzten Jahren, 
cher als Farce. In dieser Lage sei jedoch an 
das Diktum von Wolf-Dieter Narr (1980: 
150) erinnert: „Emanzipation kann [...] 
weder einzelnen noch Massen abgenom- 
men werden. Man kann nicht für ein Kind 
stellvertretend erwachsen werden.“ 
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Thomas Sablowski 


Elmar Altvater und die fehlende Theorie des Weltmarktes 


Der erste Aufsatz im ersten regulären 
Heft der Zeitschrift Probleme des Klassen- 
kampfs, das im November 1971 erschien, 
wurde von Christel Neusüß, Bernhard 
Blanke und Elmar Altvater verfasst und 
trugden Titel „Kapitalistischer Weltmarkt 
und Weltwährungskrise“.! Unmittelbarer 
Anlass für den Text war die Aufhebung 
der Eintauschbarkeit des US-Dollars in 
Gold durch die Nixon-Regierung am 15. 
August 1971. Auch aus heutiger Sicht 
handelt es sich dabei um einen der zent- 
ralen Einschnitte in der kapitalistischen 
Entwicklungnach dem Zweiten Weltkrieg. 
Insofern war es nicht verwunderlich, dass 
die Redaktion der Zeitschrift Probleme 
des Klassenkampfs sich mit diesem Thema 
beschäftigte. An dem Text war allerdings 
vieles ungewöhnlich: zunächst die Länge 
von mehr als hundert Seiten. Welche Zeit- 
schrift würde heute noch eine solange Ab- 
handlungpublizieren, und wer würde einen 
solchen Text lesen? Heute weist selbst die 
PROKLA in ihrem Impressum daraufhin, 
dass Beiträge „einen Umfangvon maximal 
45.000 Zeichen“ haben sollten. Die Länge 
von Texten orientiert sich also nicht mehr 
am Gegenstand, sondern der Gegenstand 
muss für ein bestimmtes Standardformat 
zurechtgestutzt werden. Es war damals 
durchaus üblich, dass Beiträge - wie auch 
in diesem Fall - von Redaktionskollektiven 


1 Siehe PROKLA-Aufsätze von Elmar 


Altvater unter wwu.altvater.prokla.de. 


verfasst wurden. Die Redaktion war, so ist 
im Editorial von Heft 1 (4) zu lesen, „der 
naheliegendsten Aufgabe marxistischer 
Intelligenz verpflichtet: der wissenschaft- 
lichen Analyse und Kritik der bürgerlichen 
Gesellschaft“ und begriff die Zeitschrift 
primär als Medium zur Publikation ihrer 
eigenen wissenschaftlichen Arbeit. Sieging 
davon aus, dass marxistische Intellektuelle 
sich „in erster Linie auf dem Gebiet der 
intellektuellen Tätigkeit selbst bewähren“ 
müssten und dass erst durch „die theore- 
tische Durchdringung der Bewusstseins- 
formen“ die „Basis in ihrem Klassencha- 
rakter begriffen“ und „eine Taktik des 
Klassenkampfes“ begründet werden könne 
(ebd.: 3). Der Text von Christel Neusüß, 
Bernhard Blanke und Elmar Altvater 
war eingebettet in eine umfangreichere 
kollektive Arbeit. Dies drückte sich auch 
darin aus, dass an mehreren Stellen im 
Text auf noch zu klärende, offene Fragen 
verwiesen wurde. Auch diese selbstkriti- 
sche Haltung, diese offenen Hinweise auf 
die Grenzen und Unzulänglichkeiten des 
eigenen Textes sind heute in der Wissen- 
schaft alles andere als selbstverständlich. 
In einer Nachbemerkung teilten die drei 
Autor*innen mit, dass an der Diskussion 
ihres Textes noch Klaus Busch, Karl Held, 
WolfgangMüller, Wolfgang Schoeller und 
Frank Seelow beteiligt waren und dass von 
Busch, Schoeller und Seelow demnächst 
„bei der Bremer Gruppe Arbeiterpolitik“ 
die Broschüre „Weltmarkt und Weltwäh- 


rungskrise“ erscheinen werde, „in der die 
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im vorliegenden Artikel behandelte Prob- 
lematik breiter, weilan Schulungszwecken 
orientiert, dargestellt wird“ (Neusüß/ 
Blanke/Altvater 1971: 115f). 

Bei der Arbeit an dem Thema konnte die 
Gruppe bereits auf Elmar Altvaters Buch 
„Die Weltwährungskrise“ zurückgreifen, 
das 1969 erschienen war. Die Aufkündi- 
gung der Dollar-Gold-Umtauschpflicht 
durch die USA kam 1971 nicht aus heite- 
rem Himmel, die Weltwährungskrise hatte 
sich schon in den Vorjahren schleichend 
entwickelt. Es ging jedoch in dem Beitrag 
von Christel Neusüß, Bernhard Blanke 
und Elmar Altvater 1971 um mehr als 
eine bloße Erklärung der Weltwährungs- 
krise. Das Redaktionskollektiv arbeitete 
mit diesem Text zugleich an einer Theorie 
des Weltmarktes. Diese Arbeit war wie- 
derum Teil des größeren Projekts einer 
„Rekonstruktion“ der marxschen Theorie, 
an dem auch andere Gruppen der „Neuen 
Linken“, die aus der Studentenbewegung 
hervorgegangen waren, arbeiteten. „Re- 
konstruktion“ bedeutete nicht nur, sich die 
marxsche und marxistische Theorie selbst 
anzueignen, sondern sie auch weiterzuent- 
wickeln. Bekanntlich konnte Marx seine 
Kritik der politischen Ökonomie nicht 
vollenden. Laut seinem „Sechs-Bücher- 
Plan“ von 1857-1858 wollte Marx Bücher 
über Kapital, Lohnarbeit, Grundeigen- 
tum, Staat, Außenhandel und Weltmarkt 
schreiben (vgl. MEW 42: 41; MEW 29: 
312). Hier schlossen die Redaktion der 
Zeitschrift Probleme des Klassenkampfs 
und andere Gruppen an: Die verschiede- 
nen Versuche, allgemeine Bestimmungen 
des Staates und des Weltmarkts aus der 
marxschen Theorie „abzuleiten“ und zu 
einer Theorie des Staates und des Welt- 
markts auszuarbeiten, führte dann zu 
der „Staatsableitungsdebatte“ (vgl. Zeiler 
2017: 83ff.; Kannankulam 2009) und der 
„Weltmarktdebatte“. 


Thomas Sablowski 


Der von Elmar Altvater mitverfasste 
Aufsatz von 1971 war einer der ersten 
großen Beiträge zu dieser maßgeblich in 
Westberlin und Westdeutschland geführ- 
ten „Weltmarktdebatte“. In der DDR war 
allerdings 1962 ein Beitrag von Gunther 
Kohlmey publiziert worden, der in eine 
ähnlich Richtung wie die Arbeiten des 
Redaktionskollektivs der Probleme des 
Klassenkampfs wies und auf den Christel 
Neusüß, Bernhard Blanke und Elmar Alt- 
vater (1971: 18) auch anerkennend Bezug 
nahmen. Kohlmey und die Westberliner 
Gruppe versuchten gleichermaßen, die 
internationalen Handelsbeziehungen auf 
der Basis der marxschen Werttheorie zu 
erklären und nahmen dabei vor allem auf 
das 20. Kapital des ersten Bandes des Ka- 
pital über „Die nationale Verschiedenheit 
der Arbeitslöhne“ Bezug. Marx deutet 
dort an, dass die Wertbildung auf dem 
Weltmarkt sich von der im nationalen 
Rahmen unterscheidet (MEW 23: 583f.): 
In einem Land wird die Wertbildungdurch 
die durchschnittliche Intensität und Pro- 
duktivität der Arbeit bestimmt. Arbeit von 
unterdurchschnittlicher Intensität und 
Produktivität, die für die Produktion einer 
Ware länger benötigt, zählt nicht in vollem 
Umfang als wertbildend. Arbeit von über- 
durchschnittlicher Intensität und Produk- 
tivität, die für die Produktion einer Ware 
eine unterdurchschnittliche Zeit benötigt, 
erlaubt es dagegen, einen Extramehrwert 
zu realisieren oder diese Ware zu einem 
niedrigeren Preisaufden Markt zu werfen. 
Letzteres erzeugt einen Anpassungsdruck 
auf die anderen Produzenten, sodass sich 
schließlich ein neuer Durchschnitt heraus- 
bildet, der durch die Arbeit mit der höchs- 
ten Intensität und Produktivität bestimmt 
wird. Auf dem Weltmarkt, der sich aus 
den verschiedenen Ländern zusammen- 
setzt, koexistieren dagegen verschiedene 
nationale Durchschnittsarbeiten, die in 
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unterschiedlichem Maße als wertbildend 
gelten. Die Durchsetzung des „Wertgeset- 
zes“, wonach der Wert einer Ware durch die 
zu ihrer Produktion gesellschaftlich durch- 
schnittlich notwendige Zeit bestimmt 
wird, wird somit im internationalen Raum 
„modifiziert“. 

Das Redaktionskollektiv zielte darauf, 
Marx’ Andeutungen zur Modifikation 
der Durchsetzung des Wertgesetzes auf 
dem Weltmarkt auszuarbeiten. Dabei 
ging es vor allem um die Frage, wie die un- 
gleichmäßige Entwicklung verschiedener 
nationaler Gesamtkapitale sich unter ver- 
schiedenen Währungssystemen darstellt. 
Im Unterschied zur Dependenztheorie 
und zu der später auf dieser aufbauenden 
Weltsystemtheorie hatten Christel Neu- 
süß, Bernhard Blanke und Elmar Altvater 
1971 aber nicht vorrangig das Verhältnis 
zwischen den kapitalistischen Zentren und 
der sogenannten Dritten Welt im Blick, 
sondern das Verhältnis zwischen indust- 
rialisierten Ländern mit unterschiedlichen 
Niveaus der Arbeitsproduktivität. Es galt 
zu erklären, warum westeuropäische Staa- 
ten und Japan nach dem Zweiten Weltkrieg 
trotz ihrer gegenüber den USA zunächst 
weniger entwickelten Produktionssysteme 
einen Aufholprozess vollziehen konnten, 
der schließlich die hegemoniale Stellung 
der USA unterminierte und zur Krise des 
Bretton-Woods-Systems führte. Die De- 
pendenz- und Weltsystemtheorie zielte 
demgegenüber darauf zu erklären, wie 
sich das Verhältnis von kapitalistischen 
Zentren und Peripherie reproduzierte, 
warum also die durch die antikolonialen 
Befreiungskämpfe entstandenen Staaten 
sich weiterhin in einer abhängigen Position 
befanden. Das Redaktionskollektiv sah 
an der Dependenztheorie vor allem zwei 
Punkte kritisch: Zum einen postulierte 
diese einen fortgesetzten Werttransfer 
von der Peripherie zu den Zentren als 
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wesentliches Moment der internationalen 
Austauschbeziehungen, legte also nahe, 
dass der Reichtum der Zentren primär auf 
der Ausbeutung der Peripherie und nicht 
auf der Ausbeutung der Lohnabhängigen 
in den Zentren beruht. Damit wurde aus 
der Sicht der Redaktion die Bedeutungder 
Arbeiterklasse als revolutionäres Subjekt 
negiert (vgl. Probleme des Klassenkampfs 
8/9: 46). Zum anderen implizierte die 
Dependenztheorie, dass eine nachholende 
kapitalistische Entwicklung in den abhän- 
gigen, unterentwickelten Ländern nicht 
möglich ist. Sie konnte im Grunde nicht 
erklären, warum in einzelnen Ländern wie 
Südkorea ein erfolgreicher Prozess nach- 
holender Entwicklung stattfand. Mit dem 
Theorem von der modifizierten Wirkungs- 
weise des Wertgesetzes aufdem Weltmarkt 
wurde eine alternative Erklärung angebo- 
ten, die auf die Schutzmechanismen hin- 
wies, die potenziell zugunsten der schwä- 
cher entwickelten nationalen Kapitale 
wirken und die daraus resultieren, dass der 
Weltmarkt eben kein homogener Raum ist, 
sondern sich aus Staaten mit unterschied- 
lichen Währungen zusammensetzt, in 
denen sich die kapitalistische Herrschaft 
in Abhängigkeit von den Klassenkämp- 
fen jeweils unterschiedlich verdichtet 
und unterschiedliche Formen annimmt. 
So führen etwa Konkurrenzvorteile eines 
Landes zu Leistungsbilanzüberschüssen, 
die eine Aufwertung der Währung dieses 
Landes nach sich ziehen und damit dessen 
Konkurrenzvorteile wieder partiell zu- 
nichtemachen können, während die Pro- 
duzenten in den schwächer entwickelten 
Ländern durch Währungsabwertungen bis 
zu einem gewissen Grad geschützt werden. 

Christel Neusüß, Bernhard Blanke 
und Elmar Altvater thematisierten in 
ihrem Beitrag 1971 andererseits auch, wie 
die Weltmarktzyklen auf die zyklischen 
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zurückwirken und diese modifizieren. Sie 
boten damit eine Erklärungfür die unglei- 
che Entwicklung der unter unterschied- 
lichem Konkurrenzdruck stehenden und 
unterschiedlich produktiven Fraktionen 
des Kapitals, die sich einerseits auf dem 
Weltmarkt und andererseits vorwiegend 
im nationalen Raum bewegen. Die da- 
maligen Überlegungen sind nach wie vor 
interessant, wenn man sich beispielweise 
mit den Diskrepanzen zwischen den Ex- 
portindustrien und dem Dienstleistungs- 
sektor in Deutschland beschäftigt, die ja 
bekanntlich auch zu Konflikten zwischen 
den verschiedenen Branchengewerkschaf- 
ten führen. 

Während sich die Redaktion der Pro- 
bleme des Klassenkampfs in der Kritik an 
den Weltmarkttheorien von Arghiri Em- 
manuel, Ernest Mandel oder Immanuel 
Wallerstein noch weitgehend einig war, tra- 
ten bald Differenzen hervor, wie die Welt- 
markttheorie weiter auszuarbeiten wäre. 
Unklar und strittigblieb, wie das Verhältnis 
von nationaler und internationaler Wert- 
bildung zu fassen war: Inwieweit sind auf 
dem Weltmarkt ähnlich wie im nationalen 
Raum beispielsweise Ausgleichstendenzen 
wirksam, die zur Herstellung einer inter- 
nationalen allgemeinen Profitrate führen? 
Ist Ricardos Theorem der komparativen 
Kostenvorteile einebrauchbare Grundlage, 
auf der man aufbauen kann, um die Welt- 
marktverhältnisse zu erklären, oder nicht? 
Inwieweit können schwächer entwickelte 
Länder durch Währungsabwertungen ihre 
Konkurrenzfähigkeit verbessern? Werden 
die Vorteile, die aus der Senkung der Ex- 
portpreise bei einer Währungsabwertung 
resultieren, durch die Verteuerung der 
Importe zunichte gemacht oder nicht? Zu 
all diesen Fragen gab es kontroverse Posi- 
tionen (vgl. Neusüss 1972, Schoeller 1973, 
Busch 1973, Busch 1974, Schoeller 1976, 
Busch 1985a, Altvater 1985, Busch 1985b). 
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In seinem Beitrag „Die Kläglichkeit der 
Weltmarkttheorien“ äußerte sich Elmar 
Altvater 1985 sehr kritisch über das Theo- 
rem der Modifikation des Wertgesetzes auf 
dem Weltmarkt und des Schutzmechanis- 
musder Wechselkursbewegung. Die Kritik 
bezog sich zwar primär auf die Arbeiten 
von Klaus Busch, aber in gewisser Weise 
handelte essich auch um eine Kritik an der 
gesamten bisherigen Weltmarktdiskussion 
und eine Selbstkritik, insofern Elmar Alt- 
vater jaselbst in dem Aufsatz von 1971 das 
Theorem von der modifizierten Wirkungs- 
weise des Wertgesetzes aufdem Weltmarkt 
ausgearbeitet hatte. Elmar Altvater ver- 
wies zum einen auf neue Phänomene, die 
erklärungsbedürftig waren, wie z.B. die 
Tatsache, dass der Kurs des US-Dollars in 
der ersten Hälfte der 1980er Jahre stieg, 
obwohl die Leistungsbilanzdefizite der 
USA wuchsen. Zum anderen kritisierte 
er, dass die Weltmarkt- und Wechsel- 
kurstheorie bisher nur ausgehend von den 
Handelsbeziehungen, also den Bewegun- 
gen des Warenkapitals konzipiert worden 
sei, während der Einfluss der Bewegungen 
des Geldkapitals, also der internationalen 
Finanzbeziehungen nicht angemessen 
berücksichtigt worden sei. Elmar Altvater 
wandte sich auch gegen eine Überhöhung 
der nationalstaatlichen Einflussmöglich- 
keiten gegenüber den durch den Weltmarkt 
vermittelten Zwängen der kapitalistischen 
Konkurrenz. Seine damalige Kritik muss 
vor allem vor dem Hintergrund der inter- 
nationalen Schuldenkrise gesehen werden, 
mit der er sich zu dieser Zeit intensiv be- 
schäftigte (vgl. auch Altvater 1987, Altvater 
u.a. 1987). 

Charakteristisch für Elmar Altvaters 
Arbeit war, jeweils aktuelle politische 
Probleme und neue empirische Phäno- 
mene aufzugreifen und daraus Heraus- 
forderungen für die Weiterentwicklung 
der Theorie abzuleiten, anstatt sich mit 
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dem erreichten Stand der marxistischen 
Theoriebildung zufrieden zu geben. Der 
Vergleich seiner Aufsätze von 1971 und 
1985 zeigt, dass es dabei durchaus auch zu 
Akzentverschiebungen kommen konnte. 
Elmar Altvater suchte Mitte der 1980er 
Jahre einen „Ausweg aus dem Dilemma 
der Weltmarkttheorien zwischen kurz 
greifenden Einzelfallanalysen und apo- 
retisch konstruierter Globalität in einem 
kollektiven Diskussionsprozeß“ (Altvater 
1985: 122). Dies führte damals u.a. zur 
Rezeption der französischen Regulati- 
onstheorie. Alain Lipietz’ Analyse der 
„strukturelle[n] Segmentierung des for- 
distisch organisierten Produktions- und 
Reproduktionsprozesses“ bot für Elmar 
Altvater einen neuen Ansatzpunkt, um 
einerseits die Industrialisierungsprozesse 
in der kapitalistischen Peripherie und an- 
dererseits deren Grenzen zu erklären (ebd.: 
129f.). Damit hoffte er, über die Grenzen 
sowohl der Dependenztheorie als auch des 
„Modifikationstheorems“ hinauszugelan- 
gen. In den 1990er Jahren setzte er dann 
in seinen gemeinsam mit Birgit Mahnkopf 
ausgearbeiteten Analysen der Globalisie- 
rung und ihrer Grenzen noch einmal ganz 
neuan (vgl. u.a. Altvater/Mahnkopf 1994, 
Altvater/Mahnkopf2002). Dabei verloren 
die beiden den Begriff des Weltmarktes 
nicht aus den Augen und gehörten in der 
Debatte über die Globalisierungzu den we- 
nigen, die nicht nur quantitative, sondern 
auch qualitative Veränderungen der kapi- 
talistischen Produktion und Reproduktion 
thematisierten. 

In mehr als 150 Jahren wurden mitt- 
lerweile schr unterschiedliche Analysen 
der kapitalistischen Weltwirtschaft produ- 
ziert - von der unvollendeten marxschen 
Kritik der politischen Ökonomie über die 
klassischen Imperialismustheorien, die 
Dependenz- und Weltsystemtheorie, die 
deutsche Weltmarktdebatte (die 2008 von 
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Oliver Nachtwey und Tobias ten Brink für 
den englischsprachigen Raum aufbereitet 
wurde) und die französischen Diskussio- 
nen zur Internationalisierung des Kapitals 
(vgl. dazu Deubner u.a. 1979) bis hin zur 
Globalisierungsdiskussion der 1990er 
Jahre und zur neuen Imperialismusdebatte 
der 2000er Jahre. Da die kapitalistische 
Entwicklung nicht linear verläuft, da sich 
in der Geschichte Prosperitätsphasen und 
große Krisen, die durch schr unterschied- 
liche Merkmale gekennzeichnet waren, 
abgewechselt haben und angesichts der 
wechselhaften Geschicke der Arbeiterbe- 
wegung, der Frauenbewegung, der anti- 
kolonialen Befreiungsbewegungen und 
der weiteren sozialen Bewegungen ist es 
nicht verwunderlich, dass die politisch- 
theoretischen Problemstellungen schr un- 
terschiedlich waren. Wir stehen im Grunde 
vor einem riesigen Feld von Bruchstücken, 
die erneut zu durchdenken und zueinander 
in Beziehung zu setzen wären. Die Theorie 
des Weltmarktes, des sich globalisierenden 
Kapitalismus weiterzuentwickeln, eine 
Aufgabe, die Elmar Altvater ebenso umtrieb 
wie Karl Marx, wird wohl noch zukünftige 
Generationen beschäftigen - solange wir 
weiter mit der weltweiten Dominanz der 
kapitalistischen Produktionsweise konfron- 
tiert sind. Aber zumindest müssen wir dabei 
nicht bei null anfangen. 
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